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6G. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 19. Juni 196:? 

lJli: Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtages eröffnet. 

Präsident Van Volxem: 
frh eröffne rlie 60. Sitzung des Landtages von Rhein
land-Pfalz. Beisitzer sind die Herren Abgeordneten 
Thirolf und Ludcs. Die RednerliE;te führt Herr Abge
ordneter Thirolf. 
Es fP..hlf'n ent~('hul<ligt die Herren Abgeordneten Hel
ler Korbach, Fuchs, Lorenz, Schmi.<lt, Schumacher, 
Bögler und Kuhn. 
Ich begrüße auf der Tribüne als Gäste des Landtages 
Sok!11.ten des Schweren TransportbataiUons 931 aus 
Zweibrücken und Schüler des Aufbaugymnasiums 
.. Heimschule am Trifels", Annweiler (Pfalz). 

<Beifall des Hauses.) 

Der Herr Abgeordnete Schikora hat am 16. Juni sein 
50. Leben1>jahr vollendet. kh sp1·eche ihm meine besten 
Gliickwünsche für sein persönliches Wohlergehen aus. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung liegt 
Ihnen vor. Erhebt sich Widerspruch? Icll. darf bitten, 
mich zu ermächtigen, gegebenenfalls den Punkt 12 
- Antrag der Fraktion der SPD betreffend Sanierungs
und Förderungsprogramm für Stadt und Raum Baum
holder - Drucksache II/477 - vorzuziehen, damit er noch 
am Vormittf1g erledigt werden kann, weil die Landes
regierung durch den Chef der Staatskanzlei, der heute 
n;,chmittflg eine Dienstreise antreten muß, dazu Stel
lung nE'hmen wird. - Sie sind damit einverstanden! 

kh rufe auf Punkt I der Tagesordnung: 

Fragestunde 
- Druck..'lache II/493 

leb bitte den Schriftführer, Herrn Ludes, die Frage 
Nr. 46 zu verlesen. 

Abg. Ludes <Schriftführer): 

Mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Bec:ken
badi (SPD) betreffend Handhabung des Grundstück
verkehr~ge~e-tzeR vom 28. Juli 1961. 

über die Auslegung wid Frakti.z.ierung des Grund
stückverkehrsgesetzes vom 28. Juli 1961 besteht unter 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung große Unruhe. 
Ich frage daher: 
1. Ist die Landesregierung bereit, Ausführungsanwei-. 

::;ungen an die Landwirtscliaftsämter zu erlassen, 
worin insbei>ondere festgelegt ist, was unter „loyaler 
Handhabung des Gesetzes", wie sie der Landwirt
schaftsminister im Landtag am 27. März 1962 zuge
sagt hat, zu verstehen ii;t? 

2. Is t unlf'r . .loyaler Handhabung d'i's Ge:!letzes" auch 
zu verstehen, daß eine Verfügung über landwirt
~ch<iftlich nutzbare Grundstücke durch Testament 
;merkannt und Gr1.mdsti.icksvel"äußerungen dUfch 
E1·bteilung unter Bauern oder in der Landwirtschaft 
Tätigen zu genehmigen sind, wie es nach der Aus
führungsanweisung des ehemaligen Reichsmlnisters 
für Ernf:ihrnng und Landwirtschaft vom 30. Mär.t 
1939 zur Grundstückverkehrsbekanntmachung mög
lich war? 

Präsident Van Volxem: 
Zur Beantwortung erteile ich dem Herrn .Landwirt
:>eh a (tsminister das Wort. 

Landwirtschaftsminister Stfibinger: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gelegent
lich meiner Antwort auf die Grnßü Anfrage der CDU 
·betreffend Durchführung des Grundstückvcrkehrsge
setires habe !eh unter anderem darauf hingewiesen, daß 
das Grundstück\•erkchr~ges<>tz verstiin<lnisvoll, aber 
dort, wo es nötig ist, :-ehr nat:hdriirklkh flngPw::inot. 
werden soll, um damit letzten Endes den notwendigen 
Beitru~ zur Verbe..~serung der Agrarstruktur und zur 
Sl:cheru11g der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
auch in Rheinland-Pfalz zu leisten. Dabei durfte ich 
feststellen, daß wir uns hier im Hohen Hause grund
sät:i;lich bezüglich der Zielsetzung des Grundstfü.:kver
kehrsgesetzes, nämlich durch eine Lenkung des Boden
verkehrs den notwendigen Beitrag für die vordring
liche Agrarstrukturverbesserung zu legen und gleich-

•• ~~~~·:~·~~,.~~,1~~!?r.p~i ~rreit;±lte zu sichern, einig sind. 
· !lü :aer ersten Fr'age, ob die Landesregierung bereit ist, 

besondere Ausführungsanweisungen an die Landwirt
sdlaftsämter zu erlassen, darf ich folgendes bemerken: 
Die Landwirtsehaftsbehürden i;lnd bei Inkrafttreten des 
GrundsWckverkchrsgesetzes durch mehrere Runder
lasse sowie Dienstbesprechungen eingehE>nd über die 

1 Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen unterricll.-

1 
tet. ~ord. ~P.·. D<!s derzeitige Verfahren, das im vollen 
Einverständnis mit der landwirtschaftlichen Selbst-

! :l(PrytraltW\Ar, .„/i:4?.,Cl. ,nPr landwirtschaftlichen Berufsver
' "' · fii'fü~~"'Tn" 1'~äng · 1~etzt · ~vurde, sollte zunä<::hst an-

gewandt werden, eb.e neue Anweisw1gen, die sich 
selbstverstäncllicll mit der Zielsetzung des Gesetzes 
decken müssen, an die Landwirtschaftsbehütden ge
geben werden. Im übrigen kann gelegentlich neuer 
Dienstoespredt.ungen auf Grund der vorgetragenen Er
fab.ri,mgsl;ierichte und cter mündlichen Aussprachen sehr 
vi~l besser auf eine richtige Anwendung der gesetz
lichen Bestimmungen eingewirkt werden, ais es mit 
einem schriftlichen Erlr1 ß bei den in Rheinland-Pfalz 
so verschiedenen Verhältnisi<E.'n möglich ist. 

Zur Frage 2, ob unh'l' einer „loyalen Handhabung des 
Gesetzes" auch eine Regelung im Sinne der Ausfüh
rungsanweisungen des ehemaligen Reich8ministers für 
Ernährung und Landwir1$cliaft vom 30. März 1939 zur 
Grundstücklibek.anntmachung zu verstehen s ei, muß ich 
zunächst bemerken, daß diese Anweisung nic:ht be
;i;weckte, letztwillige Verfügungen ubcr landwirtschaft
lich nutzbare Grundstücke allgemein .anzu<:'rkennen und 
Grundstücksveräußerungen durch Erbteilung unter 
Bauetrl oder in der- L1mdwirti::ch11ft Tütigen zu geneh
migen. Im übtigcn ist zu ber-ücksichtig•m, daß seiner
zeit, als die 

1

Au.Sführungo.anwei:-;ung-~~n erlassen wurden , 
1 • efflt-"''Vö'ri 11 ·jlf~f/""11iimtfgrn Verhältnissen durehaus ver-

schiedene agrarpolitl~C'he Situation. gegeben war. D a
mals kamen infolge der Reichserbhofgesetzgebung 
nahe.z.u sämtliche .selbs tändigen landwirtschaftlichen 
Betriebe für ein Grundstllckvcrkehrsge.setz überhaupt 
nicht in Betracht. Heute ist es unsere Aufgabe, all die
jenigen Betriebe, die eine selb~tändige Existenz dar
~tellcn odet h~erzu ausbaufähig sind und sich nicht 
wieder durch freiwillige Einträge in die Höferolle zur 
geschlossenen Ve.rnrbung bekannt haben, vor der 
11,grarstrukturell unerwünschten und unwirtsch<ift!ichen 
Zer:;;dl;lagung im Erbgang zu bewahren. 

Präsident Va.n Vob:em: 
Eine· Zusat~rage, Herr Abgeordneter Beckenbach? 

Abg. Be.ckenbaclJ.: 
Herr Minii<terl Sie haben in der 55. Sitzung am 27. 
März darauf hingewiesen, daß in unserem Lande etwa 
40 000 Betriebe unter 7 ,5 ha versdlwunden und auf
gelös t sind. Wörtlich haben Sie dann zusä tzlich fol-

• 

• 
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(Beckenbach) 

gendes bemerkt: „Und so wäre es bei den Betrieben, 
die .unter der Grenze eines bäuerlichen Familienbe
triebes liegen, die auch in absehbarer Zeit dieses· Ziel 
nicht. erreichen können. Hier bestehen im allgemeinen 
keine Bedenken, wenn sie teilen. Hier wird der allge
meine Grundstücksm.arkt belebt und das für die Auf
stockung der bäuerlichen Familienbetriebe zweifellos 
notwendige Land bereitgestellt." 
Icll !rage Sie, Herr Minister; Sind die Laodwirtschafts
ämter angewiesen, in dies.em Sinne das Grundstück
verkehrsgesetz anzuwenden, d. h. zu genehmigen, wenn 
es sich um Grundstücksverkäufe aus Betrieben und 
Besitzungen unter der' Grenze einer Ackernahrung oder 
Existenzbasis dreht, loyal zu verfahren? 

Landwirtscllartsminister Stöbinger: 

Das ist unsere Meinung. So wurden auch die Land
wlrt.schaftsämter von ' uru:: informiert, Herr Beckenbach. 
Wir müssen uns nur darüber klar sein: Es wird immer· 
wieder Grenzfälle geben können. Wenn Sie einen Be
trieb nehmen, der ungefähr bei rund 7,5 ha, also rund 
"30 Morgen, liegt und die Landwirtschaftsbehörde den 
·Eindruck hat, daß dieser Bauernbetrieb sich als selb
ständi~er Bau.ernbetrieb auch in der Erbfolge halten 
will, dann wird in dies.em Falle mehr nach oben zu ent
scheiden sein als nach unteq. Aber im Grunde stimme 
ich absolut mit Ihnen überein, daß die unter der 
Grenze des Existenzminimums liegenden Betriebe im 
Grundstücksverkehr sp behandelt worden sollen, daß 
damit Aufstockungen durchgeführt werden können. 

Präsident Van Volxem: 
Eine zweite Frage, Herr Beckenbach?· 

Abg. Beckenbach: 
Halten Sie es nicht !ür notwendig, Herr Minister,' daß 
zumindest in Rheinhessen noch einmal eine besöndere 
Anweisung ergeht? Seit J'anuar di~ses Jahres sind im 
Regierungsbezirk Rheinhessen über 50 Fälle nicht ge
nehmigt worden, die im großen und ganzen in diese 
Rubrik fallen, welche wir eb_en behandelt haben und 
die unter der Grenze einer Existenzbasis und einer 
Ackernahrung ~iegen. kh kann Ihnen 50 Fälle auf
zeigen, die alle diese. Voraussetzungen der Anerken
nung erfüllen, die Sie zum Ausdruck gebracht haben, 
Herr Minister. Diese Fälle sind aber _nicht genehmigt 
worden. 
Halten Sie es nicht . für notwendig, daß noch :einmal -· 
besonders die Landwirtschaftsämter von Rheinhessen, . 
und hier insbesondere das Landwirtschaftsamt Mainz, 
darauf hingewiesen werden, daß entsprechend Ihrer 
Ansicht, Herr Minister, die Sie· am 27. März und heute 
bekundet haben, ver.fahren wird? . 

Landwirtschaftsminister Stübinger: 
Herr Kollege Beckenbach, uns sind in der Zentrale des 
Ministeriums bis zur Stunde verhältnismäßig sehr, sehr 
wenige Fälle zur Beanstandung gemeldet worden. Und 
nach unseren Informationen ist rund 1 v. H. der An
träge bis jetzt nicht genehmigt worden. Sie werden 
also zugeben müssen, daß dieser Prozentsatz sehr mi
nimal ist. Ich bin ab_er gerne bereit, speziell. die Fälle 
in Rheinhessen noch einmal von meiner Dienststelle 
aus überprüfen zu lassen und im Sinne unserer Ein
stellung die dortigen Behörden, die Landratsämter bzw. 
die Landwirtschaftsämter, ;zu informieren. 

(Abg. Beckenbach; Einverstanden!} 

Präsident Van Volxem: 
Ich bitte, die Anfrage Nr. 47 des Herrn Abgeordneten 
Trees zu verlesen. 

Abg. Ludes (Schriftführer~: 
Mündliche Anfrage des Herrn Abgeordnet~n Trees 
(SPD) betr . .auswahl von Schulbüchern für die Volks~ 
schulen in Rheinland-Pfalz. 
.Aus verschiedenen Orten sind Beschwerden von Eltern 
darüber vorgebracht worden, daß in vielen Schulen 
von Jahr zu Jahr für die gleichen Schulklassen andere 
Schulbücher vorgeschrieben werden. Dadurch können 
nach.!olgende Klassen nicht mehr die bisher vorge-
schriebenen Bücher weiterverwenden. · 
Selbst innerhalb eines Schulverbandes werden für die 
gleichen Kla~sen verschiedene Bücher 'benutzt. Infolge
d~s.sen waren Kinder längere Zeit ohne Bücher, weil 
die Buchhandlungen nicht in der Lage waren, die Be;. 

j stellungen auszuführen. 
· Ich frage daher die Landesregierung, ob sie bereit ist, 

Maßnahmen gegen die Schulbücherflut zu treffen, um 
durch entsprechende Schulbuchbeschaffungsrichtlinien 

. unzumutbare Belastunge-n der Eltern abzuwenden. 

Präsident Van Volxem: 
Die Anfrage wird durch den Herrn Kultusminister be-

- antwortet. 

Kultusminister Dr. Orth: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die ge
stellte Frage ist in zweifacher Hinsicht zu beantworten. 
1. Maßnahmen gegen die Schulbücherflut, die wir - genau 
wie bei anderen Bü.chern oder Zeitschriften - feststel
len, kann die Landesregierung nicht treffen. Dagegen 
stehen garantierte Redlte. So ist es jedem Verleger 
gestattet, Schulbücher herauszugeben. Wir stellen !.est, 
daß auch bei den Volksschulen für jedes Fach ein 
großes Angebot von Schulbüchern, und zwar meist von 
s~b..r guten &hulbüchern, besteht. Ein Großteil äieser 
Bücher ist in der letzten Zeit durch Neuaufiage - die 
Verlage sagen, das sei notwendig gewesen durch die 
in der Praxis gernacliten Erfahrungen - verbessert 
worden. 
Die Frage· 2, ob die Landesregierung· bereit ist, unzu
mutbare Belastungen der Eltern abzuwenden, wird m!t 
Ja beantwortet. Das Ministeriwn hat bereits in seinem 
Erlaß vom ·Juli 195~ eine Einheitlid:J.keit in der Ge
nehmigung, in der Zulass.ung von SChulbüchern in den 
Volksschulen, mindestens jeweils für den Sereich eines 
Regierungsbezirkes, angestrebt. Dazu muß aber folgen
des festgestelli werden. Wer diese Einheitlichkeit in 
voller Auswirkung und in letzter Konsequenz will, der 
muß sich darüber lln klaren sein, daß Proteste und 
Beschwerden von Verlagen, die, obwohl sie gute Bü
cher anbieten, nicht zum Zuge kommen, in Zukunft 
keine Berücksichtigung finden können, und zweitens, 
daß die Methodenfreiheit der Lehrerschaft, die dieses 
Hohe Haus, vor allem aber der Kulturpolitische Aus
schuß, in Einmütigkeit gewünscht und gewollt hat, eine 
Einengung, wenn nicht sogar eine vollständige Aufhe
bung erfährt. Es erscheint mir aber angebracht, bevor 
solche Maßnahmen in die Wege geleitet werden, eile 
die Freiheit des Lehrers einengen, den Kulturpoliti
s.chen Ausschuß damit zu befassen. 

Präsident Van Volxem: 
Eine Zusatzfrage? 

· Abg. Trees: 
Wenn sich der Kulturpolitische Ausschuß mit dieser 

. !'.'rage beschäftigt, habe lieh keine Frage mehr zu 
s tellen. 

Präsident Van Volxem: 
Die Anfrage ist damit beantwortet. Ich ru!e auf den 
Punkt 2 der Tagesordnung: 
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Dritte Beratung des Landesbeamteugesetzes 
Rheinland· Pfalz 

• Druckrnche IIi 100'42!l/4fl9/470i473f478/481i482/483 -

Die Berichterstattung für den Hauptausschuß und für 
den Haushalts- und Finan7.aussmuß erfolgt durch den 
Herrn Abgeordneten Rothl„y. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Rothlcy: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe den Auftrag, Ihnen Bericht zu er
s tat.ten sowohl für den Hauptaussch.uß wie auch für 
den Haushalts- und Finanzausschuß bezüglich der Pro
bleme, die nach der zweiten Lesung des Landesbemn
tengesetzes noch zur Ausschußbchandlung angestan
den haben. 
Der Hauptausschutl hat sich in seiner Sitzung am 7. 
.Tuni 1962 und der Haushalts- und Finanzausschuß in 
Sitzungen am B. und 15. Juni 19-62 mit den Anderungs
anträgen. die von der Ft·aktion der SPD gestellt und an 
die Ausschüsse übcrwiesf!n waren, beschäftigt. Dar
üb<,r hinaus haben sich beide Ausschüsse auch noch 

• mit einigen anderen Fragen befaßt, die bel der Dis
ku:;sion des Landesbeamtengesetzes in zweiter Lesung 
besonder,;; herausgestellt worden sind. 

A li: Ergebnis der Beratungen in den genannten Aus
~·chüssen darf ich folgendes feststellen. Zu dem Ände
rungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksache II/469, 
hat der Hauptausschuß beschlossen, eine .Änderung der 
Ziffer 3 im § 9 Abs. 1 vorzunehmen, die materiell dem 
entspricht, was dem Änderungsantrag der Fraktion der 
SPJJ zugrunde lag. Sie sehen diesen Beschluß des 
Hauptaus:--:chusses niedergelegt in der Drucksache II/482. 
h:h darf sagC'n. daß auch der Haushalts· und Finanz
au;.:;d1uß in seiner Sitzung am 8. Juni 1962 dieser For
mulierung zugeslimmt hat und beide Ausschüsse emp
fehlen dem Hohen Hause, die Drucksache II/482 an
zunehmen. 

Zu der Drucksache Ili470, Ändernngsantrag der Frak
tion der SPD, hat der Hauptausschuß mit Mehrheit 
b~schlossen. den Änderungsantrag abzulehnen. Zu die
~cr Auffasrnng kam auch die Mehrheit des Haushalts
un<l F'inanzausschusses in der Sitzung am 8. Juni llltl2. 
Bt!rde Ausschüsse ließen sich von der Überlegung lei
ten, daß durch die Einsichtnahme in die Personalakten 
d~rn Hc•rimten ja die Möglichkeit gegeben sei, von den 
dien~Wchen Beurteilungen Kenntnis zu nehmen, so daß 
vorlib die dienstliche Beurteilung dem Beamten nicht 
zur Kenntni:;; gebracht zu werden braucht. 

Zu der Drucksache II/473 war der Hauptausschuß der 
Meinung, daß diese Materie dem Haushalts- und Fi
nanz<JuRRchuß zur endgültigen Beschlußfassung zu 
übm·tragen sei. Das Ergebnis der Beratungen finden 
Sie in der Drucksache II/492 festgehalten, die den ge
meinsamen Anderungsantrag der Fraktionen der CDU, 
SPD und FDP beinhaltet. Es ist da eL'le wesentliche 
Anderung getroffen für den Personenkreis, der Wlter 
d;is Kriegsunfallversorgungsgesetz fällt und für den 
1wn der Stichtag des Inkrafttretens des Kriegsunfall
versorgungsgesetzes vom l. Januar 1960 auf den 1. Sep
tember 1957 vorverlegt worden ist. 

Der Hauptausschuß hat schließlich noch die Druck
sache II/481 eingebracht, in der noch einige weitere 
Anderungen aufgeführt sind, die von ihm bt.!llchlossen 
WLtrden, z. B. die Änderung zum § 208 Abs. l Satz 2, 
wonach sich der Betrag, der für die Abfindung ausge
whlt wird. um ein Fünftel verringert, wenn der Ruhe
!'\tandshcgi~m um ein Jahr hinausgeschoben wird. Das 
bctrim die Polizeibeamten. Diese redaktionelle Ände
l'ung war notwendig geworden, weil nach dem § 55 des 

vMliegenden Landesbcamtengc~etzes ein Hinausschie
ben des RuhestancL~beginns nur für ein Jahr möglich 
ist . 
Auch bct der Ziffer 2 des angeführten .J!.nderungsan
trages Drucksache II/481 handelt es sich um eine re
daktionelle Änderting. Bei der Ziffer 3, die den § 228 
Abs. 1 betrifft, isi der lP.tzte Sat:r. dieses Absatzes ge
strichen worden. 
Zur Frage der Welhnachtszuwendungen, für die bei 
der zweiten I.iesung ein besonclerer Antrag nicht vor
lag, haben sämtliche F'raktioJnen nun einen gemein
samen Antrag eingebracht, clP.r in der Dru<k<:~<'he It/491 
festgelegt ist und der aussagt, daß den Beamten und 
Empfilngcrn von Versorgungsbezüg<m eine ·weihnachts
zuwendung gewährt werden kann. 
Außerdem wurde im Haushalts- und Finanzausschuß 
auch noch die Frage des unbezahlt-en Urlaubs fiir Be
amtinnen angesprochen. Der Ausscl!uß war der Mei
nung, daß im Verlaufe der Etatberatungen diese Frage 
noch einmal aufgegriffen werden .soll mit dem Ziele, 
daß die Bestimmungen, wie sie jetzt festgelegt worden 
sin:d, nach Möglichkeit eine Erweiterung erfahren in 
der Fonn, daß man vielleicht zu einem längeren unbe· 
zahlten Urlaub für die Beamtinnen kommen kann. 
Meine Damen und Herren! Ich habe den Auftrag, Ihnen 
die Änderungsanträge, die vom Hauptausschuß vor
gelegt worden sind, und die gemeinsamen Anträge, 
die de.r liau.shalis- und Finanzaussclmß nach Diskus
sion erarbeitet hat, zur Annahme zu empfehlen. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 
kh danke dem Herrn Berichte1·statter. Die Besprechung 
ist eröffnet. Erfolgen Wui·tmeldungcn'/ - Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Rothley {SPD). 

Abg. Rothley: 
Herr PräsJdent! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
die Hoffnung, daß die HPrr.-n Kollegen von der CDU 
und FDP, die sicher auch In dritter Lesung noch ein 
Wort zu diesem wichtigen Landesbeamtengesetz sagen 
werden, vielleicht vor mir auf diese Tribüne steigen 
würden; leider ist das nun nicht der Fall, so daß ich 
vorab nun noch einmal in ganz wenigen Worten einige 
Betrachtungen zu dem Gesetz anstellen darf. 

Ich darf :zunächst das Bedauern unserer Fraktion zum 
Ausdruck bringen. daß unser Änderungt:<anlrag, Druck
sache I!/470. keine Zustimmung gefunden hat, obwohl 
er in die Ausschüsse überwiesen worden war, daß also 
dle Bestimmung, wonach dienstlkhe Beurteilungen 
dem Beamten vor der Ablage in die Personalakte zur 
Kenntnis gebracht werden sollten, nun nicht in das 
Gesetz au!genonunen worden ist. Ich hätte vielleicht die 
Frage heute nicht mehr angesprochen, wäre uns nicht 
r.ach der Berntur.g In den .l\ussc..'1.üssen nuc.11 folgender 
Tatbestand zur Kenntnis gekommen, daß nämlich eine 
RP.ihe von Bundesbeh<irden und auch Landesbehörden 
in unserem Lande dazu übergehen, eine Akt.eneinsic:ht 
nur dann zu gestatten, wenn sie vom Beamten schrift
lich beantragt worden ist, und dann auch einen be
sonderen Aktenvermerk vornehmen, der im Personal
akl abgeheftet wird, wann - also an welchem Tage -
und zu welcher Zeit - also von 10.15 bis 10.45 Uhr -
der Beamte Einsicht in seinen Personalakt g enommen 
hat. 

Ich möchte meinen, daß ein solches Verfahren und ein 
solches Verhalten der Behörden geeignet ist, erst recht 
als Bremse zu wirken für die Einsieh tnahmen in die 
:Personalakten, und ich hätte hier den Wunsch an Sie, 

• 
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Herr Innenminister, daß Sie __ vielleicht die Beh9~qen 
Ihres Bereiches anweisen o<i.er . dqß überhaupt die Lan
desregierung eine . Anweisung herausgibt, daß von 
einem solchen Verfahren, soweit es die Landesbeamten 
bei'.rif!t, Abstand genommen wird. 

Wir bedauern auch von unserer Fraktion aus ..: das muß 
ich auch noch einmal ausdrücklich fest.stellen -, daß 
der Landespersonalausschuß' nach unserer Meinung 
nun nicht die Unabhängigkeit erfahren hat, wie wir das 
in unserem Antrag, den wir in der. zweiten Lesung 
einbrachten, angestrebt haben. Ich bin der festen 'Ober
zeugung, meine Damen und· Herren, daß diese Unab
hängigkeit des Landespersonalausschusses morgen oder 
übermorgen genauso .verwi.rklicht se.in wird wie so 
manches, was wir als Sozialdemokraten hier in diesem 
Hause zu anstehenden· Gesetzen in der Vergangenheit 
gesagt haben und was sich dann auch tatsächlich, oft 
erst nach Jahren, erfüllt hat. 

Wir sind auch der Meinung, daß es eine· schlecllte 
Sache ist, daß wfr den AU!gabenkatalog des Landes
personalausschusses so sehr begrenzt und beengt ha
ben, daß wir noch nicht einmal bereit waren oder viel-
mehr die Mehrheit des Hauses nicht bereit war, dem 
Lattdespersonalausschuß den Aufgabenkatalog zuzutei
len, wie ihn der Bundestag dem Bundespersonalaus-· 
schuß zugeteilt hat. Wb: sind der ·Meinung, daß damit 
der Landespersonalaussc:huß an Bedeutung wesentlich. 
verloren hat und daß. er cicht das wird, was sich viele 
Beamte 'von ihm versprochen haben. 

Wir bedauern weiterhin a,ußerordentlich, daß der alte 
Zopf, der im § 158 nach wie vor verankert ist, daß 
Unfallfürsorge dann nicht gewährt werden kann, wenn 
grobe Fahrlässigkeit des Verletzten bei der En.tstehung 
des Dienstunfalles mitgewirkt hat, in dieses so neue 
Gesetz aufgenommen worden ist, obwohl wir alle wis
sen, daß sowohl die Unfallversicherung aIS auch sämt
liche 36 Berufsgenossenschaften in der Bundesrepublik 
ein solches Verfahren nicht m!'!hr handhaben. 

Wir bedauern darüber hinaus, daß man trotz besserer 
Einsicht, wie sie .audl bei manchen Kolleginnen und 

. Kollegen der Regierungspartei zu verzeichnen ist, nicht 
den Mut hatte, nun auch die Pädagogischen Hochschu
len als wissenschaftliche Hochschulen im Gesetz auszu
weisen. 

(Abg. Dr. Neubauer: Das hat nichts mit Mut zu 
tun, Herr Kollege!) 

Auch diese .Frage, meine Damen und Herren, wird in 
zwei, drei oder fünf Jahren zwei;fellps nach unseren 
Vorstellungen geregelt werden müssen. Die Verhält
nisse werden uns einfach dazu zwingen, das zu tun, 
was wir in zweiter Lesung beantragt haben, wozu Sie 
ab.er, meine Damen und Herren von der CDU, Ihre Zu
stimmung nicht gegeben haben. 

Lassen Sie .mich noch einen anderen l?a.rag:raphen an
sprechen, den § 150, der die erhöhte Unfallfürsorge für 
die Beamten gewährleistet, die unter besonderer Lebens
gefahr ihren Beruf ausüben müssen. ' Wir wissen, daß 
hier durch das .Beaintenrechtsrahmengesetz eine zwin
gende Vorschrift gese.tzt ist. W:ir wissen, daß wir hier 
keine Möglichkeit haben, die Dinge anders zu gestalten, 
als sie .im Gesetz jetzt tatsächlich festgelegt worden 
sind. Ich J::iin aber der festen Meinung, daß, wenn die- · 
ses zwingende Beamtenrechtsrahinengesetz nicht gege
ben wäre, der Ausschuß zweifellos zu eine;r Lösung ge
kommen wäre, die besagt hätte, daß zumindest die 
Polizeibeamten, dle Feuerwehrbeamten und die Straf
vollzugsbeamten · in ihrer Tätigkeit .Sowieso· einen 
Dienst ausüben, der: pra ktisch dauernd mit einer be
stimmten Leb_ensgefahr verbunden ist. Wir hätten hier 
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den Wunsch - und da darf ich mich an Sie wenden, 
Herr Innenminster -, daß bei Vorfällen, die eintreten, 
eine großzügige Auslegung des Gesetzes Platz greift; 
und ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie in dieser Rich
tung eine Aussage hier vor dem Hohen Hause machen 
könnten. 
Einige Bedenken haben meine Freunde gegen die Zif
fer 3 des Änderungsantrages Drucksache II/481 des _ 
Hauptausschusses, wonach im § 228 Abs. 1 der letzte _ 
Satz gestrichen wird. Ich muß diese Frage noch einmal 
ansprechen, und zwar d.eshalb, weil ja die Sätze l und 
2 zweifellos eine vorbildliche Regelung · der Besitz..: 
standswahrung beinhalten. Ich habe das Ge.fühl, daß 
vie1Ieic.'1t die Streichung dieses Satzes 3 des Absatzes 1 
im § 228 dem Bund die Möglichkeit geben könnte, eine 
Nörmenkontrollklage in die Wege zu leiten. 

(Abg. Dr. Kohl: Dann kann er das auch bei den 
· " ' Sätzen 1 und 2!) 

Bei Bestehen di.eses Satzes 3 wäre ihin meines Erach
. tens die Angriffsfläche genonunen. Aber wir wollen 

boffen, daß durch diese Streichung nicht die übrige, 
gut gelungene Regelung der Besitzstandswahrung ge-= 

. fährdet wird. '· 
Meine Damen und Herrenl WU: begrüßen es als So- -: 
zialdemokraten, daß unser Änderungsantrag Druck-· 
sache II/473 zum gemeinsamen Antrag aller Fraktionen 
ill der Dri,ick.sache II/492 geführt hat und daß· durch 
diesen gem!'!insamen Antrag nun all den Personen, die 
durch den Krieg Schaden erlitten haben, all den Be
amten, die. durch Verwundung oder Krankheit in 
Kriegsgefangerischaft dienstunfähig geworden sind, und 
all den Hinterbliebenen solcher Beamten über die 
Kriegsunfallversoriung eine Besserstellung gewähr
leiStet ist, das heißt, daß durch die Vordatierung des 
Inkrafttretens des Kriegsunfallversorgungsgesetzes nun 
eine Härte aus dem Weg geräumt worden ist, die der 
Personenkreis, soweit er in unserem Lande wohnt, in 
der Vergangenheit mit Recht immer wieder beanstan-
det hat. · 
Sie wissen, daß wir Sozialdemokraten bei der Verab
schiedung des Kriegsunfallversorgungsgesetzes schon 
für dlesen Termin vom 1. September 1957 eingetreten 
sind. Wir haben seinerzeit leider nicht Ihre Zustim
mung finden können. Aber wir freuen uns - und das 
erfüllt uns mit einer _gewissen Genugtuung -, daß auch 
diese Einsicht nun b~i Ihnen vorhanden ist und Sie zu 
diesem gemeinsamen Antrag mit uns gekommen sind. 
Wir begrüßen es weiter, daß endlich auch die ]frage 
der Weihnachtszuwendungen aus der D.iskussion je.., 
weils vor den Weihnachtsfeiertagen herausgenommen 
wird. Wir freuen uns, daß der gemeinsame Antrag 
II/491 vorliegt, der aussagt, daß allen Beamten und 
Empfängern von Versorgungsbezügen eine Weihnachts
zuwendung gewährt werden kann. Wenn es auch nur 
eine Kann-Vorschrift darstellt, so möchte ich meinen, 
daß durch diese ·Bestimmung die Fürsor gepflicht des 
Staates durch den · Gesetzgeber dokumentiert worden 
ist und damit ein Anliegen der Beamtenschaft erfüllt 
wurde, das meine Fraktion in dies.em Hause schon seit 
Jahren immer wieder angesprochen hat. 
Meine Damen und Herren! Da!; Gesetz beinhaltet viele 
positive Aussagen im Sinne einer fortschrittlichen Ent
wicklung des Beamtenrechts. Wenn au_ch nicht in allen 
Punkten den Vorstellungen und Bemühungen unserer 
Fraktion Rechnung getragen worden ist, so dar! doch 
r-estgestellt werden, daß eine bemerkenswerte Aufge
schlossenheit in den Ausschüssen für die gegenseitige 
Argumentation die Voraussetzungen dafür schuf, daß 
viele gute Gedanken und Anregungen in das Gesetz 
eingearbeitet wurden und es dadurch weitgehend wirk
lichkeitsnahe gesta ltet werden konnte. Diese. Tatsache 
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kimn uns als Gesetzgeber mit einem gewissen Gefühl 
der Genugtuung <larüber erfüllen, daß wir unsererseits 
bestrebt waren, aus unseren gegenteiligen politischen 
Amchauungen heraus ein wichtiges Gesetzeswerk zu 
sch;iffen, das den Belangen der .Beamtenschaft Rech
nung trägt Wld das die Institution des Berufsbeamten
tums auch für die weitere Zukunft garantiert. 
Teh darf aus diesen Überlegungen heraus namens mei
ner Fraktion erklären, daß wir dem Landesbeamten- -
gestz in d<.>r Fassung der Drucksache II/478 unsere Zu
stimmung geben werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Kunkel (CDU). 

A bg. Kunkel: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren r Nach der sehr gründlichen Berich terstattWlg des 
Herrn Kollege Rothley und seiner soeben abgegebenen 
Erklärung für die Fraktion der SPD glaube ich, mich 
doc.:h sehr kurz fassen zu können. Wir sind glüc-klich 
darüber, daß wir uns noch einmal in den AusS-Chüssen 
zu einigen. wie ich meine nicht unwesentlichen. Punkten 
üußern kunnten. So ist die Änderung des § 9, die den 
Wr>gfall der Alteri;grenze beim Wechsel zwischen zwei 
iiffentlichen Dienstherren vorsieht, notwendig gewor
den. wenn wir im Zuge der Verwaltungsverein.fachung 
nicht wegen jeder Übernahme die Einholung der Aus
n<Jhrnegenehmigung zementieren wollen, zumal keine 
we!ientliC'hen siichlichen Gründe gegen diese Regelung 
~tehen. 

Auc-h die Frage der Weihnachtszuwendung. die in der 
zweiten Lefüng angeschnitten und :für diese Beratung 
angekündigt \Vurde. findet jetzt, glaube icl1„ eine befrie-
digende Lösung, wenn ich auch hier der Beamtenschaft 
;i;uruf(>n mi><:htt-!, nicht immer auf den Partner, der in 
ei1wm Tarifvertrag steht. zu schauen, sondern bei al
len Forderungen auf die Eigenart und Besonderheit 
des öffentlich-rech1!iehen Dieni-tverhältnisses, in dem 
der Berufsbeamte steht, zu ac.1-iten. 

(Beifall be-i den Regierungsparteien.) 

\Vi1 können und wollen uns dem Anliegen selbst nicht 
versd1lieflen, i>ind aber der Meinung, daß, wenn man 
allgemein bereit ist, die geschichtlichen Grundlagen der 
Weihnachtsgratifika tion zu übersehen, man diese im 
~t;iatlichen Bereich wenigstens als soziale Zulage sehen 
,,:olltc. 
Au;; diesem Grunde bitten wir die Landei;regierung, in 
der zu erl~ ~senden Rei:-ht~verordnung den sozialen Ver
hälrni~scn be::;ondere Beachtung zu schenken. 
Die wesentlichste Neuerung aber, meine Damen und 
Herren, die die Beratungen zwischen der zweiten und 
dritten Lesung erbrachte, ist wohl der gemeinsame 
J'i..nderungsantrag der drei Fraktionen betreffend § 236, 
Krieg::;unfallversorgung. Soviel mir bekannt, Herr Kol
lege Rnthley, war es ein Antrag der FDP und nicht 
ein Antrag der SPD. Und wenn ich die Ausschußbera
tungen damals richtig miterlebt habe, hat die Mehrheit 
der SPD-r'raktion, was das Datum betrifft, nicht für 
d.as gestimmt, was die FDP beantragte. 

{Abg. Daubcr: Wir hatten doch im Plenum noch 
einen Antrag gestellt! - Abg. Völker; Wollei;i. wir 
jetzt noch anfangen zu streiten? - Abg. Marten-

stein: Urheberrecht!} 

- Das wollen wir nicht! 

(Abg. Rothley: Sie haben nicht zugehört! Ich 
habe nur von dem Datum des Antrages, nicht 
von der Urheberschaft des Antrages, gesprochen!) 

- kh wollte hier nur klarstellen, daß damals nicht von 
seiten der SPD der Antrag ge.stellt wurde, sondern von 
der FDP. Aber wollen wir uns darüber nicht weiter 
.streiten. · 

(Abg. VölkE'r: Aber wir werden e!l prüfen'} 

"];:li.„:WAt .. ~ln~;'.&i,l.te. Leistlllli des Hohen Hauses im ver
,:~~~~~~.;nl]M~:fai.irr.~1:..Vodr!lchaltgeTse!z1 :bu diedsemB Fra~en
.....,.wP.l~~. ~. ~r~~~.lie~, as zum ei u er as eamien
ted!~b!tafüi:ieligcs~ti" hinausgeht. Da aber der Zeitpunkt 
,de~„I~~~~tr.~Jpw;, der L Januar 1960, nicht bcfriedqien 
kon~fE'. ir.i~!:it.sn~dere nachdem die Beamten des Bundes 
und die Beamten fäst aller Länder unserer nundes
republik zu einem früheren Zeitp11nkt in den Genuß 
der erhöhten Versorgung kamen, war es eine Notwen
digkeit, auch. den Beamten unseres Landes die gleiC"he 
Behandlung'"'zu' gewähren. Wir sind froh, daß wir ge
rade di~en Beamten und deren Hinterbliebenen, die 
durcli den Kriegseinsatz ihren beruflichen Werdegang 
abgcbroChen'üder aus dem Leben gerissen wurden, eine 
rückwirkende Wiedergutmachung gewähren können. 

Auch wir haben uns noch einmal mit dem § 150, der 
erhöhten Unfallfürsorge, befaßt. Wir sin<l rler MP.inung • 
daß mit der Uberschrlft „Erhöhte Uhfallfürsorge" auch 
eine Aussage gemacht wurde· über den Grad der Ge-
1ährdung. Wenn damit vielleicht auch gewisse Schwie
rlgkelten in ein;~e1nen Fäll«:'n ;mftret.en ki>rinen, ttehen 
wir uns dodl nicht in der Lage, auch durch die Fest
legung im Hahmcngesetz, im Interesse der wirklich im 
Angesicht der ~fahr zu Schaden gekommenen Ange
hörigen de::; öffentlichen Dienstes eine Änderung vor
zunE"hmt:>n. Wlr vertreten abet· die gleiche Mefoung wie 
Sie, Herr Kollege Rothley, daß von seiten der Landes
regierung bei der Auslegung des Begriffes „Ein:>at:i: 
seines Lebens" der richtige Maßstab angelegt werden 
möge. 

Zum § 228, Herr Kollege Rc>thley, möchte ich doch s::t
gen - er betrifft den Katalog df'r Be :: itzstaml~wah

rung -, daß Jch hier anderer Meinung bin als Sie. Wenn 
ein einzelnet' zu den Absätzen 2 und 3 klagen würde. 
b~teht von selten des Bund!'!sverfasstingsgerkhts viel 
mehr die Geleg1mheit, die ge~amte Besitzstandswah
rung zu stt"eichen, als die eventuelle Nonnenkontroll
klage der Bundesregierung gegen den § 228 gegebenen
falls errekhen würde. 

Zum Schlusse möchte ich es nicht vcrs~umen, nochmals, 
wie ich das in der zweiten Lesung bereits getan lrnbe, 
;i;u ver.sichern. daß wir dieses Gesetz in der jetzt vor
liegenden Jfassung für ein gutes, ja für ein fortschritt
liches Gesetz halten. Wir sind davon überzeugt, daß 
wir mit Hilfe dieses Ge~t7.es den Gedanken des Be
rufsbeamtentums ge~tiirkt. haben, ihn auch weiterhin 
werden pflegen können nnd daß vor allem der Beam
tenschaft unseres Landes ein gutes Werk in die Hand 
gegcl>en wird. Mit dieser Beamtenschaft, die die fach
lichen und menschlichen Qualitäten für ihre Aufgaben 
mitbringt und für die der Staat das Dienst- und Treue
verhältnis ernf>t nimmt, ist dem Interesse von Volk 
und Staat am besten gedient. Diese n Ileamtenstand ge
setzlich zu sichern, ist der Sinn und die Aufgabe dieses 
Gesetzes, das beute verabschiedet werden soll. 
Ich darf namens meiner Fraktion erklären, di:iß wir 
dem Gesetz in dritter Lesung :>:us timmen werden. 

{Beifall der Regierung:;parteien.) 

Prisident Van Volxem: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Schneider (FDP). 

Abg. Sdmeider: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren l Die · Ai.tsschußbera tungen haben in den meisten 

• 

• 
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<Sc:hneider) 
Punkten, die noch. zur Erörterung standen, Einmütig- folgten, daß der Beamte von sich aus zum Weihnachts-
keit aller drei Fraktionen ergeben. Es wa:r:en nur noch f~t .fÖr setne' Familie Vorsorge treffen körinte. 
wenige Pun~te, die zu differenzierten Abstimmungen Mein~ Damen und Herren! Es g~hört zum hergebrach-
geführt haben. Das ist' ein gutes Zeichen für die Ge- ten Bild des deutsChen Berufsbeamtentums, daß man 
samtkonzeption des Beamtengesetzes, das uns nun zur ihm diese vorsorge zptrauen kann. Wenn die normalen 
Schlußab:;timmung vorgelegt wird. Bezüge so geregelt sind, daß .diese Vorsorge auch ge-
Die Ausschüsse haben eine ganze Reihe von Veränd.e- troffen werden kann, dann wird sie der Beamte auch 
rungen, die auch in der .zweiten Lesung schon zur treffen. Ich .habe lediglich dieser 'Oberzeugung Aus-
Sprache gekommen sind, an dem Entwurf der Regie- druck geben wollen. Es ist niemand bei uns, der dem 
rung vorgenommen. Wir wollen hoffen, daß alle diese Gesetz als ganzem nicht zustimmen wfu:de . 
.Änderungen, die angebracht worden sind, das Gesetz (Beüall bei der FDP.) 
verbessert haben. Freilich Hißt sich schon heute sagen, 
daß im Laufe der .welteren Entwicklung auch .. dieses P.rlf:sident V~n Volxem: 
Gesetz nicht in allen seinen Punkten Bestand haben 1 Das Wort hat Herr Abgeordneter Kranzbühler (FDP). 
wird und daß Änderungen notwendig werden können. 
Das liegt in der Natur der Sache, aber die langen und 1 Abg. Kr.anzbühler: 
eingehenden Beratungen haben doch zu einem Maß von ! Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ange
Klarheit in diesem Beamtengesetz geführt, daß wir legenheit der Weihnachtszuwendung für Beamte ist au
hoffon können, die Verwaltung werde damit Gutes für ,. ßerordentlich ernst. Wir haben in unserer Doppelstel-
unsere Beamtenschaft schaffen können. lung als Beamte und Abgeordnete d.ie Pflicht, offen 
Von den Anträgen, die noch in den letzten Ausschuß- Zeugnis davon abzulegen, was in uns 'vorgeht, wenn wll; eine solche Bestimmung zur Kenntnis nehmen und sitzungen zur Sprache standen, haben wir in der Be- ·I · · 
dchterstattung und durch meine beiden Vorredner ge- aufgefordert werden, dazu unser Votum abzugeben. 
hört. Wir sind der Meinung, daß durch diese gemein- li ·Mein persönliches Votum - es hat sich das Votum sehr 
samen Anträge eine Veibess.e.rung des Beamtengesetzes zersplittert - kann niemals zustimmend sein. Wenn das 
doclJ. erreicht worden ist. Herr Kollege Kunkel hat 

1

1 Institut des Beamten gegenüber dem des Angestellten 
schon erwähnt, daß hier einem Anliegen, das schon vor 

1 

und Arbeiters, die allerdings alle zusammengefaßt sind 
Jahren die FDP-Fraktion vorgetragen hat, nun auch in dem Begriff des öffentlich Bediensteten, noch eine 

d · t E h'"tt d eh d" A 1 Bedeutung haben soll, dann muß man ein klein wenig 
~eie:~;e~ g~~a~~r~o~~~~~~n ~o~l=y ~:r EI~ci~~ . · 

1 
überlegen, was Bei;ufsbeamtentum bedeutet. 

enti:;tehen können, als seien nun alle die Verbesserun- Zu den unabdingbaren Gr:undsätzen unseres rechts-
gen, die hier im Gesetz noch _angebracht worden sind, ' staatlichen Denkens als freie Demokraten gehört die 
auf die. Initiative cter SPP. ~ur'.i,ickzufü,hren. unbedingte Integrierung und Relnerhaltung des Be-

rufsbeamten-Grundsatzes. Der Beamte bezieht sein (Abg. Rothlcy; .Das. wär~ .. nicht gekommen, wenn 
wir die Ände;rungs.anu:äge nicht gestellt hätten. Einkommen auf der Grundlage der Alimentation. Er 
Dann ware· nicht mehi· darüber diskutiert wor- hängt ab von dem Dienstherrn. Wenn in der letzten 

den!) Zeit das Problem der Beamtenbesoldung so außer-
ordentlich kritisch geworden ist, dann richtet sich die-

- Her;r Kollege Rothley, gerade die letzten Fragen, wie ser Vorwurf ausschließlich an die Dienstherren. Ich 
die der Kriegsunfallversorgung usw., sind nicht auf kann es mir leider nicQ.t ersparen, an die mangelnde · 
Grund Ihres Antrages, sondern auf Grund von 'Ober- ·Fürsorge. der zuständigen Minister zu erinnern, die 
legungen aller Fraktionen behandelt worden. . . , daran denken, müssen, für die Beamten, besonders bef 
Wenn man gemeinsame Anträge stellt, dann soll auch de~ 'vorscli.i~ieb 'für 'cien' Haushaltsplan, alles das zu 
dem Plenum eindeutig gesagt werden, daß es sich um tun, was notwendig ist. Das ist in einem hohen Maße 
gemeinsam erarbeitete Anträge aller Fraktionen han- bei den Beratungen im Haushalts- und Finanzausschuß 
dclt und nicht um das Ergebnis einer Abstimmung ein-„ geschehen, als die Stellenanhebungen, die Stellen-
zelner Fraktionen...... kegelverbesserungen usw. er.folgt sind. Zu der Frage 

(Bei!all bei den Regieru.rigsparteien.) der. Weihnachtszuwendung aber gestatten Sie mir doch, 
daß ich mir ein krasses Bild erlaube. 

Im Ergebnis darf ich wohl sagen, daß wir mit dem IclJ. bin in Süditalien mit der Eisenbahn gefahren. Auch 
Beamtengesetz in der jetzt vorgelegten Fassung mit 
all seinen l\nderungen, die es im Laufe der Ausschuß- dort gibt es Beamte. Der Zug hat außerplanmäßig dort 

angehalten, wo eine Zuwendung gegeben wurde. bcratungen erh«l.te.n bat, zufrieden sind, und daß wir 
dem Gesetz a.us voller 'Oberzeugung in dritter Lesung (Heiterkeit.) 
zustimmen können. E~n Beamter, der von Zuwendungen abhängig wfrd, ist 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) kein Beamter mehr. Auf Grund dieser prinzipiellen 
Grundsätze sind '\~.rir der Meinung, die WeLh.nachtsz.u

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wa11auer (FDP). 

Abg. Wallaucr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn ich 
zur Frage der Weihnachtszuwendungen doch noch ei
nige Ausführungen mache, dann nicht, um irgendwel
che Abstriche an dem zu machen, was unser Fraktions
vorsitzender. und was auch Herr Kollege Kunkel zu der 
jetzigen Regelung gesagt haben. 
Ich möchte al;Jer der Überzeugung niclJ.t weniger Be
amter Ausdruck geben, daß diese Regelung einer be
sonderen Weihnachtszuwendu ng überflüssig würde, 
wenn die BezUge der Beamten aller Gruppen so er-

wendung, das 13. Monatsgehalt und all diese Dinge 
sind Erscheinungen unseres Wirtschaftslebenis, und 
zwar gestaltet durch die Tarifautonomie der Tarif
partner. Der Beamte hat keine Tarifautonomie und ist 
kein Tarifpartner, sondern das Alimentationsprinzip 
des Beamten und das Institut des Berufsbeamten for
dern, daß hier eine klare prinzipielle Trennung voll
zogen wird. Wenn gerade bezüglich der niederen und 
mittleren Beamtengruppen hier gesagt wurde, daß die 
so bedürftig waren, daß sie aufgebessert werden sollten, 
d;:uin möge mari überlegen, ob hier nicht ganz einfach 
grundsätzlich Gehaltsaufbesserungen am Platze gewe
se'n wären, die man rechtzeitig hätte durchführen müs
sen. Aber daß man in dieser Form noch einma l Zuwen.
dungeii 'macht, widerspricht einem Prinzip, das den 

,,j: 
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Grundlagen unserer gegenwärtigen reclltsstaatlichen 
Existenz entspringt. 

(Beüall bei der FDP.) 

Präsident Van Volxem: 

Wortmeldungen liegen nicht. mehr vor. Die Bespre
chung i~t geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung 
!n dritter Lesung. Ich rufe die einzelnen Teile und Ab
änderungen auf und lasse dabei jeweils über·die .Ände
rungsunträge abstimmen. 

kh darf bitten, von der am 18. Juni ausgegebenen Be
richtigung zur Drucksache II/478 Kenntnis zu nehmen. 
Erster ·Teil, Abschnitt 1, Abscllnitt II - zum § 9 liegt 
der Änderungsantrag II/482 des Hauptausschusses zur 
Drucl!:sache U/469 - Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD - vor. Wer diesem Antrag seine Zustimmung ge
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke! 
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Der .Ände
rungsantrag II/462 ist angenommen. 

Ich rufe auf Abschnitt III. Hier liegt zum § 89 die 
Drucksaclle II/491 - Gemeinsamer Änderungsantrag der 
Frakti<mcn der CDU, SPD und FDP betreffend Weih
nachtszuwendungen - vor. Wer diesem Antrag seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeichen. Danke! - Die Gegenprobe! - Stimmenthal
tungen! - Bei einigen Stimmenthaltungen angenom
men. 

Zurn § 101 Hegt der Änderungsantrag II/483 des Haupt
:ius~chusses zur Drucksache II/470 - Anderungsantrag 
der Fraktion der SPD - vor. Wer dem Änderungsantrag 
des Hauptausschusses II/483 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen! - Danke! Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Der Antrag ist 
angenommen. 
Ich rufe auf: Abschnitt IV; zweiter Teil, Abschnitt I, 
II. III, IV, V, VI, VII, VIII, IX; Dritter Teil, Abschnitt 
I. II, III, IV. 

Hier liegt zum § 208 der Anderungsantrag IIJ481 des 
Hauptausschusses zur Drucksache 11/429 vor. Ich lasse 
wnfühst über die Ziffer 1 des Änderungsantrages ab-
8 lim men, Wer diesem Teil des Änderungsantrages seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeidlen. - Danke! Die Gegenprohi:-! - Sttmmenthaltun
gen1 - Diese Ziffer ist einstimmig angenommen. 

Viert.er Teil; Fünfter Teil, Absdl.nitt I und II. 

Zum § 226 liegt der Änderungsantrag 11/461 des Haupt
ausschusses zur Drucksache II/429 vor. Wer der Ziffer 2 
dieses Änderungsantrages seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Danll;el Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Zllfer 2 des Än
derungsantrages ist angenommen. 

Zum § 228 liegt die Ziffer 3 des Änderungsantrages 
!I/481 vor. Wer der Ziffer 3 des Änderungsantrages 
II/481 seine Zustimmung geben will, den bitte iCb wn 
das Handzeichen. - Danke! Die Gegenprobe! - Stimm
enthaltungen! - Bei einigen Stimmenthaltungen ist 
diese Ziffer angenommen. 
Es folgen Abschnitt III und IV. 

Zum § 236 liegt die Drucksache II/492 - Gemeinsamer 
Antrag der drei Fraktionen - vor. Ich lasse zunächst 
über die Ziffer 1 dieses gemeinsamen Antrages ab-
5 tim men. Wer der Ziffer 1 seine Zustimmung geben 
·will, den bitte ich um das Handzeichen. - Dankei Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ziffer l des An
derungsantrages IL/492 ist einstimmig angenommen. 

Zum § 247 lasse ich über die Ziffer 2. des Änderungs
antrages II1492 abstimmen. Wer der Zif~er 2 des ge-

meinsamen Änderungsantrages seine Zustimmung ge
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke! 
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ziffer 2 des 
.Änderungsantrages II/492 ist damit einstimmig ange
nommen. 

Damit kommen wir zur SChlußabstimmung in dritter 
Beratung über die Drucksache II/478. kh darf, bevor 
ich abstinunen lasse, um eine Ermächtigung des Hauses 
bitten. Durch die Annahme des Änderungsantrages 
II/491 ist ein § 89 a eingefügt worden. ICh darf das 
Haus bitten, damft einverstanden zu sein, d<1ß hei der 
Ausfertigung de.s Beschlusses durch das Büro des 
Landtages eine neue Numerierung erfolgt und die sidl 
aus dieser Numerierung ergebenden .Änderungen bei 
Verweisungen berUcksichtigt sowie etwaige redaktio
nelle Unstimmigkeiten bereinigt werden. 

(Abg. Völker: Keine Bedenken!) 

Sie sind damit einverstanden! 

Ich l~~se jetzt abstimmen über die Drucksache II/478 
unter Berücksichtigung der soeben beschlossenen An
derungen und bitte die Abgenrdneten dP~ Hciu1'es, die 
dem Landesbeamtengeselz in dritter Beratung ihre 
Zt\!?timmung geben wollen, sidl. vom Platze zu erhe-

. · ''"k,!O>'P'". · ···n··· ·" rohe'! - Stimmenthaltun ~nT, -. •„rn;:TI11~11 ·•"'1·1il~P .,, g._ 
· :Ccß:''.. . ' .'. ' e .Annahme des Gesetzes fest-

stellen! 
(Beifall des Hauses!) 

Idl. glMbe, wir dürfen bei dieser Gelegenheit den Da
men und Herren, die in den Ausschüssen an diesem 
umfangreichen Gesetz gearbeitet haben, den Dank des 
Landtages aussprechen. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

a) '.Mitteilung des Präsidenten des Landta.ges 
· bett". Entlutu11g del" 

0

Landesregierung Rhein
" '' 'land'.'.:Pla~z· . wegen 'del" Landeshaushaltsrech

nung fllr da~ RechnungsJahl" 1958 
- Drucksac:hP JI/200 -

b) IW.tteihuig des Präsidenten des Landtages 
bek. Reehnung des Bechnungi.hofs von Rhein
land-Pfalz filr das Rechnungsjahr 1958 

- Drucksache II/201 -

c) Mitt:eiblllg des Prlsldenten de11 Landtages 
betr. Entlastung der Landesregierung Rhein
land-Pfafa wegen der Landeshaushaltitrech
nung filr das Jtedinungsja.hr 1959 

- Drucksache II/328 -

d} Mitteilung lf_e' Präsidenten des Landtages 
)etr. :tr.~tJng des Rechnungshofs von Rhein
land-Pfab fD.r das Rcchnungsjahl" 1959 

- Drucksache II/329 -

Mitteilung des Präsidenten des Landtages 
- Drucksachen II/29/59f9!l/16!'.l/1791202/324/326/ 

327 /355/443 -

Dfe Berichterstattung für den Haushalts- und Finanz
aussch.uß erfolgt durdl. den Herrn Abgeordneten König. 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich dal'f 
unterstellen, daß die große Anzahl von Druck~~chen 
und die seh't' dicken und umfangreichen Druckstücke 
von Ibnen gelesen wurden, so daß ich mich ausschließ
lich nur noch um eine ergänzende Erläuterung zu be
mühen brauche. 

• 
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Ich habe ztt bei:ic:hten .über das .Ergebnis der Prü:J;uhg 
der Jahres1·echnung 19!5l:l, der Jahresrechnung 1959 und 
der Übersichten über die über- und auQerplanmäßigen 
Ausgaben in mehreren Rechnungsjahren. 

Wenn ich zuerst auf ~e Jahresrechnung 1958 zu spre
chen komme, dann darf ich mich dabei a.uf die Druck
sachen II/200 und II/201 beziehen. Die letztgenannte 
Drucksache bezieht sich au;f die Prüfung durch den 
Rechnungshof. Die aufgezählten Druckstücke zu den 
übersieh ten beziehen skh hingegen auf das Rechnungs
jahr l959, und nur insoweit ist. die :Prü;fi.mg als abge
schlossen anzusehen. Auf. das Rechnungsjahr 1960 wer
den wir zum gegebenen Zeitpunkt im Zusammenhang 
mit den erwähnten Übersichten zurückkommen. 

Wir sind bei Durchsicht der Übersichten u~d bei Ab
handlung der verschiedenen über- und außerplanmäßi
gen Ausgaben im Ha1,1sh,alts- und Finanzausschuß und 
auf Grund der detaiilierten Prilfung der Redmungs
prüfungskommission zu dem Ergebnis gekommen, Ih
nen zu berichten - wie auch aus der Drucksache her
vorgeht -, daß kilnftig die .Landes(egierung bei derar
tig beachtlichen Haushaltsüberschreitungen eine Nach
tragshaushaltsveranschlagung vornehmen und durch 
den Landtag beraten lassen soll. 

Ich habe die Kommission erwähnt und darf der Ord
nung halber die Mitglieder noch einmal nennen: Kol
lege Saxler von der CDU, Kollege Schneider von der 
FDP und ich .. Es mag ein Zufall sein, daß alle qrei 
dem Jahrgang 1916 angehören, viellei~t auch. ein Nach
weis, daß dieser Jahrgang besonders gründlich ist. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Wir haben zu der Drucksache IIL200, d. h. zu der Rech
nung selbst, zum· Haushaltsplan zu sagen, daß der 
Rechnungsfehlbetrag 1958 mit 6,5 Millionen DM im 
Kapitel 11 02 Titel 999 für das Rechnungsjahr 1960 
abgedeckt wurde. 

Ich habe des weiteren zu erwähnen, daß in Ziffer 5 
bei der Veranschlagung von Globaleinsparungen noch 
einmal das Thema aufgegriffen wurde, das seinerzeit 
eine sehr grilndliche Behandlung hier im Haus.e fand. 
Es sei nur kurz erwähnt, daß es sich dabei um eine 
beabsichtigte Einsparung von 16 Millionen DM bei den 
Personalausgaben und 6 Millionen DM bei den s~~
ausgaben handelte. Die Kommissi.on und auch der Fi
nanzausschuß und der Rechnungshof vertreten den 
Standpunkt, daß auf Grund des Rechnungsergebnisses, 
wonach nicht 16 Millionen DM Pei:.sonalausgaben„ein
gespart wer.den .. konnten, sonder~ 1,2 Millionen DM. in 
diesem Titel mehr ausgegeben wurde.n, künftig von 
solchen Globalabsetzungen Abstand genommen werden 
soll, weil sie nicht fruchtbar werden. 

zur Ziffer 6 bedarf es meines Erachtens auch eine~ 
ganz kurzen Erklärung. Sie sehen, daß der Haushalts
und Finanzausschuß eine abschließende Bemerkung 
macht. · ' 

Er empfiehlt auch eine entsprechende Annahme durch 
den Landtag. Kurz gesa"gt: Aus einer 50-Millionen
Anleihe im, Rechnungsjahr 1957 wurden 25 .Millionen 
DM im Rechnungsjahr 1958 vereinnahmt und anderer
seits Darlehen aus den Jahren 1955, 1956 und 19S7 mit 
18,5 Millionen DM getilgt, jedoch einfach nur von den 

· Einnahmen abgesetzt. 

Dieses Verfahren steht nicht im. Einklang mit den 
haushaltsr:echtlichen Vorschriften. Deshalb die Emp-. 
:Cehlung des Haushalts- und Finanzausschusses an den 
Landtag, zu beschließen, daß künftig von einer solchen 
nicht korrekten Verfahrensweise Abstand genommen 
wird. 

Zu .~iff~r. 7 garf ich zur Erläuterung sageJ,1.: Es handc~t . . 
sich um Wohnungen und Bürogebäude. Ich kann auf 
\veitere. Erläuterungen verzichten. 

zu Ziffer 8: Das ist ein häufig bei ReChnungen oder bei 
tlet Prüfung von Rechnungen festgestellt,er 'r.l!~PC.::. „ .. „.„„._ 

stand, der immer wieder moniert werden muß, näm-
lich die Buchung von Ausgaben im folgenden Rech
nungsjahr oder die Umbuchung vom alten ins neue 
Rechnungsjahr, weil zum fraglichen Zeitpunkt die Mit-· 
tel fehlten. Es handelt sich dabei zweifellos um eine 
Irreführung über den tatsächlichen Aufwand der je
weiligen Verwaltung. Deshalb der Hinweis, daß § 33 
der Reichshaushaltsordnung entsprechend zu beachten 

' ist. Wir hoffen, künftig auf solche B.emerkungen ver
zichten zu können. 

Zur Ziffer 9: Eine ebenfalls nicht sehr glückliche Ge~-.·· 
schichte: Ablieferung der Gewinne der Weinbaudomäne 
Trier an den Landeshaushalt. Hier wurden Gewinne 
nicht, wie vorgeschrieben, an den Haushalt abgeführt, 
sondern für Instandsetzungen verwendet, was zweifel
los nicht in <?rdn,ung. ist. Wir empfehlen deshalb dem 
Landtag, zu beschließen, .daß solche Methoden kiln.ftig 
ebenfalls nicht mehr angewandt werden. 

Zur Recl:inung des ReChnungshofes für das Rechnungs;_ ._:_ ··-:
jahr 1958 wird es sich erübrigen, etwas zu sagen. Hier 
handelt es sich zweifellos auch für den Haushalts- und 
Finanzausschuß nur um eine formale Prüfung; man 
wird unterstellen dürfen, daß der Rechnungshof selbst 
eine solche Prüfung kaum braucht. Es sei nur noch 
kurz vermerkt, daß der Rechnungshof seine Rechnung · 
durch einen Beamten prüfen läßt, der für die Zeit der 
Prüfung aus der Disziplinaraufsicht oder der Diszi
plinargewalt des Präsidenten des Rechnungshofes aus
scheidet, so daß Gewähr für Sorgfältigkeit gegeben ist 

Ich darf dann noch zu sprechen kommen auf die Rech-
·nung für das Rechnungsjahr 195.9. Zu den Übersichten 
vorweg ähnliches, was ich bereits zu 1958 sagte, nur 
daß wir bitten, doch zukünftig etwas sorgfältiger zu 
prüfen, ob für die Leistung der Ausgaben ein unab
weisbares Bedürfnis im Sinne des § 33 der Reichs
haushaltsordnung vorgelegen hat. Es ist häufig zwei
felhaft, ob ein unabweisbares Bedürfnis als vorliegend 
anzunehmen ist. In solchen Fällen sollte man den 
~aushalts- und Finanzausschuß hören. Ich nehme an, _ 
daß dieser Hinweis für die Landesregierung und spe-
ziell für das Finan.zministerium genügt, um entspre- -· 
chend zu verfahren. 

'Was an Formalem aUfgezählt ist, brauche ich hier nicht 
zu wiederholen; deshalb komme ich auf Ziffer 5 und 
die daran angeknüpften Bemerkungen. Wir begrüßen 
die Berichte des Rechnungshofes über die Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit und wfr bitten, daß 
auch künftig diese Beridlte. dem Landtag vorgelegt 
werden; insoweit der Inhalt dieser Berichte nicht der 
Öffentlichkeit zugeleitet werden darf, wird man gege- . 
benenfalls dem Haushalts- und Finanzausschuß be
richten könl:len. Wir bitten aber, daß der Rechnungshof 
grundsätzlich das Prüfungsverfahren aufrechterh~It. 
Gleichzeitig empfehle ich den Dameri und Herren des 
Landtages, diese .Berichte einmal zu studieren; sie sind 

· überaus interessant und lassen manches Thema von 
allein als erledigt erscheinen, wenn man liest, daß es 
siCh nicht bei allen Unternehmen, an denen das Land 
beteiligt ist, um sehr gewinnbringende Unternehmen 
handelt. Das geht speziell aus dem Komplex Land
siedlung Rheinland-Pfalz GmbH, Koblenz, hervor. Sie 
sehen· aus unserer Berichterstattung und aus der 
Drucksache, daß wir hier verschiedene Punkte aufge
zählt haben, die noch einer Prüfung bedürfen ; wir · 

„. 
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werden zum gegebenen Zeitpunkt darauf zurückkom
m~n. 

a. - Landesschuld, schwebende Sdluld -. Hler muß ich 
aud1 eine k urze Erläuterung bringen. Der Text, so wie 
er v11n un:; vorgeschlagen wurde. läßt erkennen, daß 
·wir den Vürgaug als abgeschlossen ansehen. Nur zu 
Ihrer Information sei noch einmal gesagt, daß es sich 
um einen Betrag von 36,5 Millionen DM handelt, die 
.:;einerzeit, nämlich 1959, um ein weiteres Jahr prolon
giert und erst 1961 zurückgezahlt wurden, obwohl die 
Vcrlängcn.mg der Kredite weder auf Grund vertrag
licher Bindungen nocll aus Gründen der finanziellen 
8itw1tion de:-: Landes erforderlich war. Man wird beute 
rück~chauend rehr leicht Kritik an diesem Vorgang 
üben können. Seinerzeit waren die Überlegungen des 
Finanzministeriums sicherlich auch am Platze, und 
demzufolgf' sehen wir heute den Vorgang all! erledigt 
an. 

Was w 4. - Liegenschattsvermögen des Landes - ge
s agt wird. braurhe. ich nicht zu wiederholen. Wir htt
Len nur, daß die gewünschten Prüfungsergebnisse uns 
mi;glichi-t bald vorgelegt werden. Ebenfalls weise ich 
;1uf die Tierseuchenbekämpfung hin, bei der wir um 
Prüfung bitten. ob nicht die Beiträge für Rinder elner 
F.rhiihung bed.ürfen, nachdem die Aufzehrung der 
Ri.if'kl11gen ~ich als gegeben erweist. 

Zu 6. - Überhänge im staatlichen Hochbau - brauche 
ich nichts Spezielles zu sagen. Hingegen bei 7. - Aus
sc>lii•pfung der Haushaltsmittel - darf ich sagen, alle 
.lahre wie der, nämlich. daß am Ende eines R<.>chnungs
.lahre.s jede Verwaltung glaubt, die ir~en~wie noch 
vurlrnndenen Restmittel für die laufenden Arn;gaben 
auch verwenden zu müssen, und sei es für die berühm
ten lG:.ten Seife; ich brauche das nicht noch einmal zu 
'Niederholen. Nur bitten wir alljährlich erneut - und 
wir gl-111 1hPn, daß es sir.h doch m al lohnen wird -, daß 
man von !<<Jkhen Methoden Abstand nimmt. 

8. 9„ und lll. sind bcrichterstattende Abschnitte. Es 
wäre zu wüni<chen, daß die jeweiligen Facllaus.schüsse 
,;ich oamit beschiHtigen. 

Bei 10. hahcn wir die Überführung von Kleinstschulen 
in Verbandsschulen :rnsdrückliro empfohlen, und wir 
hilten, daß der Landtag sich dem anschließt. Aber aucl1 
<lie anderen Berichte wi~ zur Forstverwaltung und zur 
T..<mde:<kulturverwaltung dürften geeignet ~ein, in den 
jew.,.ili.„Pn Ausschüs~en Behandlung zu finden. 

J ,a!l!-;en Sie mkh noch hinzufügen, daß wir als Schul
ckn k:mnrni~~ion ;;im 12. Februar 1962 getagt haben. Was. 
rlnt>ei 7.\1 hf~h«ndeln war, kam in etwa schon in meiner 
Berichte1">1tattun.'( zu den zwei Rechnungsjahren 1958 
1md J ~afl zum Ausdruck.. fch kann deshalb aut weitere 
Erwühnungen hier verz.ichten. Zu Ihrer Informatlon sei 
mn· no;ch hinzugefügt, daß wir um eine Übersid1t über 
den Sdtuldenstand der Länder im Verhältnis zur Wohn
bev,1lkerung gebeten haben. Wir haben gleichzeitig den 
St'.'lmloenstand pro Kopf der Bevölkerung erbeten, und 
;:war per 3 1. Dezember 1961. Recht interessant für Sie 
bt. d<iß wir an Kreditmarktschulden pro Kopf der Be
\ ·iilkerung an vierter stelle liegen unter den Ländern 
- di~ Stnrlt;;;t;iat.en Hamb11rg und Bremen sind in diesem 
!<'alle ausgeklammert -. und zwar mit 94,93 DM. An 
c-r:<t f;' J" Stf;'lle liegt. gesehen in der Höhe des Kredits, 
mit 36,30 DM das Land Hessen, an letztec Stelle liegt 
dus Land Schleswig-Holstein mit 143,96 DM. Zählt man 
die öffentlichen Mittel vom Bund und den Landesan
:;tahcn hinzu, ergibt dies einen Betrag von 314,43 DM 
iür RhPintiind-Pfalz, 258,74 DM für Hessen und 662,44 
DM für Schleswig-Holstein. Es läßt sich eindeutig er
kennen, daß das zuletzt genannte Land eine wesent-
1 iche Förderung aus öffentlichen Mitteln erfährt. Es 

wäre wünschenswert, dal3 auch das Land Rheinland-
. Ptalz eine ähnliche Förderung erführe; aber es ist 
nicht Sinn meiner Berichters tattung, darauf weiter ein
zugehen. 

Ich darf Sie bitten, die Berichte in den Dn1cksachen 
IU485 und II/488, die der Haushalts- und Finanzaus
schuß Ihnen vorlegt, anzuerkennen und gleichzeitig 
den Anträgen Drucksache II/486 und II/489 zuzustim
men, womit das eben von mir Erwähnte gleichzeitig 
beinhaltet ist. 

(Beifall des HatL~es. ) 

Präsident Van Volxem: 

Itit danke dem Herrn BerichterstaUer und eröffne die 
Besprechung. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wilms (FDP). 

(Leic-hte HeiterkE.>it im Hause.) 

Abg. Wtlms: 

Ja, meine ~hr vet·t!hrten Damen und Herren, Sie lachen. 
Ich kann mir denken, warum Sie lachen. , 

Ich habe mein Mat.crial zur Sltzun1I. wie skh dRi:; für 
einen Abgeordneten gehört, mitgebradtt. denn wir be
handeln heute ja die Landesabrechnung. Ich h abe sie 
da, und ich habe natürlich auch mal hineingesehen. 
Und, Herr Kollege König, e::; ist ja erfreulich, daß Sie 
stellvertretend für den gesamten Landtag um; diesen 
schönen Bericht gegeben und gebeten haben: Bitte 
schön, meine Abgeordneten, lesen Sie die Dinge auch 
mal durch„ 

Wir wissen, daß in Zeitabständen der Rechnungshof 
1 · eincn solchen· Bericht gibt. Ich ~E'lb~t w:ir einmal vier 
1 J ahre lang Mitglied dieser Rechnungspt·üfungskommis-
1 sion und kenne nun die Materie etwas und wUl auch 

dazu etwas sagen. Die~ wunderbaren Ausl:isfüngcn, 
die hier vermutlich die Rechnungsprüfungskommission 
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof gebracht hat, 
SCtllen uns ein Bild da1mn geben, was wir a ls Abge
Dtd.octe z. B. hier in den Jahren 1958 und 1959 in die
sem Hohen Hause beschlossen und verausgabt haben, 
w1ä ·ob ·das, ·was wir beschlossen haben, dann auch tat
sächlich so durehgcführt wurde. Dae soll doch. der Sinn 
die:oer Abrechnung, die sogar gedruckt vorliegt, sein. 
F:s ist alleri!ings etwas spät, Herr Kollege Könis;(. die 
Rechnung von 19:59 heute Yorzulegen, nachdem ja jetzt 
auch schon die Rechnung für 1960 gedruckt lst. kh habe 
gelese.D., daß d,:ir Herr Präsident des Rechnungshofes 
Außei:ungen dazu gemacht hat, warum eine frühere 
Vorlage der Rechnung aus 1S59 nicht moglieh gewesen 
sei. Ich erkenne das an; Herr König war krank, und 
'"er die Materie kennt, der weiß, daß die Abgabe von 
Berichten auf den Büros auch nicht so schnell von
statten geht. 

Aber jetzt haben Vlrjr es mit rler R.er.hnnng atis 1959 7.u 
tun. Als ich nun · bei Zustellung der Tagesordnung 
einen Blick in diese Rechnung getan habe, da ist mir 
eine Sache aufgefallen, die ich einmal :;tellvertretend 
für viele anführen darf. Hier ist in der Ziffer 8 die 
Rede von Ausgaben., die gemacht worden s ind, die aber 
das Flnanzminl.sterium Il{lch nicht genehmigt hat, für 
die wir heute also die Zustimmung d~ Landtages er
teilen sollen. Und so habe ich mir mal wahllos eine 
Summe, die mir hoch erschien, herausgegriffen; das 
war die lfd. Nr. 12, aus der hervorgeht, daß irgendwo 
im Rahmen der im Kapitel 09 24 untergebrachten Ver
waltung der staatlichen Schlösser Poslkarlen Vt!rkauft 
werden - auch auf dem Trifels oder sonstwo werden 
Postkal'ten verkauft-, wobei die Stelle, die den Ankauf 
besorgte, rund 10 000 DM ausgegeben hat, obwohl im 
Etat nur 11 000 DM ~u1· Verfügung standen. Der Etat-

• 
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ansatz ist also um etwa 7000 DM überschritten worden. 
Dabei konnte noch das Defizit durch.Heranziehung des 
Kapitels 09 17, das also gegenseitig ·aeckungsfähig war, 
um 430 DM ermäßigt werden. Aber imffierhin hafte man 
rund 7 000 DM mehr

1 ausgegebe~; 4nd da' .schreibt. nun 
der Rechnlll'lgshöf zu lfd. Nr. 12, daß diese. Mehraus
gab.e au:! einem Abrechnungsirrtum beruhe und im 
Jahre l96ß eingespart würde. Ich habe dann natürlich 
sofort die Rechnuns von 1960 nachgesehen und genau 
den gleichen Tatbestand wiederum festgestellt: .ein 
Ansatz von 8 000 DM, der um .5 QOO. DM überschritten 
wurde. Ich .er_warte jetzt vom Rechnung.ijhof, daß diese 
Uberschreitung nicht wiederkommt. Der Rechenirrtum, 
der da war, wird siCh ja nun irgendwo finden. 

Ich wollte an diesem Beispiel nur aufzeigen, wie wir 
als- ~bgeordnete doch eine Kontrollfunktion ausüben 
müssen. Wir milssen also die Dinge kennen und ihnen 
nachforschen können; sonst benötigen wir letzten Endes 
noch den Etatberater~_Genauso wie wir einen Steuer
berater brauchen, braucqen, wir vielleiclit . bcj det- steti
gen Ausdehnung u,n.seres Etats Jn Bund und Ländern 
noch einen solchen Berater, der uns Aufklärung gibt. 

Es wird uns Abgeordneten natürlich schwer gemacht, 
sich hier hlnelnzufinden. D.er eben erwähnte Fall - der 
Rechnungshof kann ja dazu eine Erkl~rung abgebef!. - , 

•trat 1959 auf, und ich habe dann 1960 diese Abrechnung 
durchgesehen. Bei einer sorgfältigen Durchsicht haben 
Sie als Abgeordnete ~eststellen kÖnnen, daß die Druck
legung von 1960 nun auf einmal Locher aufweist. Frü-
her wurde z. B. zum Titel 200 außer dem Ansatz auch 
noch die Zweckbestimmung a.ngeführt; in der Abrech
nung von 1960 ist dies nicht mehr der Fall. Also es wird 
von dem Abgeordneten erwartet, daß 'er weiß, welche 
Zwcckbestimmuig die einzelnen Titel - etwa die Titel 
200,' 201 und 203 - .haben. Das mu.ß er alles .auswendig 
lernen auf Grund pes Raj:unenplanes; denn hier finde.t 
er das nicht mehr. Dieses Buch soll aber doch eine Do
kumentation sein, meine Damen und Herren! Man hat 
das gemacht, um Geld' einzusparen. 

denn ich bin ja hier im Landtag als Handwerker, um 
einmal auch für meinen Berufsstand einzutreten. 

Man hat es also jetzt so weit gebracht, daß Sie zu
künftig die ,J>.brechnw;ig in diesem kleinen Format er
halten werden. Man könnte fast meinen, wenn man 
schon sparen will, dann könnte man sich dieses. Bucb_ 
auch sparen; denn so liest es ja ein Abgeordneter über
haupt nicht mehr. 

Meine Damen und Herren! Das Gravierende daran ist 
'noch, daß die Landesrechnt,1ng durch Bürokräfte .des 

· ·Finanzministeriums geschrieben und dann irgendwie 
vervielfältigt werden soll. Man sagt, das sei billiger. 
Nur aus dem Grunde, weil man es selbst billiger macht, 
mUSsen wir Abgeordneten auf die frühere AusfUhrung 
verzichten, die ich erw;ähnt, habe. Nicht etwa, daß 
ich hier jetzt für mein Gewerbe spreche. Wenn man 
schon hier. in der Stadt Gutenbergs eine Kunst, wie sie . 
Gutenberg geschaffen hat, einfach ohne jede Hem
mung beiseite schiebt und. sagt, das machen unsere 
Buromadchen auf der Schreibmaschine billiger, und 
das weitere geschieht durch den Vervielfältiger, dann 
- das darf ich schon sagen - müssen wir Abgeordnete 
uns einmal besinnen, ob dies richtig ist, daß man hier 
eine Dokumentation, die sith in der bisherigen Form 
jahrelang bewährt hat, durch eine Anordnung ·abschafft 

· und argumentiert, es genüge, wenn wir unsere Ab
reclmungen in dieser Form erstellen, die ,meines Er
achtens überhaupt nicht diskutabel ist. Und wenn Herr 
Kollege König die Worte gebraucht hat, wir wollten in 
Zukunft eine korrektere Erledigung oder eine noch ge- . 
nauere Überprüfung, so zelgt das doch, daß er mit 
dem, was in dieser Richtung gesChieht, auch nicht im
mer hundertprozentig einverstanden ist Ich möchte 
jedenfalls' als Abgeordneter, Hen: Könlg, das, was Sie .. 
beanstandet haben, gedruckt in klaren Worten lesen_ 
können. Das kann ich als Abgeordneter verlangen. 

.Dann kann· ich mir· ein Bild machen, ob hier etwas 
vorliegt, was zu beanstanden ist. Herr König, ich unter
stelle nicht einmal, daß das hier zutriffl Aber wenn 
Sie schon Andeutungen machen, dann hätte ich doch Wie ich jetzt weiß„ wird ' der Etat von 1S61 in .einem 

ganz anderen Format gebracht. Man \Vill also. weiterhin 
Geld sparen. Man ma.cht ihn jetzt nur noch so groß wie 
dieses Buch hier - Sie. kennen ~s alle -, bringt dann , 
auch dieselben kleinen Schriftzeichen, wobei der Ab- _ ,l 
geordnete eine Lupe brau.cht, um sie 'resen. zu könn·en, 
und Hißt die Titel ganz weg, so daß. der Abgeordnete 
doch am Schluß gar nicht mehr weiß, warum er über
huupt eine Abl'echnung erhält. 

1 · gern die Gewlßhcit, daß diese Abrechnung als Doku
mentation so vorliegt, wie wir sie uns wünschen. Und, 
meine Damen und Herren, ich behalte mir vor, einen 
Antrag zu stellen, daß man die Haushaltsrechnung von 
1961, die dann in zwei Jahren zur Beratung steht, we
nigstens wieder so herstellt, wie man das bis jetzt ge
tan hat. Dann hätten wir ,etwas Gutes zur Hand, . und 
Wir könnten damit zufrieden sein. . i 

1,. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

D~ muß man ein solches BuCh doch zumindest"° in.ff 
e:ner Klarsichtzelle aus~tatten. Wenn der Abgeordnete 
diese verV!endei, weiß er, welche Zahlen. zusammen-
gehören. . _ ··- ___ _ - - .,. ··- . .... ·-„ .. 

Meine Damen und Herre.n! Ich muß schon sagen, diese 
Abrechnungen bedeuten eine Dokumentation für unse- · 
ren Landtag -. das ist ihr. Sinn' -', d,i~ man nicht ein!ach 
durch die Bürokratie uns·Abgeordneten abwandeln kann, 
wie . man will. Ich muß dagegen protestieren, selbst. 
wann Sie. viellelcht sagen, ich würd~ als Lobbyist für 
mein Gewerbe, das mit diesen Dingen zu tun hat, ein-
treten. ' · 

(Heiterkeit im Hause.) 

Aber, meine Damen und Herren, ich war über ein Jahr 
im Hauptausschuß mi"t' dabei, als wir das Beamten
gesetz. beraten haben, und heute morgen haben zufällig 
drei Beamte zu diesem Landesbeamtengesetz gespro
chen. Sprechen Sie .also bei mir auch nicht von Lobbyis-. ' ' mus; 

(Erneute Heiterkeit im Hause.) 

.·„· .„ . „„ ... „.,. :• 

Im übrigen kann ich zu der sachlichen Seit.e - mit der 
.. 1.„ . ei,Q,en.„.~~~e;,. g,ie .. ic,q„ ,Ep;~~l:in.te - . nur. sagen, .<1Aß. •.. „ .. „.„„„ 

diese Mitteilungen· des Rechnungshofes äußerst inter-
~ . es~~.I).t .. :;;ip.g. j.VI~i~~ „.Dam~q \ill~ rferre:p, wir er;i,a~.o. .... -„-~ 

dort Zahlen und Daten, die man von unserem Land 1 
" i 

; 

wjssen muß. Ich s~ließe mich dem Herrn Kollegen 
König in der Bitte an, daß Sie die Dinge lesen mögen. 
Sie sind für Sie sicher interessant. Sie beinhalten Ma-
terial, das wir für unsere weitere Arbeit im Landtag 
benötigen. 

(Beifall bei der FDP.) 

i Präsident Van Volxem: 

1 , . Da~ Wort h~t Herr ~bge~rdneter König (SPD). 

··1 ·· . Abg: KÖnig: · ' .. 

B!'lrr Präsident! Meine Damen und Herrenl Glauben 
[' ' 'Sie nich~, daß ich eine lange Rede . halten will. Herr 
~ · Kollege Wi!ms, ich .sehe mich aber verpflichtet, Ihnen 

[

' . zu antworten. Ich will das so kurz wie möglich machen. 
. Si~ .sehen, welches Interesse .die . .B.erichterstattung ;e;u 

den Rechnungen findet. Sie .. können das daran erken-
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nen, daß weder der Herr Ministerpräsident noch der 
Herr Finanzminister, auch nicllt sein Vertreter, bel der 
Beiuuidlung dieser Dinge anwesend sind. 

(Beifall bei der SPD). 

kh 1tab~ mich - <ias ist die Pflicht eines Berichterstat
l<:•t·s - in meiner Berichterstattung so zu verhalten, daß 
ich für den gesamten Ausschuß spreche, daß jedes der 
übrigen Mitglieder des Ausschusses mit unterschreiben 
kann, was ich ausführe. Die Berichterstattung hat dem
zuf'llge darauf Rücksicht zu nehmen, daß dem Aus
schuß - wie ich vorhin schon sagte - noch sowohl ein 
Mitglied der CDU als auch eines der FDP angehört. Das 
letzte erscheint mir besonders bemerkenswert, weil 
nämlkh seit 1951 die gleiche Partei, nämlich die FDP, 
den Finanzminister stellt und in der Berichterstattung 
häuJ:ig einiges zum Ausdruck kommt, das mehr an Be
tonung verdient als das, was Sie heute hier herausge
s~llt haben, Herr Kollege Wilms. 

Selbst in der heutigen Berichterstattung war v-0n mir 
erwähnt worden - ein Vorgang, der sich in Zusammen
hang mit der schwebenden Schuld ergeben hat; Sie 
können das nacl1lesen auf der Seite 1845 der Druck
sache H/328 -, daß es sich bei diesem Vor&:ang um 
einen unnützen Zinsaufwand in Höhe von rund 2 Mil
lionen DM gehandelt hat. '!Nenn Sie glauben, Vorgänge 
mit 5 000 DM einer speziellen Aufmerksamkeit schen
ken zu müssen - nichts dagegen zu sagen, Herr Kollege 
Wilms -, und wenn Sie wünschen, daß wir zukünftig 
noch deutlicher und prägnanter in der Berichterstat
tung werden, dann wird das speziell Ihr Herr Kolle.s;:e 
Schneider für die Zukunft beachten und er wird keine 
Formulierung wünschen, wie ich Sie heute hier ge
brad!L habe zu dem Zinsaufwand von 2 Millionen DM, 
sondern er wird vedangen, daß ich brandmarke und 
feststelle, daß der Finanzminister hier viel sorgfältiger 
hätte nachdenken müssen. Dann hätten wir 2 Millio
nen DM gespart und man hätte sicherlich einige der 
5 000 DM, von denen Sie hier sprachen, damit ab
decken können. Wi.-ts will ich sagen? Mir scheint. das 
Verfahren, Herr Kollege Wilms, das Sie vielleicht hier 
aus der Sicht eines Mitgliedes des Bundes der Steuer
zahler glauben sehen zu müssen, ein nicht sehr ge
schicktes. 

(Abg. Broßmann: Na, na!) 

- Was heißt na, na? Es erscheint mir deshalb nicht 
sehr geschickt, weil vieles, was Sie gesagt haben, im 
ganz anderen Tenor praktisch Ihrer eigenen Partei, die 
ja Mitglied der Regierung ist, zum Vorwurf gemacht 
werden muß. Ich bitte deshalb zugleich den Hinweis 
- den Sie immer wieder treffen können, daß Sie Hand
werker sind und Steuem zahlen - nicht so auslegen zu 
w<:llen, als ob .andere nicht auch Steuern zahlten. 

(Widerspruch Llei der FDP.) 

Ich darf Ihnen sagen, daß Beamte auch einen wesent
liche•n Teil der Steul:!m beibringen. Und kh darf Ihnen 
~ agen : Ab heute wird sich die sozialdemokratische Frak
tion zu überlegen haben, ob sie im Anschluß an die 
Rechnung nicht als Prophet der Vergangenheit hier 
auftritt und versucht, all die Vorgänge tlOchmals zur 
Debatte zu stellen, die sich aus der Rechnung nach
träglich mltun~r sehr leicht rekonstruieren lassen. Sie 
sollten sich dann aber erinnern, daß es sich dabei um 
ein Verfahren handelt, das Sie heute hier begonnen 
haben. 

Präsident Van Volxem: 

Das Wnrt hat Herr Abgeordneter Wilms (FDP). 

Abg. Wllma: 

Herr Pt:"äsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es lag nicht in meinem Sinne, e-inl:! Wahlrede 
zu halten, entschuldigen Sie, das wnllte ich nicht, son
dern nur auf einiges hinweisen. Und wenn Sie die Teil
bemerkungen richtig gelesen haben, Herr Kollege König, 
dann ist dort auch eine Zahl genannt über di~ F.in
kommen- - weil Sie gemeint hab~n. es zahle jeder 
Stt>uer -, die Kapital- und sonstige Steuern in Rhein
land-Pfalz. Sehen Sie sich einmal ill~se Zahl an und 
dann erubrJg't' sich . Ihre Frage an mich, ob ich als 
Handwerker auch Steuern bezahle. Es bezahlt jeder 
Steuer. Aber diese Zahl sagt Ihnen, was der Mittel
stand an Steuern bezahlt. Und da habe kh geglaubt, 
diese Bemerkung machen zu müssen. F.::; war ja nicht 

1 · ·· l\J'.er" 'ffi'erfit1l""~Ufga'D'e, 'tlber StE>uf'rn :r.l1 sprechen oder 
daß ich Mitglied des Bundes der Steuerzahler bin. Herr 
Kollege König, das ist Privatsache. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Ich h~be Sie fa auch nicht danach gefragt, sondern 
ich wollte hier nur sagen, um was es mir geht. Ich 
habe dabei einen Fall dargestellt. Ich hätte die Sache 

... ffi:it t;i;~ .~ . ~+HO.B~P.:„o!f~r das, was der Herr Finanz
minister hätte tun soIIen, bringen können. Aber nur 
einen Fall wollte ich stellvertretend für das sagen, was 
hfei: nledergelegt ist . . Und wenn Sie als Ausschuß
rriitgÜed sagen: das hätte man tun können, dann muß 
ich Sie fragen: War Ihr Gewissen so rein, wenn Sie 
sich heute hier hinstellen und nicht alles sagen wollen. 
Aber nein, Sie haben großartig geschwiegen. Sie hät
ten als Aui;schußmitglied', wenn Sie etwas gewußt ha
ben, das sa~n und nicht Andeutung~ machen sollen 
wie die: das hätte der Herr Kollege Schneide r tun 
müssen. 

(Wiäerspruch bei der sPb.) 

Meine Damen und Herren! Das geht zu weit! Das war 
nicht meine Aufgabe, sondern meine Aufgabe war es, 
hler zu beweisen, daß eine Dokumentation, die jahre
lang geübt wurde, einfach ad acta gelegt wurde. Das 
wollte ich damit sagen und nicht auf Einzelheiten ein
gehen. Dazu werden wir in den Au~schüssen Gelegen
heit hal;>en. Das brauchen wir hier nicht. Die Kollegen 
müssen in die Ausschüsse die Unterlagen mitbringen, 
damit man über diese Dinge sprechen kann. Es hat 
keinen Wert, Herr Kollege König, daß Sie mir Dinge 
unterschieben und mir sagen wollen, ich hätte etwas 
a nderes gesagt als das, was ich hier gesagt habe. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident Va.n Volxem: 

Bevor ich dem B:errn Abgeordneten Dr. Neubauer das 
Wort gebe, mödlt.e idl bekanntmachen, daß idl nach 
diesem Punkt den Tagesordnungspunkt 12 aufrufe. -
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr, Neubauer (CDU}, 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her
ren! Ich glaube, hier sind einige Mißverständnisse auf
gekommen. Erstens möchte ich unterstellen, daß der 
Herr Kollege Wllms der Rechnungsprüfungskommission 
'Keine 'VörWO'i''l'ö"'ffiachen wollte, 

. . ""·::":'"':·:" ":"':":"·::„@.:aj!a~l ,bei der FDP.) 
Wie .. :fcli das aus den Schlußausführungen des Herrn 
Kollegen Wilms entnehmen konnte. Aber, Herr Kollege 
Wilms, ich habe auch Ihre ersten Ausführungen in der 
Richtung verstanden - ich muß ehrlich sagen, ich bin 
vielleicht zu dtunm dazu, es anders zu verstehen -, wie 

• 
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sie der Herr Kollege K.önig verstf,nden hat. Ich glaube, 
es ist in diesem Hause niemand de.i: Auffassung, daß der 
Unterausschuß des Fin.anzausschusses,sprich Rechnungs
prüfungskommission, nicht genauso sorgfältig die vor
gelegten Rechnungen überprüft hat, genauso sorgfältig 
wie auch der Rechnungshof die Rechnungen in erster 
Linie durchgeprüft und seine entsprechenden Prü
fungsbemerkungen gemacht hat. Icr. ~au~, wir alle, 
die wir uns mit der Materie in den letzten Jahren 
intensiv befassen, haben die Überzeugung gewonnen, 
daß der Rechnungshof in jed_e Einzelheit (\er Jahres
rechnungen einsteigt, daß also .die .. Bemerkung des 

1 
Herrn Kollegen WUIP$ F!m Anfang, Q.ie mißverständ- . f, 
lieh sein konnt.e, so verstanden werden kann und darf, 
daß die Prilfungen der Rechnungen - sei es durch den 
Rechnungshof oder sei es durch die Prüfungskommis
sion - nicht in aller Swg!ältigkeit durchgeführt wor
den wären. 

Herr Kollege Wilrns, wenn irgendwelche Bemerkµngen 
gemacht wurden, die heute noch nicht bei der ab
schließenden Abstimmung mit genehmigt werden, 
dann deshalb, weil einzelne Prüfungsvorgänge bei der 
Prüfung noch nicht abschli.eßend behaod,elt ~erden 
können. Das ist jedem bekannt, der Bilanz-, Betriebs- . 
oder Steuerprüfungen durchmacht, daß im großen und 
ganzen irgend etwas in der Hauptsache. erledigt wird, 
Einzelheiten aber noch wegen des p.ptwendigen Ze°it
ablaufs, der noch nachträglich zu überwachen ist, offen
gehalten werden sollen. Wir wissen alle, daß bei jeder .. 
Genehm.igufl.i einei; Jahre.srechnqng eine Reihe von Teil
il:agen nicht in (iie Entlastung einbezogen wird - so auch 
dieses M:al -, weU eben einige Unklarheiten erst in der 
nächsten Zeit durch Oberprüfung beseitigt werden 
können. 

Herr Kollege Wllms, Sie glaubten teststellen zu müs
sen, daß die äuß.ere.Aufmachung der Jahresrechnungen, 
der Dokumentation, wie Sie sagten, sich geändert habe. 
Das ist eföe· Frage, die bei der Prüfung der Jahres
rechnung 1960, wie Sie richtig sagten, .die noch nicht 
vorgenommen worden ist, zum Trageri kommen wird. 
Sie wird. natürlich zweü:ello.s vorp. Hei:rn Fi.~anzmini
ster, von dessen Haus ja die Jahresrechnungen in 
Druck gegeben werde.n, iu begründen sein, warum eine 
.Änderung vorgenommen wird. Ich meine, daß wir nicht 
heute, wo d~e J ahresrechnl,!!lg von 1960 noch nicht zur 
Diskussion steht, Anstand . nebmen sollten an äuee.ren 
Veränderungen - nicht an dem materiellen Inhalt -
einer Jahresrechnung, die erst zu prüfen ist, bei der 
auch zu prüfen ist, ob und. warum - gerechtfertigt 
oder nicht gerechtfertigt - d.f.e äußere. F.orm der Doku
mentation geändert worden. ist. Das war an sich der 
Schwerpunkt Ihrer· Darlegungen. 

1 . 

Ich möchte deshalb bitten, daß wir diese Fragen heute 
nicht weiterdiskutieren, wenn auch vielleicht eine ge
·•Nisse Härte in der Diskussion Cer beiden Kollegen 
aufgekommen ist. Sie mag sachlich gerechtfertigt oder 
nicht gerecht.fertigt sein. Das hat nichts mit dem ma
teriellen Inhalt der Behandlung der heutigen Frage zu 
tun. Ich glaube, wir sollten deshalb diese Diskussion 
in der. vorliegenden Form nicht weiterführen, weil ich 
unterstelle, daß beide Kollegen jeder den anderen nicht 
persönlich angreifen oder von der Sache her irgendwie 
rügen · wollte. Deshalb bitte ich darum, daß wir viel
leicht in der üblichen F.orm die Sache weiterbehandeln. 

' „ (Beif~l bei der .CDU.) 

' Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter König (SPD). 

. ' 

i' 

Abg. König: 
'. ' t' :1~J!' 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte 
den Landtag, damit einverstanden zu sein, daß Unter 
Zugrundelegung des von dem Herrn Kollegen Wilms 
Ausgeführten der Finanzausschuß sich mit diesem Ge
genstand noch einmal besch~ftigt. 

Präsident Van Volxem: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. War das ein 
Antrag auf Überweisung an den Haushalts- und Fi
nanzausschuß? 

(Abg. König: Ja, wir schlagen vor; heute die Be- . 
schlüsse zu fassen und ditl Entlastung zu erteilen, 
aber de.nnoch den ganzen Gegenstand noch ein
mal im :ß_aushalts- und Finanzausschuß zu be,-

handeln, wenn die Protokolle vorliegen..} 

- Der Landtag ist damit einverstanden. 
Ich bitte, von den Drucksachen II/485 und II/488 Kennt- _ 
.nis +u nehmen: · · 

Zum Pu!ikt 3 der Tagesordnung Üegen zwei Anträge 
des Haushalts- und Fi.nanzausscl:msses vor. Ich la$SC 
zunächst über deri. Antrag II/486 abstimmen . . Wer die
sem Antrag f:UStimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun
gen!° - Einstimmig angenommen. 

Ich 
0

lasse weiter abstim~e~„ 
0

über den .A.ntr;ag Ii/489'"'.~„ „."""'· 
des Haushalts- und Finanzausschusses~ .Wer. diesem. 4 • • : .: ~„: 
Antrag zustimmen will, den bitte i.cb um das Hand
zeichen. - Di~ Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! -

.. ~ 1l.~ dieser .Antra~ .ist. einsU~.mig angeno~men. 

' Ich X.µr~' auf 'den Punkt 12 der Tages~rdnung: · · " . · ,·_.'i~·~;~r 
.' „.: 0

Antra~ der Fra.ktl~~ de~ SPD betreffend sa"xii~- .. .;„.,. ·~i';f. 
rungs- und Förderungsprogramm für Stadt und 

Raum Baumholder 
· - Drucksache II/471 - ' .!.!'. 

DEil- ·:.Antrag wird begründet durch den Herrn Abge-
9rdneten Weingardt (SPD). 

Abg. Weingardt: 

H~rr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der 
Drucksache ll/477 hat die sozialdemokratische Fraktion 
deQJ. Hohen Hause einen Antra·g vorgelegt, durch den. 

\die Landesregierung ersucht wird, für die Stadt Baum- . 
holder und das an <;ien Truppenübungsplatz angren
zende Gebiet d~s Kreises .Birkenfeld ein Sanierungs
und. Förderungsprogramm vorzulegen. 

Wel'.\n ich im Namen der sozialdemokratischen Fraktion 
diesen Antrag begründe, so möchte ich vorweg ver
sichern, daß ich nicht die Absicht habe, Ihnen Sorgen 
und Nöte allgemeiner Art vorzutragen, wie sie viel
lelcht auch in anderen Gemeinden unseres Landes auf
treten. In Illustrierten und gewissen Zeitungen, denen 
es auf Sensationshascherei ankam, ist s.chon viel über 
Bauinholder und · den Truppenübungsplatz geschrieben 
worden. Nur entstand in diesen Berichten nicht immer 
ein objektives Bild, womit den Menschen in diesem 
Raum nlcht gedient war. ' 

Ich möchte in sachlicher Darstellung versuchen, Ihnen· 
die Schwierigkeiten - hervorgerufen durch den grq.ßen 
NATO-TrupperiCibungsplatz - aufzuzejgen, um damit 
zu beweisen, daß es sich tatsächlich um einen Sonder
fall handelt, welcher auch e.iner besonderen .Behand
lung und Hilfe bedarf. 

Zur Entwicklung des Truppenübungsplatzes ganz kurz 
einige Sätze: In den J.ahre,n 1935 bis 1936 begann die . 
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dama lige deutsche Wehrmacht mit dem Ausbau des 
Truppenübungsplatze~. Baumlloldi!r war ein kleines 
Landstädtchen mit r und 2 500 Einwohnern. Kommunal
politisch tra ten damals an die Stadt keine größeren 
Auf1~aben heran, da das Dritte Reich all seine Kräfte 
nuf die Rüstung des heraufziehenden Kriegesi kon
zentrierte. Nach d em Krieg trat aber dann im Jah.re 
l!l!ll eine völlige Wandlung ein, und zwar von dem 
Zeitpunkt an, a ls die US-Armee den Truppcnübungs
plat~ für ihre Zwecke übernahm. Die Kapazität des 
Truppenübungsplatzes wurde von den Amerikanern 
WE>~{'ntlkh erhiiht. Große Bauarbeiten setzten ein. Aus
wärtige Arbeitskräfte wurden herbeigeholt, und die 
Ri11w•.1hnerza hl s tieg in kurzer Zeit auf 6 000 an. Ty
pisdt für den Truppenübungsplatz ist aber die starke 
Fluktuation der Einwohner, so daß monatlich beim 
Einwohnermeldeamt 150 An- bzw. Abmeldungen re
gistrieri werden. 

Als weitere BcsonrlerhP.it eines Truppenübungsplatzes 
könrien wir fest!'tPllPn, daß Mens<'hen aus allen Teilen 
Deutschlands und aus vielen Ländern Europas nach 
Baumholder einströmen. Es waren im April 1962 Aus
länder aus 27 Nationen in Baumholder gemeldet. Zu 
der in Baumholder wohnenden Bevölkerung kommen 
9 000 bis 10 000 US-Garnison..c;rruppen sowie 6 000 bis 
8 000 US-Übungstruppen, 9 000 Familienangehörige von 
amel'ikanischen Soldaten sowie neuerdingi;: 1 000 Mann 
Bundeswehr . 

Zusa mmenfassend kann mim also sagen, daß Baum
holder zwar nach der Statistik nur eine Gemeinde von 
6 000 Einwohnern ist, sich aber tatsächlich ständlg 
25 000 bis 30 000 Menschen in diesem RFlum aufhalten. 
Ich brauche wohl nicht besonders zu betonen, was ei:: 
für eine solch kleine ~meinde bedeutet, plötzlich vor 
einer solchen Überflutung zu stehen. 

Diese sprunghafte Entwicklung zwang die Stadt zur 
T ~\sung von Aufgaben, wie sie sonst bei Gemeinden 
g leicher Größenordnung nicht üblich sind. Das gesamte 
Was:;em etz mußte von einem Quellgebiet, welches mit
ten im Geliinde des Truppenübungsplatzes liegt, bis zu 
einem neuen Gebiet südlich der Stadt erneuert werden. 
Die Kanalisation des neuen und alten Stadtgebietes 
war plötzlich erforderlich. Die gestiegene Kinderzahl 
zwang die Stadt zum Neubau einer achtklassigcn Volks
schule. Das städtische Krankenhaus mußte erweitert 
werden. Nach der Ka nalisation und der Wasserleitung 
inufüen große Beträge für die gemetndee!genen Straßen 
<1u:-;g~gebcn werden. 

Mit dieser sprunghaften Entwicklung hat aber eines 
nicht Schritt gehalten, und zwar die Finanzkraft der 
Stadt. Größere Industriebetriebe befinden sich keine 
in P.a11mhnl<lf'r. ~rade wegen des Truppenübungs
platzes hfl be n s ich schon in der Vergangenheit keine 
Betriebe in diesem Raum angesiedelt, und el! ist wohl 
auch in der Zukunft nicht zu erwarten, daß Industrie
Hnsif::dlungen in diesem Rilum vcrgenoni ... '!len \Verden. 
::Somit ist das Gewerbesteuer-Aufkommen sehr gering. 
Der über wiegende Teil der Bevölkerung ist auf dem 
Truppenübungsplatz beschäftigt. Aus dieser Beschäfti
gung !ließen der Stadt keine Gewerbesteuer und auch 
k<>im• Gewcrbei;teuer-Ausgleichsbcträge zu. Auch einen 
Verwaltungskos ten beitrag, wie er von der Bundei;bahn 
und BundespQst gezahlt wird, kennen die militärischen 
Stehen n icht. Die Grundsteuer ist nicht in dem Maße 
gestiegen, wie man es bei den vielen Neubauten er
warte t hätte, da es sich meist um Wohnungen handelt, 
welcl1e unter die Grund;:;teuerbefreitmg des sozialen 
Wohnungsbaues fallen. Der Bund hatte zwar vorerst 
für Wohnungen, welche für amerikanische Familien 
erricli tet wctL'en, Grundsteuer bezahlt. Durch ein Urteil 

des Bundesverwaltungsgerichts im Jahre 1961 wurde 
nun aber auch ffir diese Wohnungen die Grundsteuer
befreiung anerkannt, und der jährliche Grundsteuer
aus!all allein für diese Wohnungen beträgt 270 000 DM. 
Das Straßennetz der St<1dt Baumholder sowie der 
Randgemeinden des TruppenübungSfllat:zes ist dauernd 
durch den Militärverkehr einer übernormalen Bel;i
stung· ausgesetzt. Die;:;e Schäden sind nicht sofort fest
zustellen, so daß die Gemeinden mit einem Entsl·hi:idi
gungsantrag niCht ztun Zuge kommen, aber außerge
wöhnliche, Kosten aufbringen müss1~n. 

Die frühere deutsche Wehrmacht t rug dieser Mehr
beiaslwtg dadurdt Rechnung, daß sie jährlich eine an
gemessene Pauschalsumme als Entschädigung zahlte. 
B ei <ler "heutigen VoUmotorislerung der Armee v.ri.rd die 
damal!ge BE;last~ng d~r Stadt llci weitem übertroffen. 
Zusä:tzllch sind im Raum Baumholder 4 000 Privatfahr
zeuge von Amerikanern zugelassen, was ungefähr der 
Zulas.sungsquote einer Stadt von llO 000 Einwohnern 
entspricht. Hinzu kununcu die Schäden. welche immer 
wieder in sehr. vielen Gemeinden um. den Truppen
übungsplatz .an den Fcld- und Waldwegen durch 
übende Truppen verursacht werden. Auch hier ent
stehen den Gemeinden, abgesehen von der Arbeit mit 
de n Entschädigungsverfahren, immer t11ieder zusätz
liche Belastungen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man den G rundsatz 
der CkreChtJ.gkeit und Gleichheit anerkennt, dann kön
nen die allgemeinen Bestimmungen del! Finanzaus
gleichsgesetzes diesen Gemeinden nicht gcre<:h t we rden. 
Bei aller Anerkennung der bisherigen HiUe von Bund 
und Land hat die Stadt Baumholder aber nun eine 
Verschuldung von 400 DM pro Kopf der Bevölkerung 
erreicht, obwohl sie im Jahre 1951 schuldenfrei war. 
Sie werden wahr::ichein1ich im ges~mten Land keine 
Gemeinde der gleichen Größenordnung mit einer solch 
hohen Verschuldung finden. Kein Wort gegen die Lan
de:!:verteidigung, aber die Gerechtigke it gebietet es, 
nicht nur einzelnen Gemeinden sokhe Mehrbelastun
gen aufzubilrden. Auch nichts gegen einen Verteidi
gungsbe!~rag, der aber immer von der Gesamthei t des 
Volkes aufgeßrncht werden muß. Man k ann doch ein
fach diesen Gemeinden n icht zumul~u, :soviel a ußerge
wöhnliche Belastungen ctuf sich zu nehmen, daß für 
echte Selb!"tverwaltungsa ufgaben keine Mitte l mehr 
übrig bleiben. Sollen <lenn die Kinder dieser Gemeinde 
keine moderne Schule haben? Sollen s ie keinen Sport
platz h1tbcn? Sollen sie keine &hulb!ider haben? 

(Abg. Schuler: Wer ·verlangt das denn? - Vize-
. ' · ·prli.<;'frll"nt P!e>dmont übernimmt den Vorsitz.) 

I~ meine, daß gerade von diesen Gemeinden beson
d ers viel für die Jugend getan werden muß, da auch 
hier zwingende Gründe vorliegen, a uf die Ich jetzt zu 
sprechen kommen möchte. 
Die Stadt Baü.mholder hat sich in den letzten .Jahren 
durc.11 den T-ruppenü.bung~plat~ zur gt·oß.cn ?-,Jlarkcten
derei des 'fruppt."Ilübungsplatzes entv;kkelt. Im Stadtge
biet befinden sich zur Zeit 50 Gaststätten, wovon 35 als 
Bar:i. eineex:ichtet Sind, welche übel'\viegend von Ame
rikanern besucht werden. 
In d iesen Gast.<rtätten waren am 1. Mai 1962 174 Ser
viererinnen beRchäft igt. Mit betrügerll'chen Ve rspre
chungen über ein sehr hohes Einkommen werden im
mer wieder neue Bedienungen nach Baumholder ge
holt. Sind sie einmal da, dann werde n diese Verspre
chungen mit dem Hinwei~ abgetan, daß sie sich leicht 
einen zusätzlichen Verdienst verschaffen können. Es 
herrscl!.t ein :.l:ändiges Kommen und ~hen von Be
dienungen. Als Beispiel soll ein Lokal gelten, in dem 
in vier Jahren 204 Bedienungen beschäftigt wa ren. 

• 
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Die Folgeersd1einungen sehen so aus: Im Jahre 1~61 
waren über 22 v. H. aller Geburten in Baumholder un
eheliche Geburten. Im Jahre 1960 v<,raren es n.ahezu 
24 v. H. Wenn man den Bundesd.urchschnitt mH 6,3 v. H. 
und den Landesdurchschnitt mit 5,3 v. H. gegenüber
stellt, dann kann man wohl auch hier von einem ech
ten Sonderfall sprechen. Ich glaube, es. versteht sich am 
Rande, daß bei diesen Verhältnissen das Kreisjugend
amt nicht über Arbeitsmangel zu klagen braucht und 
auch für Kreis und Gemeinde d!e Fürsorgekosten ge
waltig gestiegen sind. 

Wo liegt nun aber bei diesen Verhältnissen die Gefahr 
für die einheimische ·Jugend? Durch die Vermietung 
von Wohnraum an US-Familien und insbesondere. a.n. 
die große Anzahl v_on. Se.rvie.r.erinnen .. bat sich für die 
Bevölkerung eine neue Einnahmequelle aufgetan. Es 
braucht nicht zu überraschen, wenn bei den hohen Mie
ten sehr oft auch stillschweigend' geduldet wird, daß 
die Mädchen ihre amerikanischen Freunde . mit aufs 
Zimmer bringen. Diese DJnge bleiben le:der von den 
Jugendlichen nicht unbeobachtet. Da sämtliche .Bars 
ja a_uch nur als Gaststätten gelten und nicht ausdrück
lich als Nachtlokale a.usgewiesen sind, gehören in im
mer steigendem Maße leider auch junge Burschen zu 
den Barbesuchern. Sie düi:-fen ja nach den allgemeinen 
Jugendschutzbestimungen ab 16 J~hre. d\ese G1'ststät
ten besu.chen. 

Auf Drängen der Amerikaner wurde voriges Jahr die 
Polizeistunde generell auf 24 Uhr festgesetzt. Der 
Stadtrat von Baumholder billigte diese Entscheidung 
nicht; denn bis zu diesem Zeitpunkt bestanden in 
Baumholder noch vier echte Nachtlokale mit einer Poli-
zeistundenverlängerung bis 2 Uhr. In diesen vier Loka
len zogen sich nach der offiziellen Polizeistunde die 
meisten Bedienungen zu:iiammer.i, womit die Kontrolle 
der Polizei wesentlich erleichtert war. Ob. .die jetzige 
Lösung eine glückliche ist, möchte ich bezwei~ell).; denn 

, geändert hat sich an der' Unmofäl nichts, h<:ichstens in 
dem Maße, daß sich nun das undurchsichtige Treiben 
noch mehr in die Privathäuser verlagert hat, was im 
Hinblick auf die Jugend bestimmt nicht. zu begrüßen ist. 
Es drängt sich bei diesen Verhältnissen die Frage auf: 
Ist alles getan worden, was getan, werden konnte oder 
wäre i1icht doch tioCh. manches zu· verbessern?. Es muß 
auch hier der Grundsatz gelten: Vorbeugen ist besser 
als heilen! In diesen Raum müssen zusätzliche Mittel 
zur Jugendpflege fließen, damit von den verschieden
sten OrganisatiQnen die Jugendpflege noch intensiver 
belrieben. werden ~a.no. __ .... 
Da aber nicht alle Menschen Engel sind, muß man sich· 
auch die Frage vorlegen, ob die Gendarmerie in Baum
holder bei ihrer derzeitigen Besetzung. in der Lage ist, 
alle erforderlichen Maßnahmen zu treHen, damit die 
Einhaltung der Gesetze gewährleistetist. .Nichts gegen 
die Reorganisation der Gendarmerie in Rheinland
Pfalz. Sie mag sich im gesamten Lan.d bewährt h;i,b~, 
aber eine besondere Sjtq;atio!'I ~rfo:r:dei;i: . J:ies~mqere. 
Maßnahmen. Die Gendarme.riesta.tion · Baumholder ist 
besetzt mit zehn Beamten und einem Angestellten. Zu 
dem Bereich der . St.at.iQn. . gehören neben der Stadt 
Baümholder noch zehn Gemeinden l;'Uild µm den Trup
penübungsplatz. Ich habe zu Beginn meiner Ausfüh
rungen gesagt, daß sich allein im Raume Baumholder 
ständig 25 000 bis 30 000 Menschen . a.ufhalten, Wenn 
man überlegt, daß die Bundeswehr der .Zivilgerichts
barkeit untersteht und ab 1. Juni dieses Jahres durch 
den Truppenvertrag auch teilweise die Amerikaner der 
deutschen Gerichtsbarkeit unterstehen, muß man zu 
der Erkenntnis kommen, daß diese zehn Beamten nicht 
alle Aufgaben erfüllen können. Die in Birkenfeld ein
gerichtete Großraumstation hat nicht die erwartete Er-

1 

r 

1 

·I 
1 
i 

leichterung gebracht. Mit einer Besetzung· von 28 Mann 
ist, auch diese Station dazu nicht in der Lage. Es sind . 
auch nicht immer 28 Mann zur Stelle, da der Dienst in 
vier Schichten eingeteilt ist. Somit können von diesen 
Beamten nicht so viele Aufgaben wahrgen'ommen wer
den, wie man erwartet hat. ~ber gerade bei unserer 
Polizei sollte. auch der Grundsatz gelten, daß vorbeugen 
besser ist als heilep. ! · 

Die Polizeistatistik der Gendarmeriestation Baumhol
der. für das Jahr, 1~61 gibt über den .A_rbeitsanfall die 
beste Auskunft. Hier sind verzeichnet: Ein Mord, zwei 
fahrlässige Tötungen, 16 gefährliche und schwere R:ör
pef"'J'erletzungen, 16 J\Totzuchtsfälle, 36 andere Sittlic...11,.. 
:keitsdelikte einschließlich K\ippelei und Abtreibting, · 
fünf Fälle von Raub, 36 schwere Diebstähle, 27 ein
fache Diebstähle, 16 Unterschlagungen, 53 Betrugsfälle, 
~4 andere Ver.brechen und· Vergehen, 300 Verkehrs
unfälle, darunter nicht enth~lten Verkehrsunfälle, an 
denen nur Amerikaner beteiligt waren, 209 Verkehrs,
übertretungen und 2 000 Ersuchen auswärtiger Sta.ais.
anwaltschaften und :Polizeistellen, was bei der Völker
wanderung nach Baumholder kein Wunder ist. A.ußer
dem wurden 128 Personen festgenommen, ausschließ
lich Mädchen, und 1:Ue meisten von ihnen unter 21 Jah
ren: Hier muß man do9h, ganz bewußt qie Frage stel
len: Wo bleibt da noch Zeit, um vorbeugend zu helfen? 
Können dann noch genügend Kontrollen durchgefühti 
werden, um die Einhal~ung der Jugendschutzbestim
~Jrigen, .iu 'g~wäl:µ"leist'~ri~ · "Köni;ien ,irilln~r rechtzei~i& 
Verstö.qe gegen das Gast.Stättengesetz erkannt werden? 

· ·· Sind immer sQrgfältige Ermittlungen möglich in Dingen, 
die sich zwar abzeichnen, die abei:- nicht klar nachge~ 0 

· 

wiesen werden können? Es wäre auch zu prüfen, ob 
nicht im Lande Rheinland-Pfalz die bayerische R~e:
lung zum Gaststättengesetz eingeführt werden könnte,. 
wonach entsprechend der Größe des Lokals nur eine 
bestimmte Anzahl von Bedienungspersonal beschäftigt 
werden darf. 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren, möchte 
ich sagen: Hier ist Hilfe in drei wesentlichen Punk,ten. 
erforderlich: . 

1. alle nur möglichen Maßnahmen zum Schutze unserer 
Jugend, 

2,. den betroffenen Gemeinden muß Gerechtigkeit wi
derfahren durch finanzielle Hilfe über den Rahmen 
des Finanzausgleichs hinaus, 

3. Verstärkung der Polizei, damit alle Maßnahmen zum 
:· · SChutze der . .Jugend und der B.evölkerung ergriffen 

werden können. 

:Na&dem ich versucht habe,· Ihnen die Sesori.derheftezY 
. · dieses Ri;\umes aufzuzeigen, bleibt mir nur noeh übrig, 
! . Sie, meine verehrten Damen .und Herren, zu bitten, 
f unserem Antrag II/477 Ihre Zustimmung zu geben. l (BeUall des Hauses,) 

I · Vfaepräsident Piedmont: 

Wortmeldungen liegen· keine vor. Der Ältestenrat 
schlägt dem Hohen Hause vor - - ~ Entschuldigung. 
Das Wort hat der Chef der Staatskanzlei, Herr Mini
sterialdirektor Duppre. · 

M"misterialdirektor Duppre: 
' 

· Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Namens der 
Landesregierung nehme ich zu dem vorliegenden An
trag de!'. FrakUon, der SPD be4-e.U:end S.anie~ngs- u:r.t.d 
Förderungsprogramm für Stadt und R,aum Baumholder 
wie folgt Stellung: Vorausschicken muß ich, daß die 

1 ~" 

... .:.. 
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(Minist.erJald1rektor Duppr~) 

Begründung sehr komplex gewesen i.st, so daß es aus 
dem Stegreif kaum möglich sein dürfte; die vielen a~e
sprochenen Fragen konkret zu beantworten. Ich möcnte 
mich .iedoch bemühen. die Komplexe so zu beantworten, 
wie sie der Reihe nach behandelt werden können. 

Was die Sonderbelastung durch militärisd:le Anlagen 
betrifft, so möchte ic'.h vorweg versichern, daß die Lan
de!ireglerung bereits seit Monaten in Verhandlungen 
mit der Wehrbereichsverwaltung lV und dem Bundes
verteidigungsministerium steht, um eine angemessene 
und unbürokratische Abgeltung dieser Sonderbelastun
gen zu erreichen. Ich hoffe, in absehuarer Zeit darüber 
konkrete Ergebnisse vorlegen zu können. 

Der zweite Komplex betrifft die finanzielle Sit1.1Ation 
der Stadt R::iumhnlder ganz allgemein. Ich bin durch 
den Herrn Innenminister ermächtigt, zu erklären, daß 
er sich im R~hmen der Möglichkeiten, die der kommu
nale Finanz.ausgleich bietet, dieser besonderen .finan
ziellen Situation annehmen wird. 

Das dritte Problem, das angesprochen wurde, ist die 
Fra11.e des Polfaei.schutzes und der öffentlichen Sicher
heit. Auch hier bin ich durch den Herrn Innenminister 
ermächtigt, :zu erklären, daß er sich persönlich in aller 
Kürne an Ort und Stelle mit der Situation befassen 
und Maßmihmen prüfen wird, die zu einer Abstellung 
geeignet siud. 

(Beifall bei der CDU.) 

Schlteßlich bleibt der wesentliche Komplex, der aus der 
schriftlichen Begründung, d. h. aus dem Wortlaut des 
Antrags, zu erkennen war, nämlich die Frage der Ge
samtstruktur der St<tdt Baumholder und der an den 
Truppenübungsplatz Baumholder angrenzenden Ge
meinden. 

Hier muß ich :zunächst iesisteiien, daß der gesamte 
Kreis Birkenfeld seit 1951 in das sogenannte Sanie
rungsprogramm einbezogen ist. Dieses Sanierungspro
gramm wird .seit 1956 als sogenanntes regionales För
derungsprogramm weitergeführt. Ziel dieser Maßnah
men ist es, l. kriegsbedingte Schäden zu beseitigen; 
2. eine wirtschaftlidl.e Strukturverbesserung zu er• 
reichen und 3. - und damit kommen wir dem Kern der 
Dinge schon näher - das Mißverhältnis zwischen stän
digen Erwerbsmöglichkeiten und der Bevölkerungszahl 
zu beseitigen. Dementsprechend beinhalten die Kata
loge der Förderungsmaßnahmen eine umfangreiche An
z:.ihl von Maßnahmen und Mitteln, ich möchte fast sa
gen, Maßnahmen, die in ihrer Anzahl und in ihrer Viel
falt kaum noch ergänzungsbcdürftig sein dürften. Bei
spielsweise werden im Bereich des landwirtscllaftlkhen 
Sektors folgende Maßnahmen gefördert: Ratlonalisie
ruß!lskredi te für landwirtschaftliche Betriebe, Zu
schüsse und Darlehen für den Ausbau der zentralen 
W as.serversorgung, Abwässerbeseitigung, Elektrifizie
rung, Flurbereinigung, Aufforstung von Unland und 
die Schaffung von gemeinschaftlichen Wirtlichaftsein
richtungen. Beispiele aus dem gewerblichen Sektor: 
Verlagerung und Neuerrimtung von Produktionsstät
ten, Steigerung der Wirtschaftskraft vorhandener Be
triebe, Modernisierung und Rationalisierung, Förde
rung des Fremdenverkehrsgewerbes. 

Aber auch andere Maßnahmen, die gewissermaßen erst 
die Vorau::;i;etzung für die Durchführung dieser Struk
turmaßnahmen darstellen, können aus diesen Mitteln 
des Bundessanierungsprogrammes gefördert werden: 
Erschließung von Industriegelände, .Ausbau der Ver
kehrsverbindungen, Schaffung von zusätzlichen und 
neuen modernen Ausbildwigsstätten. 

Ober die Größenordnung dessen, was in den letzten 
Jahren getan werden konnte, w erden Sie die Zahlen 

·--- -·····--·--- - - -

unterrichten, die . ich an Hand der Akten nachweisen 
kann. In den letzten Jahren sind nämlich auf den bei
den Sektoren Landwirtschaft und gewerbliche Wirt
scll.a.ft immerhin über 6°.Millioncn DM in den Landkreis 
Birkenfeld geflossen. 

Grundsätzlich ist zu sagen. daß dieses regionale Förde
runesprogramm natürlich einige Er!indungsgabe, einige 
PhanUl.sle und einigen Einfallsreichtum von den ört
J.i.c,Q,@„. V~v:aJ~sti:ä.i.ern verlangt. Dieses regionale 
Programm kann nämlich gesteigert werden insofern, 
als die .Mittel nicht quotal den Krei.sen zugewiesen 
werden; vielmehr werden einzelne Maßnahmen kata
logm.äßig von Fall zu Fall bezuschußt und gefördert. 
Es kommt also entscheidend darauf an, daß die ört
liche Inftlatfve hier Pliitz greift und auch die leitende 
Hand der unteren staatlichen Verwaltungsbehö1'de 
sichtb~t wird. Mit anderen Worten: Aus diesem regio
nalen Förd~sprogramm können - speziell bezogen 
auf de!'.l Ra1:1m Baumholder und Umgebung - viele 

.Maßnahmen aktiviert. werden. 

Nach alledem steht die Landesregierung bezüglich die
ser strukturma13nahmen auf dem Standpunkt, daß mit 
dem regionalen F"örderungsprogramm, in das der Land
kreis Birkenfeld seit 1951 einbezogen ist, dem Begeh
ren des Antrages der Fraktion der SPD bereits in vol
lem Um~a~ e11tspro~en ist. 

, . „„.: ~e~.,.~.~i„, cj.en Regierungsparteien.) 

Vb:el'l'.lstd~~:: Pi~~~i:i-t: 
Ich.. danke dem Herrn Vertreter der Landesregierung. 

, „ , tfl~ij~~~~:~~~~ ·:Ä:~:~s, ob damit der Antrag Drudc
s . . ~ ,*1.i,~i7„~~i;:. lf~a..~.t.i~~ der SPD als erledigt betrach
tet WEff~~~ --~~!. , 

(Ja-Rufe be:i der CDU.) 

Es erhebt sich kein Widerspruch? - Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete·nr. Skopp (SPD). 

Abg. D.r. Skopp: 

Herr P1·fu:idcnt 1 Me-ine Damen und Herren! It.'h glaube, 
die Ausführungen des Herrn Kollegen Weingardt ha
ben uns gere!gt, daß es sich hier um eine Frage han
delt, die im Interesse nicht nur der Jugend, sondern 
der gesamten Bevölkerung dort und weit darüber hin
nus im Interesse des Ansehens unseres Landes und 
überhaupt im Interes.se der Menschen dort nid1t ernst 
genug genommen werden kann. Es ist alles schön und 
gut, was der Herr Vertreter der Staatskanzlei hier 
gesagt hat; das wird auch alles anerkannt und das war 
uns ja zum großen Teil auch nicht unbekannt, als wir 
dlesen Antrag gestellt haben. Und gerade auf der Grund
l~e dieser allgemeinen Maßnahmen und in Kenntnis 
dieser !ltilndl.g laufenden Maßnahmen h aben wir diese 
Dinge in unserer Fraktion diskutiert und sind nun der 
An~lcl}t - un~. qes~re~en wende ich mich dagegen, daß 
tinser A:ntrag"filr erledigt erklärt werden soll -, daß 
für den Ort :Baumholder und Umgebung ganz speziell 
aus diesen allgemeinen Mit.teln und über diese hinaus 
ein Förderungsprogramm entwickelt werden muß und 
dort ganz speziell zur Anwendung zu kommen hat. Ich 
darf Sie vielleicht daran erinnern, der Herr Kollege 
hat in seiner Begründung darauf hingewiesen, daß in 
bezug 11uf die Handhabung des Gaststättengewe rbe:; 
und einzelner Bestimmungen dieses Gesetzes die Dinge 
dort in keiner Weise ausreichen, gemessen an dem Um
:fang der Lokale, an deren Einrichtung und der Anzahl 
des dort verwendeten weiblichen Personals. Meine 
Damen und Herren, ich möchte hier die Dinge nkht 
nach. einer bestimmten Rich.tung hin vertiefen, aber 
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wenn einem nicht der Respekt vor dex- Fx-au als Mensch 
und als weibliche Pel"Sönlichkeit. QC\S Al1Ssprechen die
ser Dinge verbieten würde, so ist doch wohl klar, was 
hier im Raume an Gedanken stebt, was gegebenenfalls 
als äußerstes hier aUes notwendig wäre. Ich spreche 
es nicht aus, ich fordere eS nicht. uni;i rede diesen Din-' 
gen .nicht das Wort, aber icl.i mp,chte damit nur andeu-. 
ten, daß wir mit allem Ernst an die Aufgabe herange-

,hen müssen, eine im menschlichen und sozialen Be
reich liegende Sanierung ganz speziell für diesen Raum 
vorzunehmen. 

Ich möchte daher bitten, daß dieser Antx-ag den Aus
schüssen überwiesen wird, vorab dem Hauptausschuß 
und dara1 'natürlich dem -Sozialpolitischen Ausschuß 
und auch dem Haushalts- und Finanzaussclmß, um dort 
ein spezielles Programm zu erarbeiten aus den Mitteln 
und mit den Möglichkeiten, die Herr MinisterialdiJ;·ek
tor Duppre hier dargelegt hat, deren Anwendung und 
Bedeutung in kcinex- Weise von uns angezweifelt wer
den, in deren voller Kenntnis 'Wir aber diesen Antrag als 
Spezialmaßnahme für diesen Raum · gestellt wissen 
wollten, zu verwirklichen, denn das, was bisher ge
schehen ist, meine Damen und. Herren, hat ja in keiner 
Weise ausgereicht, um diesen Verhältnissen zu steuern. 
Datum unser Antrag, den wir bitten, nicht als erledigt 
ansehen zu wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Matthes (CDU), 

Abg. Matthcs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren 1 Nachdem 
der Sprecher der Regierung auch gleichzeitig im Auf
trag des Herrn Innenministers angekündigt hat, daß 
der Herr Innentninlster sich persönlich an Ort und 
Stelle über die Verhältnisse .m Raum Baumholder noch 
einmal in!ormieren wm - Ich nehme an, daß er schon 
informiert ist -, · 

(Abg. Dr. Skopp: Das würden 'Wir sehr begrüßen!) 

und nachdem auch F~agen angesprochen worden sind, 
die in das Gebiet des Jugendschutzes und der finanziel
len Belange hineingehen, die zweifellos noch Feststel
lungen notwendig machen, und nachdem der Chef der 
Staatskanzlei erklärt hat, daß der Eerr Innenminister 
demnächst Gelegenheit nehmen werde, darüber zu be
richten, entsteht selbstverständlich die Frage: Wo zu 
berichten? Und deshalb· sind wir damit einverstanden, 
daß dieser Antrag den Ausschüssen - ja, welchen Aus
schüssen? -, mindestens dem Hauptausschuß und dem 
Haushalts- und Finanzausschuß zugewiesen wird. 

(Zuruf' der SPD·: Sozialpolitischer Aus-schuß!) 

- Meinetwegen auch an den sozialpolitischen Ausschuß; 
ich weiß nur nicht, ob das notwendig ist, aber minde
stens an den Hauptausschuß .und an den Haushalts
und Finanzausschuß. 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident DI.'. Altmeier: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! De• Text 
des Antrages besagt, daß die Landes;r;egierung ersucht 
wird, für die Stadt Baumholder und das an den Trup
penübungsplatz angrenzende Gebiet des Kreises Bir
kenfeld ein Sanierungs- und Förderungsprogramm vor
zulegen. Die Ausführungen, die soeben im Namen 

der Landesregierung gemacht worden sind, haben unter 
Beweis gestellt, daß beides, was in diesem Antrag ve±
langt wird - nämlich ein Sanierungs- und Förderungs- · 
programm zu entwickeln - nicht mehr zu geschehen 
braucht, weil Förderungs- und Sanierungsprogramme 
für den Kreis Birkenfeld bzw. insbesondere für den 
~ruppenübungsplatz Baumholder seit Jahr und Tag be
stehen .. Insofern bin ich nach Wie vor der Meinung, daß 
der vorgelegte Antrag damit seine Beantwortung und 
seine Erledigung gefunden hat. 

(Abg. Schuler: Sehr richtig!) 

! 
1 

1 1 Icll meine, wir sollten uns hier an die Tagesordnung 
1 und an das halten, was tatsächlich beantragt worden 

1 

ist, denn nur..darauf konnte die Regierung nach dem 
· 'ganz klaren Wortlaut des Tex:tes antworten. 

Was ~oeben darüber hinaus zur Begründung des An
trages hier im einzelnen ausgeführt wurde, betrifft und 
behandelt Probleme, qie mit dem Jugendschutz, mit 
A~swüchsen und verschiedenen an'deren Dingen zu
sammenhängen, wie sie seit Jahr U!fd Tag Gegenstand . 
der Auseinandersetzung auch zwischen der LandeS:.. · · 
regierung und den Amerikanern waren, solange der 
Truppenübungsplatz sich in amerikanischer Oberhoheit 
befand, was ja zur Zeit nicht mehr der Fall ist. 

'Ober diese Fragen, so meine ich, kann man .debattieren; 
. aber sie haben mit dem heutigen speziellen Antrag, 

der hier gestellt worden ist, nichts zu tun, und die 
Landesregierung würde es daher begrüßen, wenn die- · 
ser Al].tr<fg durch ihre Antwort alS erledigt betrachtet 
würde. Sie steht selbstverständlich einer Auseinand.er
setzung über andere Fragen, wie sie insbesondere in 
das Ressort des Innenministeriums fallen, jederzeit zur 
.Verfügung. · 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wallauex- (FDP). 

' Abg. Walla.uer: 

Herr Präsident! Meine Darnen und Herren! Dem Herrn 
Kollegen Weingardt kam es dux-chaus zu, als Baum
holderer Bürger hier einmal auf die ganz besonder_en_ 
.Verhältnisse im Baumholderer .Raum hinzuweisen; und 
ich gehe mit den Antragstellern einig, daß dieser An
trag nicht heute seine Erledigung finden soll. Wenn der 
Herr Ministerpräsident eben erklärt hat, daß fox-mal 
gesehen nach der wörtlichen Fomulierung des Antrages 
eine Eriedigungserklärung jetzt schon stattfinden 
könnte, so, bin ich der Meinung, daß man diese Erle
digungserklärung auch noch in den zuständigen Aus
schüssen vornehmen kann, wenn dort die Dinge etwas 

: ~ing~hender besprochen worden sind. 

·(Zustimmung bei der SPD.) 

Denn eine B.esprechung der Situation im Raume Baum
holder über die bisherigen Förderungen hinaus, die 
zweifellos dieser Raum von der Bundesregierung und 
auch von der Landesregierung erhalten hat, ist durch
aus erwägenswert und, wie mir scheint, notwendig. 

Ich bin selbst sieben Jahx-e lang Baumholderer Bürger 
gewesen. Ich habe die Entwicklung in Baumholder, da
mals noch als Amtsrichter, miterlebt, wie Baumholder 
von einer kleinen Landstadt zu einem OrL, man kann 
schon sagen, sui generis geworden ist bereits zur Zeit 
des deutschen Truppenübungsplatzes. Und daß diese 
.Verhältni!lse sich erheblich kompliziert haben nach 1945, 
wo zunächst die deutsche Seite überhaupt nichts zu sa
ge hatte, und wo der Reihe nach französische Besat-

' 

.,. 
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zung, amerikanische Besatzung und dann wieder unsere 
eigenen Soldaten dorthin gekommen sind, das können 
Sie .~ich ohne weiteres vorstellen. 

Id.1 '>lit'iß auch, und zwar von der juristischen Zustän
digkeit her, daß ganz außerordentliche Schwierigkei
ten dort aufgetreten sind in dem Sinne, daß weder die 
Polizei noch das dortige Amtsgericht mit den normalen 
Krä:'.ten der Schwierigkeiten Herr werden konnten. 

Ich meine, w ir könnten, ohne un5ere Geschäftsordnung 
zu vel'letzen, heute sehr wohl beschließen, daß dieser 
sozialdemokratische Antrag sowohl dem Haushalts
und Finanzaussdl.uß als auch dem Hauptausschuß über
l.1.rie:-en wird, wobei e~ zweckmi:ißig wäre, wenn der 
von Herrn Mini.c:tPri:ilr~t Duppre eben an.gekündigte 
Bericht schon den Ausschüssen vorgelegt würde und 
wenn vielleicht an den Berattplgen im Hauptausschuß 
auch ein Vertreter des Justizministeriums teilnähme, 
der tibC'r die gerichtliche Situation dort Aufi;chluß ge
ben könnte. Es sind ja eben Zahlen genannt worden, 
die immerhin ungewöhnlich sind für eine solche Ort
:schaft, ::clhst wenn sie jetzt die Einwohnerzahl von 
6 0011 erreicht hcit. 

Ich darf deswegen im Namen meiner Fraktion unsere 
SteHungnahme dahin präzisieren, daß wir mit der 
Maßgabe, vielleicht kein Programm, aber gezielte Maß
nahmen, wenn sie möglich sind, im Aussehuß zu be
spredlen, der Überweisung -des Antrages fn die beiden 
genannten Aussdtü.sse zur ausführlichen Beratung zu
s timmen. 

{Aug. Haeh~r: Soz:ialpolitischer Ausschuß auch 
noch!) 

- Ich weiß nicht, ob die Überweisung in den Sotlal
politischen Ausschuß notwendig ist. Diese .Beratung 
würde sich gewiß auch im Hauptausschuß erledigen 
lai:si:n, Oder Sie machen es so, daß der Antrag in -den 
Sozialpoliti~chen Ausschuß, aber nicht in den Haupt
ausschuß überwiesen wird. Das wäre vielleicht noch 
das zweckmäßigere Verfahren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizl"präio;ident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter M.atthes (CDU). 

Abg. Matthes: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist gar 
kein Zweifel, daß in bezug auf seine Formulierung der 
Antnig als solcher in der gestellten Form als erledigt 
betrachtet werden kann. Aber wir sind der Auff;:issung, 
duß durch die Beantwortllng der Landesregierung be
reits wf:'ito:'re„hi:-nde Inhalte angesprochen wurden, wie 
sie :.Jt1ch in der Begründung der Antragsteller zum 
Au:->druck gekommen waren. Aus diesem Grunde wür
den w.ir einer Überweisung an den Soz!a!po!!tii>ctien 
Aus.!'chuß und an den Hauptausschuß nicht widerspre
chen. 

(Abg. Dr. Kohl: Finanzausschuß!) 

- Und Finanzausschuß! 

Vizepräisd<'nt Piedmont: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nkht vor. Es sind zwei Anträge gestellt. Der 
weitergehende ist der, den Antrag Drucksacbe IIJ477 
au.C Grund der Ausführungen der Landesregierung als 
erledigt zu betrachten. Ich lasse zunächst darüber ab- · 
stimmen. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Wer den Antrag Drucksuche II/477 als erledigt be
trachtet ansehen will. 

(Abg. Dr. Skopp: Zur GeschäftsordnunR!) 

den bitte ich um das Handzeichen! - Das ist die Min
derheit. 

(Abg. König: Das glaube ich abet• auch!) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter DT. Skopp. 

· · „ · · · (Abg. br. Skopp: Ist erledigt!) 

Er zit!ht seine Wortmeldung zurück. 

Ich lasse nunmehr darüber ab~tlmmen, den Antrag 
Drucksache II/477 an den Hauptausschuß, an den Haui;~ 

j
i halts- und Finanzt-H?f:schuß und .an den Sozialpolitischen 

Aussdluß zu überweisen. Wer diesem Antrag auf Übe1·-
1 Weisunlf ln diese drei Ausschüsse seine Zustimmung ! · ·ge~it V.•lll, den bltte ich um das HandzPichen ! - Das 

ist die Mehrheit. Damit wird der Antrag Drucksache 
II/477 in den Hauptausschuß, Haushalts- und Finanz
ausschuß und Sozia.lpolitis<'hen Ausschuß liberwiesen . 

Idl rufe nunmehr auf den Punkt 4 der T11gesordnung; 

il;rl!~.~ ~~r.<1<~~0;: ein~s Lande!gesetzes zur Durcb
ftlhrung der Krieg8oplerfiirsorge 

- Drucksache II/476 -

Zur Begrii.ndu;1g erteile ich Herrn Staatssekret~r Jung
las das Wort. - Ich bitte um etwas Ruhe! 

Staatssekretär .Tunglai1; 

Herr .Präsident! Meine D<imen und Herren! Zur Re
gierungsvorlage Drucksache II/476 - Entwurf eines 
Landesgesetzes zur Durchführung dt?r Kriegsopferfür
sorge - möchte ich folgende Bemerkungen machen. 

Die so:tiole FUrSQrge für Krieg:sbeschiidigte und K1·iegs
htnterblit!bene hatte bisher ihre materiell-rechtlicht' 
Grundlage teils im B undesversorgungsgesdz, teils in 
der allg('meinen ~'ürsorge. Durch das Gesetz z.ul' Ände
rung und Ergänzt1ng des Kriegsopferrechts - Er.ites 
Neuordnungsgeset:>: - vom 27. Juli lll60 wurde die so
ziale Fü1·sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshinter
bliebene unter d~ neuen Bezekhmml;( „Kriegsopfer
fürsorge" l.rn Bundesversorgungsgesetz zusammenge
faßt und teilweise neu gestaltet. 

Auch in l'JrJ(anisatorischer Hinsicht war die Krit-.~s
opferfürso1·ge bis.her mit den Vori>chriften des allge
me-inen Füt':1Qrgt~re<:hts eng \'t."rflochtcn. Sowohl rei.chs
bzw. bundesrechtlicb als auch auf Grund der dana~h 
ergangenen l<mdesrechtlichen Vorschriften waren die 
Orga'(l.isatlon und das Verfahren der Kriegsopferfür
sorge weitgehend gemeinsam mit dc·m Recht der a ll
gemeinen Ftlrsorge geregelt. 

Die Reichsgrund.'!ätl~e iiber Voraussetzung, Art und Maß 
der offcnt.lkhen Fürsorge in der Fassung des .li.nde
rungsgesetze$ vom 4. Juli 1957 sowie die Verordnung 
über dle 1'"'ürsorgepflicht in der Fal"8Ung vom 27. Fe
bruar 1957 sind durch den § 153 des Bundessoz.ialhilfe
gese~s „!Ai~ Wirk1-1iig .vom ~. Juni dieses Jahres außer 
Kraft gesetzt'. Die Aufht!uung der einschlägigen Lan
dcsgesetz.e, dit! in um1t!rem Lande::;bereich gelten, ist im 
§ 27 des Entwurfes eines Landesgesetzes zur Ausfüh
rung des BundesF:m:i11lhilfegesetzes - Drucksache II/447 
- vorges~hen. 

Damit fehlt ab L Jwli dieses Jahres eine Reditsgrnnd
lage über die Organisation der Kriegsopferfürsorge. 
Diese Lücke soll durdl den vorgel-egten Enl>1rurf des 
Gesetzes zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge ge
schlossen werden. 
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(Staa tssekretJir Junglas) 
Die Landesregierung hat bewußt davon abgesehen, die 
gesetzlkhe Regelung· in das Lan~ellaustW;u:u:ngsgt?'Setz 
zum Bundessoz.J.alhil!egesetz. aufzunehnien. Der· ver
sorgungsrecl1tliche Cnarakter der Kriegsopferfürsorge 
ist durch .die Neuregelung im Bundesversorgungsgesetz. 
.besonders heraU$ges:t.~Ut D~ soll auch landesrecht).ich 
durch ein eigenes Organisationsges~tz zum Ausdruck f . 
kommen. Der Ges~t;Z.enf\\'Ur! hält .sich. in seinen Grund- I 
rligen an dem bisherigen Rechtszustand. Insbesonder~ [ 
trägt er dem Grundgedanken der Verordnung vom 8. 1 · 

Februar 1919 in .der ;Fassung des § 34 der Verordnung 1 
über die Fürsorgepflicht ReChnung. · Die Kriegsopfer
fürsorge soll wie bi,sh~'. yon örtlichen und überörtli- "_ · 
Chen Trägern durchgeführt werden, „ die unter ctc?r Be'-' t 
zcichnung „Fürsorgestellen für Kriel?'sbeschädigte und ;! 

Hinterbliebene" bekannt sind. Auch . in der Aufgaben
verteilung knüpft der Gesetzentwvrf an bisherige 
ReCht.szustände an. ·Er weicht nur ge1ingfilgig von der 
bisherlgen öi1lichen· Zustämfü~keftsregelung ab. Soweit 
diese von der Sache her und aus Gründen der Zweck
mäßigkeit g·eboten ersclicint, werden sie durchgeführt. 
So weist der § 3 Abs. ,2 alle Hilfen der Berufsfürsorge 
nach § 26 des Bvn.d.esve.rso:rgungsgesetzes der Haupt
fül'Sorge zu. Darin sind auch die :F;tiÜ'm ~ur :Unterh;i.1-
tung und zum B.et.rieb v_on Kraftfahr+eµgen enth?lt~n. 
die bisher den örtlichen Trägern zugewiesen waren. 
Demgegenüber soll die Hauptfürsorgestelle dadurch 
cnUastet werden, daß Erziehungsb.eihil!en, die sie a.us
schließlich wegen. f?ines familiären Zusammenhangs :zu 
gewähren hat, ln die Zuständigk!tit . der .örtlichen Trä-
ger, d_er Kriegsopferfürsorge, übergeben werden. _ · 

Schließ!~ ist au.$ vorgesehen, die Be~chaffungshilfen 
nach § 26 Nr. 2 uncl 3 der Verordnung zur Kriegsopfer
.m~orge den örtlich.en Ti:ägern zuzuweisen. Diese Hil-
fen haben die Eei::ht.$grunclla$~ im § 27b ~es }3U!1des
vcrsorgungsgesetzes t.md _werden materi~ll-rechtli(i) 
durch das Fürsorgerecht bestimmt. 

Aus Gründen . der Sacbzu,s~i;nmenhänge ~oll . ~~e . e.in
hcitlich in der Hand· .d!;lr örtli~en Träger liegen. Eine 
Ausnahme U,t nur im' § 3 Abs. 2 Zifter 6 vorgesehen, 
nämlich für die Fälle, in denen fü.t; die entsprechenden · i 
Leis Lu11gcn der Sozialhilfe ebenfans der überörtlichl' 
Tr!iger der Sozialhilfe sachlich zt.i~~än.dig ist. 

bitte ich um das Handzeichen. - Die Geg~nprobc! -
Stimmenenthalt~ng! 

Damit ist die Vorlage II/476 in die genannten Aus-· 
sc:hüsse überwiesen. 

Ich rufe auf. Punkt 5 der Tagesordnung; 

BedcptcrstaJtung des Ausschusses für Sozialpoli
tik und Fragen der Vertriebenen :11ur Drucksache 

· .. Il/268 - Antrag der F1·aktion der CDU betreffend 
· Xnderung der Richtsätze fiir soziai'e Untcrstüt

. , zUJJiscmpränger -
- DruckSache Il/484 -

Die Berichterstattung :tum Antrag lli484 erfolgt tjurcti 
Fi·au Abgeordnete Dauber. 

Abg. Dauber: 

llerr Präsiderit! Meine Damen und Herren! Auf Gnmd. 
des Antrages der Fraktion der CDU betreffend Änd~
run:g d-er Richtsätze für soziale Unterstützungsempfän- · 
ger, Drucksache U /268, hatte der Sozialpolitlsche.> Aus
schuß bereits in seiner Sitzung am 7. Juni 1961 das 
Sozialministerium beauftragt, mit den kommunalen 
Spitzenverbänden zwecks Erhöhung der Richtsätze 
zu verhandeln. Wie der Vertreter des Sozialmlniste-: 
riums dem Ausschuß m~tteilte, sei dies am 5. Juli 196l 
geschehen und ab 1. September 1961 bzw. ab 1. Oktober 
1961 seien die $ätze erhöht worden. Außerdem habe 
da.s Sozfa}minister~um sich auf Grund des am 1. Juni 
.1962 in Kran tretenden Bundessozialbilfegesetzes ver
~i;.~a~t g~seht;n, erneut mit den kommunalen Spitzen
verbanden zum Zwecke einer zehnprozentigen ·Erhö
hung der Regelsätze, wie es nun heißt, zu verhandeln, 
was ebenfalls zum Teil mit positivem Ergebnis ge- · 
scllehen sei. . . 

(Präsident Van Volxem übernimmt den Vorsitz.) 

Darum bittet. der Sozialpolitische Ausschuß in der Ihn~n 
vorliegenden J?rncksache II/484 zu beschließen, daß ·
der Antrag der Fraktion der CDU .betreffend Ände
rung der Richtsätze für erledigt erklärt wird. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: Die gerlnirügigen Versc!:1iebungen in den sachlichen 
Zuständlgltc:iten gegenüber den bisherigen Regelungen 
haben keine nennenswerte .A..uswil;-kungen auf die :S::o
:;tenträgerschat:t.. Di~ . W4,?sentlichez:i und größten kosten
verursachenden Hilfen der Krieg$opferfür~orge werden 
ohnehin vom Bund auf Grund des. Erst~n .Überleitµ,ngs
gesetzes getragen. Das vorliegende Gesetz wird daher 
keinen E~ngriff in: den Landeshaushalt oder in die 
Haushalte der kÖmmunalen Träger mit sich bringen. 
Der im Landeshaushalt bei :Kap. 06 02 Titel. !>30 aus
geworfene Bc-trAg von· 75 rioo . DM für die Hauptfür
sorgestelle Neustadt u.nd be~ "Kap. 06 06 Titel 530 aus
geworienen Betrag von_ 150 000 Dl'vf für ~ie P...aup!für
sorgestelle Koblenz bleiben bestehen und werden ver
wandt für die .ejm1~~en Ko;;;ten für Kriegsbe~chä:
digte, deren Erwerbsminderung ~nter 50 v. H. liegt. 

,

1

. ·, · ·Ich . d!lnke .der ~~richterstatterin für die Ausführun
gen. - Wird eine. Aussprache gewünscht? - Das scheint 
nicht der FaII zu sein. Ich lasse abstimmen über den 
Antrag II/484 des Aussch.usses für Sozialpolitik und 
·fragen. dei:. Vertrieben,en .. Wer. diesem Antrag seine 

j „ ..• Zustiriunung geben will, den bitte ich um das Hand- . 
.1 .zei~en. -. Dank~! J?ie ,G~ge~probel - Sti~enthal-

Meine Damen i.;nd Hw.enl I~ dact. bi~ten, das Geset;z 
dem Sozialpolitischen Ausschuß und dem Hauptaus-' 
&.'Chuß zu überweisen. . 

CSeilall im Ha1,1se.) 

Vfaeprlisident Piedmont: 

Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt dem 
Hohen Hause vor, den Gesetzentwurf dem Sozialpoli
tischen Ausschuß und dem Haushalts- und Finanzaus
sc;h.uß z.u überweisen: Wer diesem Antrag auf Über
weisung in die vorgenannten Ausscll,üsse zustimmt, den 

! , ,tllf!~~ - Dei'. ~t':'~g ist einsFmmig angenotnmen. 

Wir kommen zum Punkt 6 dei;. Tagesordnung: 

1 
1 

i 
1 
' 

' Große Anf.ragc der Fraktion der CDU betreffend 
~fäßnahn1eu zur Behebw1g des Mangels an Pflege

personal h1 d.en :Krankenhäusern 
- Drueksa.che fii449 -

Di.e Große Anfrage wird begründet durch Frau Ab
geordnete Brach (CDU). 

1 
i Abg. Brach: 

l·'.: ., H~fl". Ji'räsi~el\~~. '. Tu);~in~ .·~a.m~ y~d Herren! D~ Ho?-E( :·· •.•. '.~. „: r· . "Haus bat sich schon mehrere Male mit der Sorge um . . · 
1 unsere Krankenhauser beschäftigt. Sie galt dem Aus- , , r .bau, dem Neubau und · der Modenüsierung der K'.ran- .. . 
r kenhäuser. Es ist viel getari worden, um · den Nachhol-
~ bedarf, verursacht durch die Kriegsjahre, neben den 
! direkten Kriegsschäden aufzuholen. Hier erneut all de-
i n eo zu danken, die mit großem Opferriltit und Inltia-
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tive diese Arbeit geleistet haben, ist selbstverständ
lichE> und gern geübte Pflicht. 

(Beifall bei der CDU.} 

Die privaten und kommunalen Krankenhausträger ha
ben ihre ganze Kraft persönlich und materiell darauf 
verwandt, ihren Dienst am kranken Menschen immer 
bes~i~r und vollkommener zu erfüllen. In den Dank 
müßten auC'h mit eingeschlossen werden die Bemühun
gen der Landesregierung, durch Zuschüsse dem ver
mehrtpn Bf'ttPmim;pruch zu genügen. 

(ErnE'utN Beifall bei der CDU.) 

Aber alle bestens eingerichteten Häuser - es wird noch 
w~iter daran zu arbeiten sein - können uns nicht mehr 
helfon. wenn die Schwestern fehlen, die in ihnen wir
ken sollen. Vielleicht ist die Sorge um den. Nachwudls 
im Pflegeb()ruf etwas im Hintergrund geblieben. Aber 
nun, da diese Sorge sowohl bei den weltlichen als auch 
bei den Ordensschwestern brennend geworden ist, müs
sen auch wir mit überlegen, wie Abhilfe geschaffen 
werden kann. 

(Abg. Wacker: Sehr richtig!) 

Die wirtschaftliche Lage der Krankenanstalten ist sehr 
eng verbunden mit der wirtschaftlichen Lage der Kran
kcnsdJ.western. Wir müssen also besorgt bleiben, die 
erstere weiterhin mit allen Kräften zu verbessern. Aber 
der Mangel an Krankenpflegerinnen •ist sicher nicht 
<1llein auf das wirtschaftliche Konto zu setzen. 

Au<'h in dC'n Ländern außerhalb der Bundesrepublik, 
die eine bessere Besoldungsordnung kennen, ist der 
Mang!::l an Pfiegekräft.en fühlbar. Interessant ist viel
leicli.t die Feststellung, daß es gar nicht so ist, als ob 
heute viel weniger Mädchen den Krankenpflegeberuf 
w~ihlten. Entsprechend den niedrigen Geburtsjahrgän
gen bei uns, kommen noch relativ viele junge Mädchen 
zu diesem Beruf. Aber wir brauchen mehr Schwestern 
als früher. Deshalb ist der Mangel vorhanden. Der 
Ursachen für den erhöhten Bedarf sind mehrere. Die 
Menschen leben länger. Sie werden älter, und in die
sen längeren Lebensjahren gibt es deshalb mehr 
Krankheiten. Es beanspruchen auch viel mehr Men
~chen dfe Kr<mkenhäuser als früher. Die Gründe 
;;ind uns bekannt. Die Bereitschaft, den kranken 
Memchen in der eigenen Familie zu pflegen, ist 
weitgehend verlorengegangen. Die Berufstätigkeit 
derer, die früher eine solche häusli('he Pflege über
nommen haben, ist auch ein Grund. Dazu korrunen 
die Spezialbehandlungen, die immer mehr Betten 
in den Häusern erfordern. Der Fort.schritt in der Medi
zin mit allen Untersuchungen soWie den vielen thera
peut.i schen, diagnostischen und diätetischen Maßnah
men erfordern auch mehr Schwestern. Auch durch die 
Schichtarbeit und die Freizeit in den Krankenhäusern 
wird die doppelte Scl:iwesternarbeit erforderlich. Be
dauerlich bleibt vor allem, daß durch den Mangel an 
Hilfr-kräften die Krankenschwestern vielfach z.u Arbei
ten her;ingemgen werden müssen, für die ihre Arbeits
kraft einfach zu schade ii•t. In der Industrie wäre es 
un<lenkb;ir, einen Spezialisten eine untergeordnete Ar
i..H:it verrichten zu lassen. Ein weiterer Grund kommt 
noch hinzu: Es heiraten hC'ute mehr Krankenpflegerin
nen als früher. Gestatten Sie mir, meine Damen und 
Herr<~n. die Zwischen!J~nerkung: Macht die gute 
ha uswirtschaftliche Vorbildung die Krankenpflegerin
nen in unserer jetzigen Zeit vielleicht zu bf'Sonders 
begehrten Bräuten? Von Schweden wird jedenfalls be
richtet, daß man dort geschickt bei der Werbung für 
diesen Beruf damit operiert, daß jede dritte Kranken
pflegerin heiratet. 

(Abg. König; W as machen die anderen zwei?) 

- Die ai·beiten weiter. 

~ai;itjle~. :VW/.. ~~PJ. l;li~r Qesagten kam zum Ausdruck 
' · · fif 'al!it-" '.A:M'W\Jtt" 'der· Landesregierung auf die Kleine 

Anfrage unseres Kollegen Dr. Ecarius vom Februar 
dieses Jahres. Unsere Große Anfrage geht nun weiter. 
Wir haben uns Gedanken gemacht und überlegt, wie 
wir df!lr Not abhelfen können. Wir sind der Meinung, 
daß vor allem der Beruf an skh eine andere soziale 
Stellung erfji~ren sollte. 

~ i:1nn~~JJ.ß.r;:eicb ist ein Vergleich des Berufsbildes 
im ~dnk'en~l:legeberuf zwischen anderen Ländern und 
Deutschland. Wir hier mit unserer großen karitativen 
Tradition waren ja !!:O venvöhnt und auch gewöhnt, 
daß andere uns diese Sorgen abnahmen. F.s i:::t nach 
den vorhandenen Kräften das Beste getan worden. 
Auro heute haben gerade die karitativen Häuser weit
gehend schon selbst Bemühungen um den Schwestern
nachwuchs angestellt. Hier muß aber auch unsere Un
te.rstUü:u.ug. einsetzen. Die Krankenpflege ist nämlich 
hetrle"l'l'fffi'~''ffi.e'l'i~"nür' ein Auftrag rter Kirche, und zwar 
beider Kon!esstonen, das heißt, es wenden sich ihr 
junge Mädchen nicht nur aus einer tiefen religiösen 
Überzeugung zu; die Krankenpflege ist ein Beruf ge
worden, der heute auch weitgE'hend aus rein sozialen 
und humanen Erwägungen gewählt wird. Das ist gut 
so. Was i:st e-.s aber, was diesen Beruf ausmacht? Was 
ist sein besonderer Wert? Es ist und bleibt der Dienst 
am kranken Menschen. Der Kranke wäre schlecht ver
sorgt - wenn nur für seine Krankenpflege und sein Bett 
gesorgt würde, wenn nur die Verordnungen pünktlich 
und gewissenhaft durcligeführt würden, wenn nur die 
Medikamep.te und das Essen regelmäßig verabreicht 
würden. Zur Pfiege gehört mehr. Es gehört dazu vor 
allem das Vertrauen zwischen Kran kcn und Pftegcrin. 
Es gehü.i;t dazu die Beobachtung des Kranken. Aus sei
nem Verhalten muß die Pflegerin sein Befinden fest
i;tellen können. Unter Umsfänden hängt Tod oder Le
ben de:s Kranken davon ab. Wie oft wird blitzschnelles 
Handeln von der Pflegerin verlangt, wenn Komplikatio
nen eintreten. Hier muß sie die Vorbereitungen für den 
Arzt stlinellsfons· treffen körinen und trotzdem dabei 
Ruhe und Umsicht zeigen. Da wird auch schon einmal 
die Arbcitszeit"'ili:iers'cilritten werden müssen. Das ge
hört auch: dazu. 

Sehen Sie, meine Drunen und Herren, alles dieses läßt 
sich letzten Endes überhaupt nicht mit Geld l.Je.zahlen. 
Deshalb muß unsere Hoc-hachtung vor diesem Beruf 
groß sein. Wir müssen alles tun, um diese Hochachtung 
bei denen zu wecken, die dieses alles nid1t bedenken, 
sondern„·r:tie Schwester eventuell al~ bessere Hausge
hiltill betrachten. .Teder, der heute in ein Krankenhaus 
tritt, soll sich bewußt sein, welche Mühe und Arbeit 
und wieviel Opfer eine Krankenpftegerin täglich auf 
sich nimmt. Wenn das die jungen Mädchen spüren, 
wenn sie diese Hochachtung fühlen, dann wird der 
Beruf auch ftlr sie wieder liebenswert. 

Wir waren der Meinung, daß diese Gedanken in aller 
Öffentlichkeit und vor diesem Haus einmal sehr deut
lich ausgesprochen werden sollt~n. Nunmehr L~t es an 
der Landesregienmg, vornehmlich die technischen Vor
aussetzungen bzw. die materiellen Hilfen zu überlegen, 
wie man den Beruf erstrebenswert machen kann. Dazu 
gehört vor allem auch, daß die Pfiegeschulen bestens 
ausgerfü:tet werden mit Lehrmaterial. Die Unterrichts
räume und Unterkünfte für die Schwesternschülerin
nen müssen so beschaffen sein, daß das junge Mädchen 
etwas lernen kRnn und daß es in der Schule, d. h. im 
Wohnhelm - wovon einige ja schon bestehen - ein 
wirkliches Heim flndet. Wir geben so viel Geld für die 
Ausbildung in anderen Berufen ll.us. Nur ein Beispiel! 
Was kostet uns die Ausbildung eines e inzigen Abitu-
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(Brach) 

rienten? - Da darf es uns ~uch nicht zuviel sein, werin es 
darum geht, tüchtige und frohe Krankenschwestern zu 
bekommen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Davon profitieren wir eines Tages doCh wohl alle. Wir 
haben an eine Ausbildungsbeihilfe gedacht, wie sie schon 
in Nordrhein-Westfalen gegeben wird oder wie andere 
Länder sie zu geben beabsichtigen. Einzelne Schwe
stern-G.enossenschaften_ geben heute schon von sich aus 
eine finanzielle Hilfe zwischen 50 und 100 ·DM. Dar
über hinaus wird eb.enfalls schon eine Si.unme. zur Be
schaffung der ersten Schwesternkleidung von einzel
nen Krankenhäusern gegeben. Eine selbstverständliche 
Forderung der Krankenpflegerin müßte .. nach unserer . 
Meinung auch auf die Dauer erfüllt werden, nämlich 
die gleiche Bezahlung in allen Krankenanstalten. 

Wetlll alle vorgena~nten A~fgaben letztlich aus . den 
Pflegegeldern bezahlt und indirekt .dem Kr.anken selbst 
entzogen werden, gehören sie auch in unsere Sorgen. 
Wir ~aben bei uns Üb.erlegungen angestellt, wie man 
die gerade aus der Schule entla&se~en Mädchen dem 
Krankenpflegeberuf zuführen könne. So wie man vor 
Jahren die Möglichkeit der Haushaltslehre mit cU-ei 
Jahren Ausbildung und Abschlußprüfung geschaffen 
bat so . könnte man vielleicht deI). Krankenhauslehr
ling auch einmal erwägen. Wenn dies.e . dr.eUähr.ige 
Lehre dann auf die spätere Ausbildung angerechnet 
wilrde, wäre das eine gute .Sache. Dafür wäre aller
dings eine Gesetzesändeni.ng auf.Bundesebene notwen
dii. Für viele Eltern wäre es aber sicherlich. cin ~
reiz ihre :KiP.der in eine so1clie Lell+e z.u gebe.n, .Die 
Ko~tinuität wäre gewahrt, und die 17- und 18jährige1l 
würden .für den Pflegeberuf schon manche gute Spe
zialkenntnis mitbringen können. 

Einen Gesichtspunkt möchte ich noch einmal heraus
stellen. Ich tue das .bes.anders gern als Frau und Mut
ter. Bedenkt'n Sie, kein Pfennig dieser Ausbildung 

. geht uns verloren. Wenn die Kra~l~enpflegerin, V:.as ~r 
auch wünschen, einmal heiratet, lSt das nur nutzl1ch, 
und zwar zuerst für ihre Familie, aber auch für das 
ganze Volk. Vor allen Dingen wird sich das günstig 
auswirken in der klemen Gemeinde, in der man gern 
aur ihl'e rasche Hilfe zurückgreifen kann. 

{Beifall des Hauses.) . 

Wir bitten daher die Landesregierung, uns-mitzuteilen, 
was bisher von ihr auf diesem Gebiet getan worden 
ist. Wir bitten um Auskunft, wie sie sich auch die Ein
richtung weiterer Schwesternvorschulen, die ja keinerlei 
Ges.etzesänderung erfordern, vorstellt. Dort, wo sie 
bestehen, hat die Erfahrung gezeigt, daß der Besuch 
von Jahr zu Jahr steigt und daß bis zu 80 v. H. der 
Vorschülerinnen später in den eigentlichen Kranken- · 
pflegedienst übertre~n. Alle Kräfte müssen angel
spanbt wet'den, um einer Katastrophe frühzeitig ent
gegenzuwirken, damit nicht eines Tages unsere .scho
m:n neuen Häuser ohne Pflegerinnen dastehen. 

.Jeder von uns wird d.ann cler Leidtragende in irgend
einer Weise sein. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Yolxem: 

Das Worf hat der Herr · Innenminister zur Beantwor
tung der Großen Anfrage. 

Inncnministe1· Woltel's: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU beu:effend Maßnahmen 
zur Behebung des Mangels an Pilegepersonal in den 

1., 

Krankenhäusern beantworte ich wie folgt; Der Man
gel an Krankenpflegepersonal stellt eine ständig wach-

. ~ende Sorge aller Krankenhausträger .dar. Ein Haupt
grund fi,ir diese Entwickltmg ist ohne Zweüel in der 
Tatsache zu sehen, daß der Be~farf an Pflegekräften 
sich mit der Zunahme der Krankenhausbetten im Rah
men der Modernisierung des Krankenhauswesens lau
fend gesteigert hat. Aber auch die zwiscb.enzeitig ei_n
getretenen Arbeitszeitverkürzungen sowie die großen 
Fortschritte in der ärzUichen Wissenschaft wirken sich 
im Sinne eines erhöhten Pflegekräftebedarfs aus. Ne
ben diesem gesteigerten Bedarf geht eine erkennbar 
nachlassende Neigung zur Ausübung dieses Berufes 
einher. 

Die Tätigkeit in der Krankenpflege ist - wie bereits in 
der Begründung der Großen Anfrage dargestellt wurde 
- eine Tätigkeit besonderer Art. Sie ist mit d!:m ande-
ren Beschäftigungen fast nicht vergleichbar. Die Tätig- ~ .. _.:.: 
keit in der Krankenpflege verlangt Entsagung und 
OpferbE:reitsch.aft. Sie wird weniger von der Arbeits-
zeit als vielmehr von dem Ausmaß menschlicher Not 
bestimmt. Erfolgreiche krankenpflegerische Tätigkeit 
setzt eine große Opferbereitschaft, Neigung und Liebe 
voraus, kranken Menschen in ihrer körperlichen und 
seelischen Not beizustehen. Ich zweifle nicht daran, 
daß es auch in unserer materialistisch eingestellte!}. Zeit 
genügen.d junge Menschen geben wird, die bereit sind, . 
sich der Krankenpflege zu widmen. 
Wenn man auch davon ausgeht, daß der Kranken
pflegeberuf ein Beruf ist, der sehr viel Liebe und 
Idealismus voraussetzt, so kann und darf man die Ar
beitsbedingungen, unter denen die ,Krankenpflegerin-
nen bisher arbeiten mußten, nicht übersehen. Die Ar'
beitsbedingungen waren, das darf man einmal ruhig hier 
aussprechen, zwn Teil sehr schlecht, aber das hat sich 
im Laufe der letzten Jahre doch erheblich gebessert. 
Arbeitsz.eit und EnUohnung sind den fortschrittlichen 
Tarifen und Arbeitsbedingungen der anderen Arbeit
nehmer zum Teil bei-eits angeglichen worden. Mit er:- „ ::. c. · . .::: 

heblicher Unterstützung des Hohen Hauses haben cite ' 
Krankenhausträger im Laufe der letzten Jahre die 
Wohnverhältnisse des Pflegepersonals verbessert, und 

. ich darf hier anerkennend sagen, daß diese Frage in 
sehr vielen F'allen in hervon·agender Weise gelöst 
wurde. In den letzten Jahren wui·den mit Unterstüt- . 
z.ung des Hohen Hauses 31 neue Personalbauten errtch-
4!t; . und weitere acht Personalbauten wurden moder-

. nlisiert. · . 
" : . Der Krankenpflegeberuf bedarf - 'W'ie alle Berufe -

auch einer besondei·en Ausbildung. Die Ausbildung in 
den Krankenpflegeschulen beträgt zwei Jahre. Hieran 
schließt sich ein weiteres Jahr praktischer Tätigkeit 
an. Die Ausbildung selbst E:r:iolgt in staatlich aner
kannten Krankenpflegeschulen. Es gibt in unserem 
Lande z.ur Zeit etwa 50 derartiger Schulen mit rund 

' 1 000 Schülerinnen. Zur Ausbildung an diesen Schulen 
kann man jedoch erst zugelassen werden, wenn man 
das 18. Lebensjahr vollendet hat. Sp gewichtige Gründe 
dafür sprechen, mit der Ausbildung erst in diesem 
Jahre zu beginnet:J., die Zeitspanne von vier Jahren 
zwischen Schulentlassung und Ausbildung dür.fte je
doch manches junge Mädchen davon abhalten, trotz 
Neigung den Beruf einer Krankenschwester z.u erler
nen. Um diesem Nachteil vorzubeugen, geht man im
mer mehr dazu über, Ki-ankenpflegevorschulen einzu
richten. Träger dieser Krankenpflegevorschulen sind 
die Krankenhäuser und in der ljauptsache die kari
tativen Schwestern-Genossenschaften. Die Krahken
pflegevorschulen haben das Ziel, junge Mädchen nach 
der Schulentlassung zu den pflegerischen Berufen zil 
führen. Dementsprechend wird auch die theoretische 
Ausbildung gestaltet. Die in den a nderen Ländern 
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bereit.-; ein.e;erichtet~n Krankenpflegevorschulen haben 
.> ich als geeignet erwiesen. den Nachwuchs an Prlege
kräl'!Pn zu fördern. 

. „ '/ '„.„ ! •„1 „„„ „1111.i.1. ' „ : : " „„ . ' . 

sind . .\!~\tlQ an „d(l.r. P,äuflgeren Inanspruchnahme der 
Krankenhäuser. Von daher brauchen wir also mehr 
l'fiegekräfte al:. früher. 

Der gr(i~te Teil der Schwestern bleibt nicht mehr - wie 
das früher il):l Durcllschni.tt war - 40 Jahre im Beruf, 
so11der:p $.i;;h~i<iet etwa nai:h zehn bis zwölf Jahren, 
wer:in 'lieh~ , /$~On fr,:J.her, durch Heirat aus, und es 
werden deshalb etwa viermal soviel Pflegerinnen ge
braucht. 

Trotzrl~m jahrelan~ vom Scl1we~tern1mmgel die Rede 
war, hat man es versi:iumt, diese~ Pl"nblem beizeiten 
anrupnd!:cn. 

Wir dürfen die Krankenpflegevorscii.riften nicht iso
liert .. ~ond„rn nur im Zusammenh<tug mit dem Pro
blem der Krankenpflegeschulen betrachten. Die Lan
desregierung begrüßt d aher ~,je .Bestrebungen der 
J( n11 1kl-'nh11us lräger und der karitativen Schwestem
Genos,;;en-~chaften. Krankenpf!l'!gevorschulen zu errich
tl·n . Wir haben daher seit f;!iniger Ze-it mit den. Trä
gcrt'\ der lü<Jnkenpflege11chulen Y·erhandlungen darüber 
<tufgpnnrnmf'n mit dem Ziele, die Errichtung von Vor
sthulen in die Wege zu leiten. Die bisherigen Verhand
lungen !as~en erkennen, daß die Triiger der Krankcn
pfle.e;eschulen im Prinzip bereit sind. die Vorschulen 
zu ·~1Ticb ten. Es hat sich bei den Verhandlungen mit den 
Träi\t'l'n dPr Krankenanstalten jedoch herausgestellt, 
daß dit> F.rrichtung der Krankenpfiegevorschulen finan
zielle Aufwendungen erfordert, die von den Trägem 
der Krank<'.!npfieg~cl'mlen, und das sind - wie bereits 
gesagt - die karitativen Schwestern-Genossenschaften, 
all~in niC'ht aufgebracht wer<!en können. Die Landes
regio~rung ii;t im Grundsatz bereit, den Verbänden finan
zielle Hilfe für die Errichtung von Krankenpflegevor
~c·hu len zu gewähren. Ich denke dabei u. a. an die Be
reit;.tf'lhmg von Mitteln zur Schaffung notwendiger Un
\Prric·hti;- i<owie geeigneter Unterkunftsräume, an die 
Au!>slattung und Ergänzung des Unterrichtsmaterials, 
aber au<'h nicht zuletzt an die Gewährung einer fühl-

Die Opferbereitschaft. · in den pflPgerischen Berufen 
J wurde ü ber Gebtihr strapaziert; das ist hier auch schon 
! · · er'vi(llhnt 'worden. Man erwartete immer noch, d aß Men

schen mit einem Dach über dem Kopf oc\l'!r, besser ge-

hi1 r~·n Ausbildungsbeihilfe, und zwar nicht nur allein 
für die Sc.11.ülerinnen der Vor-, sondern auch für die 
SC'hü\PrinnPn rler Krankcnpflege!'-Chulen. 

Es i5t w erwarten, daß die Verhandlungen mit d.en zu
ständigen Trägern in kürzester Zeit zum Abschluß ge
bracht werden können , Ich werde dann die Angelegen
heit im Kabinett zur entsprechenden Beschlußfassung 
vorlegen . E" wird mein Bemühen sein, die Verband- 1 
lungen s<• recht.zeitig zum Abschluß zu bringen, daß 1 
w ir mit Beginn dl-'s F.tHtjahres 1963 auch dle Unter- · 
;;lü \'1.ung der Kr<>nko:>npflegevorschulen vornehmen ' 
können. i 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

,Präsid<>nt Van Volxem: 

l lie Rt"."prechtmP, is t eröffnet. 
."'. bgeordneten Kölsch (SPD). 

Abg. Kölsch: 

Ich etteile das Wort E' rau 

Herr Präsident! Meine Domen und Herren! Das Stati
:::tisct1e Bundesamt nennt steigende Zahlen f ü.r die in 
Ausbilclung befindlichen Krankenschwestern und Pfie
gerinncn. 1956 waren es über 13 000, 1957 über 14 000, 
1958 °~ 16 500 und 1959 waren es ü~r 18 000 Mädchen, 
die s ich in der Ausbildung befunden haben. Von 1957 
bis l960 war eine Zunahme von 21 v. H., in reinen Zah
len 54 149. allein an weiblichem Pflegepersonal zu ver
zeichnen. Frau Oberin Schleiermacher schreibt dazu in 
der Deutschen Schwesternzeitung: 

Noch nie hat es so viele Schwestern und Schwe
,,.tern1;diü!erinnen - auf die Einwohnerzahl gese
hen - gegeben wie heute. 

Die Zuwach:;:rate ist jedoch nicht ausreichend. Die 
Krankenhäuser werden - das ist vorhin schon betont 
worden - öfter in Ansprucll genommen als früher. Mo
dernere Behandlungsme thoden, verfeinerte speziali
sierte Behandlung mit den entsprechenden Hilfsmit
teln, Vertrauen auch auf die Ärzte und Wissenschaft
ler, sichere Diagnosen durch klinische Untersuchungen, 
aber auch der M;mgel an Wohnraum und Hauspflege 

~gt, 'ilber drei oder vier Köpfen in einem gemeinsamen 
$chiafraum, mit gutem, aber wenig abwechslungs
rek:hcm Essen, mit geringem Taschengeld, ohne Fre izeit 
und mit wenig persönlicher Freiheit leben sollten, 
\vährend" rlrigsfün der Wohlstanc'I zu wachsen begann 
und die Arbeitszeit verkürzt wurde. Es ist deshalb 
erstaunlich - wie ich· eingangs sagte -, daß sich trotz
dem so vlele junge Menschen in diese Aus bildung be
geben aus religiösen, aus humanitären oder sozialen 
Gründen . . 

Bedauerlicherweise waren auch Spannungen unter den 
einzelnen Schwesternverbänden aufgetreten, so daß es 
selten gelang, die Anliegen einmal gemeinsam vorzu
tra gen. Und durdJ. die geringe Freizeit, die in diesem 
Beruf bleibt, war es auch kaum möglich, sich zu for
mieren und einmal darauf zu drängen, daß die Arbeits
bedingungen verbessert w urden. Was helfen alle guten 
Verträge, was hilft eine Arbeitszeitregelung, was hilft 
auch das Jugendarbeitsschu tzge:.;ei.z, das ist aiies illuso
risch, wenn nicht genügend K räfte da sind, um die 

~1:'~~~~~„:~ .. ~'.-~:'..~-~-~~~n'. 
~-:,~~~;, ,llJ;\. ,,;p~~epe.rsonal Ist nlcht allein auf d ie 
Bundesrepublik beschränkt . Auf dem intern;:itionll len 
K~1n1W.~t'l.1'i'.ll'tl'.!iköngreß 1n Ed!nhurg- wurde im Septem
ber 1959 eine Reihe von Forderungen aufges tellt, und 
zwRr drängte man dort d arauf, daß vor <illen Dingen 
das ausgebildete Persona l von allen Arbeiten zu ent
last en sei, die anderweitig durch gesdmltes Petßonal 
amgeführt ~rden können - und ich denke d a insbe
·eondere an die Krankenhaushelferin - oder auch die 
Arbeitserleichterung durch me<'hanisdle Ge räte. 40 v. H. 
der Arbeiten, die die Schwester verrichtet, sind zum 
Teil Arbeiten, die auch durch andere Hilfskräfte, wenn 
sie entsprechend geschult sind, erledigt werden können, 
und die gar nicht n!chtfertlgen, daß sich so h ochquali
fizierte Kräfte, wie es die Schwe:-item sind, mit solchen 
Nebenarbciten abgeben müssen. Außerdem hat man in 
Edirtburg geforder1, die Einst ellungsbedingungen zu 
verbessern und eine bessere Vergütung und Unterbrin
gung vorzusehen. Des '\~teiteren hat m~n darauf venvie
sen, daß das Augenmerk auf HalhtHg~krMte zu richten 
sei und daß besondere Anstrengungen zur Gewinnung 
des Schwesfornnachwuchses gemacht werden müßten. 

Nun beginnt die Ausbildung der Schwestern erst mit 
dem 18. Lebensjahr. Es liegen also - wie vorhin auch 
schon erw~hnt wurdl'! - mehrere Jahre dazwischen, bis 
ein Mädchen. das aus der Volkschule entlassen wird, 
nun zu der eigentlichen Ausbildung kommt. Wenn diese s 
junge Mädcllen dann aber bereits e ine Lehre in einem 
anderen Beruf hinter sich hat oder es hat bereits als 
Hilfsarbeiterin ein gewis~s Einkommen geh abt, dann 
wird es sich niclit mehr so schnell bere it finden, mit 
18 Jahren noch eirunal erneut in eine Ausbildung zu 
gehen. Diejenigen Mädchen, die die Mittlere Reife hin-

• 
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ter sich haben, haben ebenfalls zwei Jahre Spanne, bis 
sie die Ausbilduog antreten können. Die Überbrückung 
durch Sch }vestemvo.rschulen' jst hier schon erwähnt 
worden, und wir sind ~er Meinung, man sollte diesen 
Dingen nähertreten . . Seither hat es schon SP'J.western
vorS"Chulen gegeben; die waren aber überwiegend ein
jährig und beschränkten sich au! hauswirtschaftliche 
und pflegerische Tätjgke~t &awie Kennenlernen des . 
Krankenhausbetriebs. :Für die Kiankenpftege wurden 
Aufnahmegebühren bis zµ 200 DM verlangt oder die 
Verpflichtung, beim gleichen Verband für einige Zeit 
nach der Au::iblld1.1ng zu arbeiten; ~s wurde. ein Ta
schengeld von 30 bi.s 40 DM bezahlt und Unterkunft 
und Verpflegung gewährt. 

In Bayer-n hat man seit längerer Zeit · Gi:unc;laus):>il
dungslehrgänge und 50 v. H. der' Absolventen gehen 
dort in die Krankenpfle~e. Die Stadt Fürth hat seit 
1957 Krankenhaushelferinnep mit großem Erfolg aus
gebildet, und zwar mit zweiji;i\lriger Lehrzeit; anschlie- . 
ßend war dann die Ausbildung als· Schwester möglicq. 1 
Die beste .Lösung hat der .He:;;sische Landeswol;llfa.~s- I 
'verband gefunden. Er hat einen guten Weg besclu'it-

vor allem von diesen 20 Millionen erstmals Mittel vor
gesehen für die Modernisierung und Rationalisierung 
der Krankenhäuser. . _. . .. ... . 

(Abg. Dr. Kohl: Dies.e Mittei haben wir doch auch 
im Etat!) 

· :... Aber fragen Sie mal, wieviel, Herr Abgeordneter 
·Kobl! 10 v. H . weniger. ....., 

(lnnewninister Walters: 2() Millionen!) 

:Frau Oberin · Rutil Elster v~m Agnes-Karll-Verband 
hat auf dem internationalen Kongreß in Frankfurt ein 
beachtliches Referat gehalten über das heutige Berufs
bild in der Krankenpflege, 1.tnd sie hat mit folgenden 
Worten geschlossen: 

Man muß von den Tatsachen, wie sle heute sind, 
1 au~g:e~en, ~icht ab~r von einem Wunschbild, das in 

W1rklichke1t gar mcht mehr existiert. Wir müssen · 
· vor allem den Mut zum Fortschritt und zu neuen 

Wegen haben. Die ß:rankenpflege des 20. Jahrhun
derts muß mit den Erkenntnissen und En·ungen
scb.aften der Wissenschaft auf allen Gebieten Schritt 
halten. Dann wird der Tag nicht mehr fern sein - · -
an dem Ärzte und Gesetzgeber dem Krankenpfle~ 
gerberuf die Eigenständigkeit nicht mehr aberken
nen können: 

" .1 ~~11 bei der SPD.) .. 

···"· " 

ten und er hat auch eine Bro.s~ijre zur. W~i;pung her
ausgegeben. Ich bin übrigens· der Meinung, daß man 
plakatisieren soll nicht nur für die Bundesbahn und i 
.für die B.uncleswehr, sondern daß man sich auch au- . j 
ßerhalb der Aktion „Gemeinsinn" .ruhig auch einmal i 
dazu aufraffen könnte, für die sozialen Berufe .zu wer- :l'. . 
ben. Der Hessische Lanqesw91;llfahrt$Vf!!rba"p bat also 

::; .. . : 
, .. „- '"?™'':' :/ 4~ 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort ha.,t der.Herr Abgeordnete K.ranzbühler (FDP). 
! 1 \. • ' • 

:Abg. Kranzbilhler: 

eine Schwesternvorsch,ule ~n Heppen,heiin an der Berg
straße eingerichtet, m .der er eine· au,sgez:elchnete Aus
bildung du~cb.rUhrt, und zwar können die Mädchen 'so
fort nach der Scb.ulentl;ls!p,mg in diese Schwes.ternvor
schule eintreten - also bereits mit 15 Jahren - und dort 1 

soz:usa~en -eine Lehr~eit · a.bs91vieren. · Es Wird . ihnen 1 
Kleidung, Unterkunft und .monatlich, eln Taschengeld ! · 
gewährt, und zwar im ersten. Jahr bereits 70, im zwei- · 1 
ten Jahr 80 und im drfüen Jahr 100 DM; wenn die Be-· 
werberinnen die Mittlere. Reife l;J.ab~n. liegen diese Be- ! 
träge noch 'höher" u;nd es wird .ihnen außerdem fl'eie 1 
Familienheimfahrt gewährt. Die Ausbildungsdauer be- ' 
trägt drei Jahre, Absolventen der Mittleren Reife kön- . I 
nen sie um ein Jahr verkürz~n. Die Ausbildungskosten 
werden voll übernommen, Lehr- und Lernmittel wer-

"l •• t" ' • · " ... I • 1 ' 1 •11 j ••• ulH 

den gestellt, die Arbeitszeit beträgt 40 Stunden ein
schließlich der Un.terriChts.stupden1 und das Wochen- . 
ende, Samstagnachmittag und Sonntag, ist dienstfrei. 

Es .ist außcrd~m . vo;rg~~el:i~n, d,aJ? m_ap. ~i~ . um 4iese . 
. jungen Mädchen während der Fr~izeit küm'IUert. Die 
Pflege von GesMg", Musik, Gymnastik- und Werkunter
richt wird betrieben, gemeinsame Theaterb.es.ucl'le wer
den unternommen, Betriebe . und ,Krankenhäuser wer
den besicl:itigt vpQ. es .. wl:r;~. st!l~t.sb.ürgerlicher Unter
richt erteilt. Die Betr.eu~g. liegt .in den Händen einer 
Unterricb.tsschwes~er, die.,die Vorschi,ilerinnen in . allen . 
fachlichen u.nd persönli<;hen Fragen berät. Außerdem ist 
noch der Berufsschulun,terricht angeschlossen. 

' .. . 

lc:h meine, das ist ein: Weg, der gangbar ist, und wir 
hätten uns eigentlich schon viel früher aufraffen müs
sen, dann würden wir nicht heute vor der· Tatsache 
stehen, zu klären, es ist dieses oder jenes vorgesehen 
und dort we,rdeo dil?,Se . oi;ler ,je~e. Y~~1-1,<;h,e gemacht. 
In Hannover z. B . hat sich das Sozialministerium an 
einen Tisch gesetzt mit Medizinern, Architekten, 
.Ärzten, · Schwestern, · ?n.it Krankenhausträgern und 
Verwaltungsfachleuten. Dieses l'efim. hat eine aus
gezeichnete Arbeit geleistet; es hat ergründet, wie 
durch Modernisierung und Rationalisierung im Kran
kenh.au..swesen für. die Pflegekräften Entlastung ge
scbaf!en w'erden ~ann: Und dort hat man auch 20 IY!;il- . 
Honen DM bereits i.m Haushalt eingeset~t, und man ha t 

1 " 

Herr Präsident! M~ine sehr verehrten Damen und Her-
1·en! Daß Z\l diesem Thema insbesond~re d~~ Dameri., 
unsere Kolleginnen, sprechen, verpflichtet doch wahr
~~ej,W~ch scl;l.91'). „~~ Ausgleiches. weg<tn, daß auch wir. 
mänri.liche Kollegen zu diesem Thema das Wort ergrei
!e.fl. Die . ~aU$pflege ist nämlich meistens in der Fra::. · · 
~1s eine Last der Frauen, aber der web.leidige Teil in 
der Familie - gestalten Sie, daß ich das. zugebe - sind 
leider häufig wir Männer. Uni;J. hier einen Beitrag z.~ 
geben, zu dem, was gesagt wurde, ist deshalb dringend 
notwendig, weil hier eine Sache über uris kommt, die 
als ein Zeichen der Zeit, nicht als mangelnder guter . 

. Wille aus dem oder jenern Versagen, sondern aus der 
Veränderung der Verhältnisse heraus zu betrachten jst . 

. i Ich schließe mich den Ausführungen der Frau Kolle-

l
i gin Kölsch und auch der Frau Kollegin Brach gerade 
.' . auch in dem Punkte an, wo sie ausführen, 'diiß die Be

reitschaft dazu, jedes Wehwehchen im Krankenhaus . 
c.~uheilen - ich darf es einmal Sß volkstümlich aus- . . 
drücken -, leider heute größer geworden ist als die 
~öglichkeit, Menschen für den Pflegeberuf zu gewin
nen. 

Es 'ist unabhängig davon so, daß die Au:Cgabe der LQ„ 

1 

sung d ieser . Probleme sicherlich auch mit der Frage 

1 

zusammenhängt, welchen Anreiz wir bieten können, 
um das Pflegepersonal zu verstärken. 

1
, Z:u . qlJ. detn, _was hier ges.;:igt word,en ist, können ~ir . . , .„. 

1 
fast ausnahmslos ja sagen. Ich möchte aber einen 

1 Punkt besonders unterstreichen: .. den Gedanken der · 
t n~k:enpilegerinhen-VÖrschUle. :ba'ß · das heranzubn..: ., 'n"'·: ·• 
! · dende Pflegepersonal erst mit 18 Jahren aufgerufen 

1 
·wird, sich einer entspremenden Ausbildung zu unter
werfen, .ist eine Ursache, warum für diesen Beruf im 
Zulauf eine geringere Attraktivität besteht als für an
dere Berufe. Ich selbst habe in meiner Verwandtschaft 
Mädchen, die sehr unglüc;klich darüb~r sind., daß sie bis 
zum 18. Lebensjahr warten müssen, ehe sie mit ihrer 
Ausbildung beginnen können. Nun is t mir b ekannt ge-

-, OU I 
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worden, de1ß irgendwo bereit~ eine Krankenpflegerin
nen-Vorschule mit einer großzügigen finanziellen Aus
stattung und einer vorbildlichen Sozialbetreuung exi
stiert, die den Beginn der Ausbildungszeit vom 15. Le
ben.~jahr e1b vorsieht, und damit hinsichtlich der Nach
wuc.1ls- und Ausbildungsfrage entsprechend Vorsorge 
getroffen hat. Das hat mich sehr angenehm berührt, 
und ich möchte durch meinen Beitrag unterstreichen, 
daß wir dieses Beispiel gern nachahmen möchten. 

Als Ergebnis dieser Betrachtungen wäre anzusehen, daß 
erstens der Gedanke der Vorschule heute vielleicht zu 
dem Thema dns betont, und zwar gut betont Neue dar
stellt, daß zweitens der Appell, hier eine großzügige 
finanzielle Ausstattung zu gewährleisten, sehr am 
l'iatze ist, und daß drittens - jetzt dai:f ich auch in
sonderheit hier auf den Zustand in Rheinland-Pfalz 
hinweisen - eine Änderung in der Verteilung der Zu
st~ndigkeiten eintreten sollte. Fx-au Kollegin Kölsch 
hat mit Recht davon gesprochen, daß eine stärkere Hin
zuziehung des Sozialministers Platz greifen müsse. Bei 
uns ist das Gesundheit..~wesen zur Zeit ausschließlich 
eine Angelegenheit des Innenministeriums. Wie wil" 
aber an der Sache gemerkt haben, muß da eigentlich 
das Sozialministerium miteingeschaltet werden. In die
sen Fragen überschneiden sich die Zuständigkeiten 
beider Ministerien. Auch hier liegt es im Zuge einer 
neuex-en Ent wick:lung, darüber nachzudenken, daß diese 
Überschneidungen ausgeräumt werden und eine echte 
Verbindung und Koordinierung Platz greift. 

Wir stimmen also den gegebenen Anregungen sehr zu. 
Was die Ausi;chußüberweisung zur Diskussion über diese 
Dinge angeht, würde ich eine gemeinsame Sitzung des 
Haushalts- und Finanzausschusses und des Sozialpoli
tisclien Ausschusses empfehlen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident Van Yolxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kohl (CDU). 

A bg. Dr. Kolli: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zunächst darf ich für meine Frnktion erklären, 
daß wir für heute es durchaus als befriedigend be
trachten, was der Herr Innenminister zu unserer An
frage hier ausgeführt hat. kh glaube, es ist am zweclt
mäßigsten - es geht ja hier nicht darum, aus Prestige
gründen so oder so zu verfahren -, wenn wir uns aus 
Anlaß der Etatberatungen im Ausschuß, wo ja ohnehin 
immer au~h Detailfragen besprochen werden, dieser 
Sache noch einmal eingehend annehmen. Das ist der 
eine Grund, warum ich mich zu Wort gemeldet habe. 
Der andere Grund für meine Wortmeldung liegt in 
zwei oder drei Formulierungen in den Ausführungen 
der Frau Kollegin Kölsch. 

Meine Damen und Herrent Das ist kein Problem des 
Landes Rheinland-Pfalz, über das wir hier sprechen, 
vielleicht 8ogar am allerwenigsten des Landes Rhein
land-Pfalz: im Kreise der Bundesländer; das ist auch 
Imin Problem der Bundesrepublik, sondern es ist ein 
Problem in der ganzen modernen zivilisierten Welt, 
daß eben der Dienst an der Gemeinschaft heute bei 
vielen unserer Mitbürger nicht mehr sehr hocll an
gesehen ist. Das zeigt skh nicht nur im Bereich der 
Politik - dort ist es ja auch zu beobachten -. das z.eigt 
~ich natürlich genauso im Bereich dieser sozialen Be
rufe. Aber, Frau Kollegin Kölsch, wenn Sie auf dieses 
oder jenes Beispiel hingewiesen haben, auch auf das 
ja beinahe greifbare Beispiel hier in unsorem Nachbar
lande Hessen, dann muß doch auch hier einmal die 

Tatsache erörtert und festgestellt werden, daß gegen
wärtig in unserem Bundesland Rheinland-Pfalz über
haupt nur 70 v. H. der Plätze für Schwesternausbildung 
besetzt sind. Es ist also nicht nur eine Frage des An
gebots an Plätzen, sondern auch der Nachfrage \>on 
Menschen, clie dort hingehen, auch bei den steigenden 
Zahlen, die Sie hier genq.nnt haben. Wir waren bislang -
und das ist auch ein Ruhmesblatt für viele unserei: Mit
bürger, deswegen muß es gesagt werden - durchaus in 
unserem Lande in der Lage, dieses Vakuum auszu1ül
len durch die übergroße Leistung der Mitglieder der 
karitativen Verbände, die ja fernab einer 40-Stunden
Woche eine unglaubliche Leistung im einzelnen immer 
wieder - Sie haben das auch dargestellt - vollbracht 
haben. 

{Beifall bei der CDU.} 

Und wenn wir über diese Dinge in diesem Hause spre
chen, metnc Damen und Herren., sollten wir auch die 
Gelegenheit nehmen, hler mit einem Wort des Dankes 
gerade dieser Menschen zu gedenken, 

(Erneuter Beifall der CDU.) 

die, nicht um eines Lohnes willen, der sich am Monats
ende bar auszahlt, bereit sind, hier wirklich Dienst am 
Nächsten zu üben. 

Wenn Sie die Vcrhältnisl!e im Krankenhauswesen in 
Amerika betrachten, das sehr moderne Krankenhaus
wesen im vorhin erwähnten Schweden - auf Grund 
s~iner soztolog!schen und traditionellen Entwicltlung, 
auf Grund auch der Tatsache, d~ß es verschont blieb 
von ent<icheidenden zetstörungen des zweiten Welt
krieges oder im Nachgang des zweiten Weltkrieges -, 
wenn Sie das alles betrachten, werden Sie feststellen, 
daß das Grundproblem überall das gleiche ist, daß 
eben zu wenig Menschen zum Dien~t am Nächsten be
reit .sind und - ich glaube, das ist das Entscheidende -
daß das Sozialprestige - das ist auch eine Frage der 
BezahlWlg und der Ausbildung, aber nicht nur eine 
solche Frage - all dieser Berufe in den letzten Jahr
zehnten weitgehend abgesunken ist, und daß genau da 
das Problem liegt, daß viel zuwenig Menschen auch 
hierzulande, auch in unserem Lande - ich meine es 
übertragen, nicht als Bundesland, sondern als Bundes
republik -, in unserem deutschen Vaterlande sich ein
mal klarmachen, was es bedeutet, in einem Kranken
haus diesen Dienst am Nächsten zu erfüllen. 

Dort liegt aucll das Problem. Wir können das eine oder 
andere auch von uns als Landtag dazu tun. Wir sind 
gern bereit als CDU-Fraktion - das war der Sinn dieser _ 
Großen Anfrage -, dazu beizutragen, daß die Verhält
nisse verbessert werden. Und ich glaube, der gee~nete 
Zeitpunkt ist die Etatberatung, Lun darüber eingehend 
zu sprechen. 

(Beifall der CDU.} 
1 ''' ,•„„1, .:: •• 

"! + •• ,,„,,, + 

Präsident Van l'olxem: 

Weitere Wortmeldungen Hegen nicht vor. Die Bespre
chung ist gescblossen. Es ist also vorgeschlagen, daß 
der Gegenstand der Großen Anfrage im Rahmen der 
Etatberatung behandelt wi.J:d. Sie sind damit einver
standen. 

kh unterbreche jetzt die Sitzung bis 14.15 Uhr und 
gebe bekannt, daß die CDU-Fraktion sofort eine kurze 
Fi·aktionssitzung abhält. 

U n t erb r e c h u n g de r S i t zu n g : 12.36 Uhr. 

+ ,,, 

W i e d e r b e g i n n d e r S i t z u n g : 14.20 Uhr. 
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Präsident Van Volxem: 

Die Sitzung 1st wie<ler eröffnet. . Sie gestatten mir, daß 
ich von der Reihenfolge der Tagesordnung abweiche 
und ex-St die Punkte. autrU.fe, ~i~. wM.ti;~e.in~i4i kell\ei;, 
Bel'atung bedürfen. Das ist der Punkt 10: 

Erste Beratung eines Zweiten Landcsgeseb:es 
zur Xndcrung des Landesgesetzes über die Er

rimt ung einer Architektenkammer 

- Drucksache II/479 -

Der Ältestenrat schlägt vor, die,se Vorlage dem Haupt
ausscbuß und Rcchtsaus.sch.uß zti. üllerweisen. - Dagegen 
et,hebt skh kein Wide.rspruch. 

(Abg. Völker: Herr Präsident, ich bezweifle sehr 
stark, ob bei dieser··Besetzu.ng das Haus besGhluß

fähig ist!) 

. Dann dar! ich aufrufep. den Punkt. 13: 

Antrag des Petitionsausschusses betreftend 
beratene Eingaben 

- Drucksache II/490 -

Darf ich darüber abstimmen lassen? - Wer dem Antrag 
zustimmen will, den bitte ich um Q.as Handz.eichen. -
Dankei Die . Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Der 
Antrag ist angenommen. 

lch rufe auf Punkt 7: 
1 '' 

El"&te Bera~ung eines Landesgesetze~ über die Ko-
sten del" Schlachttier- und Fleischbeschau sowie 
der Trichinenschau uµd der unschädlichen Besel
tigu.11g untauglichen Fleisches bei Schlachtungen 
außerhalb der Gcmeindel,1 mit Schlachthauszwang 

(Fleiscbbeschaukostengesetz) 

- DrückSache IV4BO -

Das Gesetz wird begiündet durch den Herrn Innen
rni,ni.ster. 

Innenminister Wolters: 

Meine seh,r verebrten D,q,1;I1en und HerreJJ..! 'Lassen Sie 
mich ein paar kurze Worte der Einführung zu diesem 
neuen Landesgesetz geben. . . 
Während ~n unserem Lande für die Gei;neipden mit 
Schlachthauszwang einheitliche, zum Teil auf ehema
ligem Reichsrecht, z.um Teil auf Kommurialverfassun,gs
recht beruhe11de Regelungen über die Gebührenerhe
bung für die Untersuchung der Schlachttiere .. und des 
Fleisches sowie für die Bem.i.tiiing ·der Schlachthäuser 
bestehen, slnd die .gegenwärtigen k~tenrech.tnChen 
Grundlagen für Schlachttier- und Fleischbeschau. und 
<iie Trichinenschau sowie \:lie unschädliche Beseitigung 
des untau.glichen Fleisches bei Schlachtungen in Ge
meinden, für die ein SchlaChthauszwang nicht besteht, 
in den einzelnen Landesteilen nach Art und Inhalt 
recht unterschiedlich. Das ist darauf zurückzuführen, 
daß in bezug auf Gemeinden ohne Schlachthauszwang 
weder die ehemals zuständigen Reichsstellen noch . . der 
B~nd eingehende Rechti;vorschriften erlassen haben. 
Die. Folge ist, daß in uD.serei:n Lande insoweit noch 
überkommene hessische, preußische Und bayeris.che 
Rechtsvorschriften in Kraft sind. Das hat in der 'Praxis 
zu Unzuträglichkeiten geführt. Denn während in den 
ehemaligen: hessischell und. preußischen Landesteilen 
'als Kosten~dger der Schiacb.ttier- und Fleischbeschau 
sowie der Trichinenschau bei Schlachtungen in Ge
meinden ohne Schlachthauszwang das Land bestimmt 

'· ' .„. ·„„. 

ist, fallen die entsprechenden Kosten in der P!alz den 
Qem:einden zur Last. Auch die noch bestehenden 
äüßerst unübersichtlichen Vorsdlri.!ten über die Kosten 

' für die unschädliche Beseitigung des in Gemeinden 
ohne Schlachthauszwang bei der Fleischbeschau und 
der Trichinenschau anfallenden untauglichen Fleisches, 
der sogenannten Kon1iskate, haben sich als unzweck~ 
mäßig und zu schwerfällig erwiesen. Die Ortspolizei
behörden, deren Aufgabe es. ist, die Konfiskate zu be
seitigen, bedienten. sich bisher zum technischen Vollzug 
ihrer Obliegenheit,en der TierkörperbeseiUgungsanstal
ten, die die ihnen herbei entstehenden Kosten den 
Ortspolizeibehörden .in Rechnung stellen mußten. Die 
Ortspolizeibehö.rden wiederum wälzten die zu zahlen
den Beträge auf die Schlachtstätteninhaber ab. 

Dieses Abredmungs- und Erstattungsverfahren hat 
sich nicht bewährt. bie vornehmste Aufgabe des vor
liegenden Gesetzentwurfes besteht einmal deshalb dar
in, das aufgezeigte Sachgebiet einheitlich zu regeln . 
Zw.n. anderez:i soll das Abrechnungs- und Erstattungs
verfahren vereinfacht werderi. Zu diesem Zwe.cke sieht 
die Vorlage die generelle Übernahme der .BescQ.aul<g;._ 
sten und der Kosten für die ... unschädliche Eeseitigung 
der .K,on.fiskate bei den Schlachtungen außerhalb der 
Gemcinden mit Schlachthauszwang auf. das Land vor, 
daß zur Kostendeckung sowie zum Ausgleich des Ver.
waltungsaufwandes und des. mit den Beseitigungsmaß
nahmen verbundenen Nutzens Gebühren und Auslagen 
~h~bt. . ... . . ' " . ' '. ,,, '' '"" 

' . ' ' ~ I 
, ' ~ 1 , l M I !1 

Mit dieser Regelung wird zugleich im Regierungsbezirk 
Pfalz die Tätigkeit der b~yerischen Fleischbeschau-. 
und Ausgleichskasse gegenstandlos. Denn mit der 
Übernahme der.Bes.cbaukos.t.en durch das Land erübrigt 
sich ein Ausgleich mit den Gemeinden. Die sich aus 
·der Ei.Dstellung der Tätigkeit der bayerischen Fleisch
beschaua.usgleichJikasse in der Pfalz ergebenden ver
mögensrechtlichen Folgerungen können jedoch nicht 
einseitig durch das Land Rheinland-Pfalz gezogen wer
den. Hierzu bedarf es vfolmehl" einer Vereinbarung 
zwischen der bayerischen Fleischbeschau- und Aus
gleicliskasse und dem I,.ande Rheinland-Pfalz als künf
tigem Kostenträger. · . 

; H;ervorheben darf ich jedoch in diesem Zusammen-· 
l:).ang, daß die Tätigkeit der bayerischen Schlachtvieh
vei:slcherung im Regienmgsbezi?-'k Pfalz durch c;las im 
Entwurf vorliegende ·Gesetz nicht bel"ührt wird, da 
die bayerische Schl~cbtviehversi.chert,mg weder mit der 
Fleischbeschau noch mit Qer Konfiskatbeseitigung in 
Zusammenhang steht. 

Ich bitte, den Gesetzentwurf den zuständigen Aus
sChüssen zu überweisen. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Vob:.em: 

Wird eine Bes~rcechung gewünscht? - Das scheint nicht 
der Fall z;u sein. Der Ältesteru:at schlägt -qinen vor, 
diesen Gesetzentwurf dem Ha1,1ptausschuß zu über
weisen. - Dem wird nicht widersprochen. 

Ich rufe auf den Punkt 8: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU betreffend 
Maßnab;men gegen Luftverunreinigung und ge

sundheitsgefährdenden Lärm 

- Drucksache Ir/433 -

Die G;i:oße Anfrage wird begründet durch Frau Ab":" 
geordnete Aret.z (CDU). Ich erteile ihr das Wort. 
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Abg. Aretz: 

Ht>rr Pr;isid1>nt.! Meine D~men und Herren! Bei der 
Großen Anfrage meiner Fraktion, die zu begründen 
ich die Ehre ha be, handelt es sich um ein gesellschafts
politisches Anliegen von umfassender Bedeutung. 

rn den ers ten .fahren nach dem Kriege und der Wäh
mng:,;reform galt es. den Menschen wieder eine Exi
slC>ll7.. ein~ Grundlage und Lebem:möglidlkeiten zu be
•ch~ff1>n . Di!> dieshe;r,üglichen Aufgaben drängten sich 
in Fülle. Und dank einer vernünftigen Politik und 
nicht zuletzt der sozialen Marktwirtschaft wurde das 
vorer~t gesteckte Ziel in vielen Punkten erreiCht. Wir 
haben hellte die Vollbeschäftigung, einen enormen Zu
wachs an Wohnungen, soziale Errungenschaften in noch 
nie dagewesenem Au.smaße und vieles mehr. 

Aui. dieser gllten Grundlage kann und muß der wei
teN> notwendige Auf- lind Ausbau erfolgen. Durch die 
immer nwhr fortsdireitende Indllstrialisierung, TEcll
nisierung imd Motorisiernng von Wirtschaft, Landwirt
sdrnft, Privathaushalten und nkht zuletzt durch den 
stark zunelmienden Verkehr in der Luft, zu Wasser 
und zu L:mde, ist der Mensch in hvhem Maße stören
d en und schädigenden Einflüssen ausgesetzt. Neben 
den fortschrittlichen Tendenzen, die in dieser Entwick
lung zum Ausdruck kommen, dürfen die negativen 
Amwirkungen nicht übersehen werden. Der Men11ch, 
der durch die moderne Lebensweise übermäßig strapa
ziert wird. muß soweit wie möglich vor vermeidbaren 
Gefahren geschützt werden. 

Durch die Umschichtung der Gesellschalt nach zwei 
Weltkriegen und der Währungsreform mit allen Neben
ers~hl"inung0n, l<:'bP.n heute weite Kreise nicht mehr von 
ihrem Vermögen, Mndem von dem Ertrag ihrer Ar
beit . Diese Arbeitskraft ist oft das einzige Kapitel des 
Menschen und ein sehr hoch einzuschätzender Faktor 
in der Volkswirtschaft. Dieser Tatsache muß eine mo
derne Sozialpolitik Rechnung tragen. Die Erhaltung 
von Gesundhl'.'it. Leben und Arbeitskraft ist für den 
cin7.elnen , die FAmilien nnd das ganze Volk von größter 
Bedeutung. Die Sorge um die Erhaltung dieser Güter 
ü<t dne allgemeine sittliche Pflicht aller Verantwort
lichen. 

Mit Ck>nehmigung des Hi-rrn Präsidenten darf ich aus 
einet Rede des Herrn Ministerpräsidenten Dr. Meyer~ 
\ ·on Nordrhein-Westfalen zitieren. Er sagte: 

',\';:mn es um die Gesundheit des Volkes schle<-ht 
ht>:i;t~llt ii:;t. mllß die politische Führung eine kon
struktive Gesundheitspolitik betre!lJen und ihr im 
Rahmen der gesamten Sozial- und InnenPQlitik den 
Raum schaffen, der ihr gebührt. Vornehmste Auf
gabe von Parlament und Regierung wird es sein, 
die Voraussetzungen zu schaffen. damit ein Volk 
weitgehend frei von gesundheitlichen Störungen 
und Schädigungen aufwachsen und sich entwickeln 
kann. 

Welches slnd nun die störenden und schädigenden Ur
~achen , die hi~r gemeint s ind? Vorwiegend handelt es 
:,.ich um A hg«~e. Rauch, Geruche. Dämpfe, Staub als 
Luftverunreinigung, ferner um Lärm und Erschütte
rungen. 

(Abg. Haehser: Da haben Sie aber gut in unser 
Regici:-ungsprogramm hineingeguckt, Frau Kollegin!) 

- Letzten Endes kann man die Dinge auch von der 
faclllichen Basis her sehen, Herr Kollege! Die Luft
V!:!nmreinigungen haben gebietsweise einen alarmie
renden Umfang angenommen. Die stärksten Verunrei
nigungsqllellen neben vielen anderen sind Heizkraft
werke. Vl)r a llem ölbetriebene, Metallgießereien, Che-

mische Fabriken, Zementwerke, die lndust.rie der 
Steine und Erden, Glasfabi:-ikcn, Dampflokomotiven 
und die Dampfscl1iffaht·t. Der Hauptteil der giftigen 
Abgase. des Rauches und des Staubes. wird zweifel
los von der Industrie ausgestoßen. Doch auch die vielen 
mittleren Gewerbebetriebe, wie sie gerade in unserem 
Land zahlreich vorhanden sind, und ctie Hau~halts

feuerungsstätten haben als Emissionsquellen einen er
heblichen Anteil an der Lllftverunreiniguni<1. 

Die staubförmigen Luftverunreiniger verursachen 
manchen Sachschaden. Schlimmer als der Sachs<'haden 
aber ist die Belfüit!gung, die der Mensch ertragen muß. 
Wir wissen, daß d~cscr Staub sich nachteilig allf die 
Entwicklung mancher Krankheiten auswirkt, z. n. auf 
die chronische Bronchitis. Inv,rieweit er als Krebs
ursa:che, speziell Lungenkrebs, eine RedPutlmg hat, ist 
wissenschaftlich nicht eindeutig geklärt, die Vermu
tung :sprkht allerdings dafür. Aucli vermag der Staub 
durch <He Luftbewegungen Lange in de1· Luft zu bleiben 
und kann als Duns-tglocke über einem ~biet hängen. 
Durch diese Dunstglocke ist die Eins trahlung des ohne
hin schon kargen Sonnenlichts noch mehr abgeschwächt. 

Erhebliche LuftverunreinigPr dllreh Staub sind unter 
anderem Zementmühlen, Schotterbetriebe, Dampfloko
motiven und Dampfschitfe. Doch auch die Kohlenkraft
werke stoßen Mengen von Steinkohlen-Flugas~he, Rllß 
und Rauch aus, während die Ölheizungen der Luft ihre 
.giftigen Abgase belmlschen. Stärk<'r als der Staub sind 
die gasförmigen Luftverunreinigei- eine ernste ge
sundheitliche· Gefahr. Die gefährlichsten in der Luft 
befindlichen Abgase sind Schwefeldioxyd, Kohlendi
oxyd, Fluor, Nitro- und saure Gase. 

Die leit:r.tgenannten Gase sind fai<t nur in rlen Berei
chen. in denen sie auss.frömen, vorhanden. Dagegen ist 
speziell Schwefeldioxyd S02 übcrörHich verbreitet, ge
bietsweise sogar in sehr konzentriertem Maße vorhan
den. Diesem gefährlichen Gas ist besondere Beachtung 
zu schenken, und es sind Überlegungen notwendig, wie 
dieser ~fahr wirksam begegnet werden kann. Nach 
den Ausführungen von Dr. met. et phil. Hettche vom 
Hygienischen Institut Hamburg ist so, der wimtigste 
Schädigungsi;toff mit nachwPislirhf'n Pflan1.enschädi
gungen. 

Es gibt selbstverständlich gesetzliche Bestimmungen 
und Maßnaht'nen. die dem Menschen einen Schlitz ge
ben. So ist unter anderem in der neuen Verordnung 
vom 4. Augw;t 1960 <BGB! S. 890) über gcnehmigungs
bedürftige Anlagen nach § 16 der Reichsgewerbeord
nung ein Katalog vorhanden, der Betriebe nennt, für 
die be$ondere Einrichtungen zum Schutz der Bevölke
mng vorgcschrie~n sind. So bedürfen z. B. nach § 1 
Ziff. l dieser Verordnung einzurichtende Feuerungs
anlagen für ~este und flüssige BrennstoHe mlt einer 
Leistung, von 800 0()0 und mehr Kalorien in der Stunde 
einer Genehmigung. Um in der Stunde einen Kalorien
wert von 800 000 ;;;u erzeugen, sind mindestens 80 Liter 
Öl. pJ;'O .StJ.l.QQ.~ z1,1 . ve;rprcnnen und auszuwerten. 

Sinn dieser Genehmigungspflicht is t es, daß diese Be
triebe den zuständigen Dienst stellen bekannt sind und 
daß ihnen, wo es notwendig ist, Zlltn Schutze der ar
beitenden Menschen und der Bevölkerung Schutz- und 
Abwehrauflagen gemacht werden können. Alle Be
triebe unter dieser Größenordnung von 800 000 Kalo
rien Brennwert pro Stunde fallen nicht unter die ge
nannte Schutzbestimmung. Diese Betriebe können frei 
und ungehindert ihre giftigen Gase der Lllft beimi
schen und diese müssen von den Menschen eingeatmet 
werden. Hier handelt es sich neben sehr vielen anderen 
um ~'tid'ttä'l:lri'l!idn'., 'Bäc:ketelen, Brennereien, Schmieden, 
~~~n;"''·''&tiuslrtelie Trocknungs-. Glilh- und 
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Schmelzanlagen. Aber gerade diese Betriebe sind in 
Rheinlanq-Pfalz besonders· stark vertreten, da dieses 
Land ein Gebiet mit überwiegend mittlerer Industrie 
ist. Fachleute sprechen davon, daß diese Betriebe zu
sammen mit dem Hausbrand etwa 30 v. H. Anteil an 
der Luftverunreinigung haben. Die störenden und schä
digenden Fakten durch diese Betriebe . spiegeln sich 
nicht nur in dem 30-Prozent-Anteil an der Luftverun
reinigung wider, sondern in den vielen Nachbarb.e
&chweruen, die bei de1· Polizei und den Gewerbeauf
sichtsämtern eingehen. Hier ist offensichtlich eine ge
setzliche Lückß "vorhanden, die durch landesrechtliche 
Regelungen ausgefüllt werden mü~te. 

Eine nicht zu unterschätzende Gefahr sind die geruch
losen Gase, da sie nicht oder nur kaum vom Geruch
sinn wahrgenommen werden können. Die Abgase des 
Kraftverkehrs sind ein weiterer Faktor; dem größte 
Beachtung zukommt. In den Großstädten und zu ver- . 
kehrsreichen Zeiten ist die Luft in einem fast uner
träglichen Maße verpestet und mit giftigen Gasen ge
s.chwängert. Ich möchte nur an die Gerüche erinnern, 
die man in einem Wagen wahrnimmt, wenn man hin
ter einem mit Dieselmotor betriebenen Lkw fährt. 

Elne. mod.erne Geißel der heutigen Menschheit ist der 
Lärm. Die Lärmquellen sind so vielfältig wie das Le
ben selbst. Lassen Sie mich bitte eföige nennen, um den 
Umfang anzudeuten: Lärm an Baustellen! Hier sollen 
nur die Mischmaschinen und die Teersplittaufberei
tungsanlagen genannt werden. Lärm innerhalb und 
außerhalb von Betrieben in hundert-, ja tausendfältiger 
Art! Lärm durch den Verkehr, durch die Eisenbahn, 
die Straßenbahn und. die Kraftfahrzeuge! Unter ihnen 
sind besonders die Motorräder und die Mopeds zu nen
nen, die von Übermütigen gefahren werden. Doch auch 
das Ausprobieren der Motore, besonders zwischen den 
Häusern, das Zuschlagen der Türen und vieles andere 
mehr sind herabz.umindernde Lärmquellen. Ferner ist 
es der LäJ:m durch die Düsenflugzeuge. Vor etwa acht 
Tagen war es, daß Düsenflugzeuge beim Durchbrechen 
der Schallmauer Häus.er erzittern ließen. Diese Erschei
nung wurde, soweit mir bekannt ist, vom Westerwald 
bis zur Eifel registniert. Hier haben wir schon das 
Problem, d<;iß die Stärke des Lärms zu Erschütterun
gen führt. Weiter entsteht Lärm durch zu lautes :Ra
diospielen, und zwar sowohl in den Häusern als auch 
überall im Freien. Länn _durch Musikbo~en, durch 
Kreissägen, durch 'l'cppichklopfen zur U=eit und vieles 
andere mehr. Die Abstellung von Lärmquell.en, zumin
dest eine erhebliche Herabminderung der Phonstärken, 
ist eine dringende ~otwendigkeit geworden. 

Lärm w1rd nicht nur als belästigend empfunden; son-· 
dern wil:kt sich gesundheitsschädigend auf das vegeta
tive Nervensystem aus. Er verursacht Schlaflosigkeit, 
nervöse .Verbrauchserscheinungen, Gehörstörungen, Lei
stungsminderungen und anderes ~ehr. 

Wenn ich vorhin die V1ielen Nachbarbeschwerden er
wähnte, die wegen der Luftverunreinigung und der 
Gerüche bei den zuständigen Dienststellen · eingehen, 
so muß ich jetzt erwähnen, daß Nachbarbeschwerden, 
die sich auf die Lärmstörungen beziehen, keineswegs 
ein geringeres Ausmaß haben. 

Eine weitere Stön,mgsquelJ.e sind die Erschütterungen. 

Die Beseitigung dieser Gefahren und auch ihre Be
schränkung auf ein zumutbares und erträgliches Maß 
ist gerade für unser Land Rheinland-Pfalz, dem Land 
für Erholungsuchende und des Fremdenverkehrs, be
deutsam. Vorbeugende Maßna hme n sind auch besser 
als sp ä tere Heilversuche. Die Erhaltung der Gesund-

heit ist erstrebenswerter als Rentenzahlungen bei früh
zeitiger Invalidität oder Berufsunfähigkeit. 

Die vorhandenen Gefahren habe ich im Rahmen dieser 
B.egründung ·nur s~lzzieren können, doch ich hoffe, daß 

' ··•·'ich Ihnen. ein wenig den Umfang dieses Gefahrenkom
,. plexes vor Augen führen konnte. Gesetzgeber, Insti
. tutI.onen,' Arbeitgeber und Arbeitnehmer arbeiten an 
· der Behebung dieser Gefahrenquellen. 

In diesen Darlegungen wurden Sachgebiete angespro
chen, die nicht allein durch Landesrecht zu regeln sind, 
sondern die Zuständigkeit des Bundes betreffen oder auf 
europäischer Basis zi.i klären wären, Gerade in diesem 
Falle möchte ich die Landesregierung bitten, nicht zu
letzt über den Bundesrat ihren Einfluß geltend zu 

·machen. 

Die zur ·Abwendung dieser Ge.fahren• vorhandenen 
Schutzmaßnahmen slnd vielfältig. Nur einige möchte 
ich nennen: Es handelt sich hier um den § 906 BGB, 
ferner um die §§ 16, 24, 25 und 27 der Reichsgewerbe
ordnung. § 25 der Reichsgewerbeordnung - in Verbin
dung mit § 906 BGB - hat kürzlich eine Verbesserung 
erfahren.. Auf die Lücke, die hier noch besteht und 
durch Landesgesetz geschlossen werden müßte, bin ich · 
vorhin eingegangen. Ich nenne die Betriebe unter 
BOG 000 Kalorienwerten. Die Bestimmungen der Reichs
gewerlieordnung und die auf Grund dieses Gesetzes er
lassenen Verordnungen beziehen sich ::i.u:f den Schub; 
des arbeitenden Menschen, auf die Betriebe, Betriebs-. 
einrichtungen und auf den Schutz der gesamten Be
völkerung. Weitere Gesetze mit Schufamaßnahmen sind 
die. Straßenverkehr~ordnung, der § 4 der neuen Lan
desbauordnung, die Richtlinien des Verbandes der deut
schen Ingenieure. Diese Au(zählung soll keineswegs voll
ständig sein, sondern nur einen kurzen überblick geben. 

Leider reichen die Bestimmungen nicht aus, den Schutz 
der Bevölkerung wirksam durchzuführen. Wichtig wäre 
eine exakte Überprüfung der Störungsquellen und 
Maßnahmen Zl,lr Behebung. Die Beschaffung und Ein
se~ung yon koqtinuierlich ~rbeitenden und reglstrie-

.' renden Prüfgeräten ist notwendig; die regelmäßige 
Auswertung dieser Maßnahmen zur Behebung der 
Störungen ist aber genauso v1richtig. 

Die Herabminderung der Störungsquellen bl'ingt o!t 
eine starke finanzielle Belastung für einen Betrieb. Ich. 
mache daher den Vorschlag, daß die Maßnahmen zur 
Behebung von Lärmquellen ebenso steuerlich abgesetzt 
werden können, wie es nach einer Bundesverordnung 
auch bei Maßnahmen zur Reinerhaltung der Luft mög
lich ist. Dies ist auch deshalb empfehlenswert, weil . 
die Kosten zur Verminderung der Phonstärken oft 
sehr hoch sind. 

Weiter hat die Landesplanung bei dem ganzen Fragen
komplex, der hier angesprochen ist, eine wichtige Auf
gabe zu erfüllen. Welche Gefahren in all den Proble
men enthalten sind, wird auch aus der Tatsache deut
lich, daß dieser Aufgabenbereich dem Gesundheitsmi
nisterium des Bundes zugeteilt wurde. Wir sind nicht 
der Meinung, daß die vorhandenen Vorschriften - über
wiegend Bundesrecht - einen ausreichenden Schutz 
bieten. Damit erhebt sich die Frage, ob - ähnlich wie 
in Nordrhein-Westfalen - ein Immissionsgesetz auf 
Landesebene notwendig wäre. 

Meine Damen und Herren! Die Erhaltung der Gesund
~E'.it pti.µ3 .~ip.e w,ise11~ ~qitig_s~~n Forderun~en blei-: 
ben. Die Reinigung und Reinerhaltung der Luft, die 
Herabminderung des Lärms au+ ein vertretbares Maß 
sind ebenso wichtige Voraussetzungen für ein gesundes 
Leben wie ein sauberes Wasser. Ich w äre da her der 
Landesregierung dankbar, wenn sie uns auf unsere 
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Große Anfrage - Drucksache II/ 433 - eine befriedigende 
Antwort geben könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prä..'!ldent Van Volxem: 

Die Große Anfrage wfrd beantwortet durch den Herrn 
Staatssekretär Junglas. 

StaatssekrPtiir J11ncJa..<i: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der 
Benntwortung der Großen Anfrage II/433 kann ich 
mich nur an die Anfrage halten, nicht auch an die in 
der Begründung noch eingeflochtenen sonstigen For
derungen. Die Landesregierung beantwortet die Große 
Anfrage wie folgt: 

Es ist der Landesregierung bekannt, daß durch den 
schnellen Wiederaufbau der deutschen Industrie nach 
dem Kriege besonders in den InduBtrieumtren und 
Stadten die Belästigungen durch LuitverunreinigWl
gen, Lärm und ErschüUi;ruugen ein Ausmaß angenom
men haben, das weithin als für die Bevölkerung un
zumutbar zu bezeichnen ist. Die Zahl der von den Ge
werbe~ufsi<.htsämtern im Jahre 1960 bearbeiteten 
Nachbarbeschwerden über derartige Einwirkungen, im 
folgenden Emissionen genannt, war mehr als dt;elmal 
so h<1cl1 als im Jahre 1950. 

Als Folge der zu b eobachtenden Zunahme der Lutt
verunre1mgung und des gesundheitsgefährdenden 
Lärms hat das Sozialministerium bereits vor fünf Jah
ren die Gewerbeaufsichtsämter mit Staub- und Lärm
meßgeräten ausgerüstet, einmal, um d ie Beschwerden 
durch objektive Ma ßnahmen nachprüfen zu körin.en, 
vo1: allem aber auch, um auf Grund von Meßunter
lagen vorbeugende Maßnahmen trefien zu können, so
weit die gesetzlichen Regelungen dies schon jetzt ge
s tatten. 

Im Zusammenhang mit der ersten Strahlenschutzver
ordnung wurden beim Sozialministerium Fachkräfte 
eingesetzt, die auch für die meßtechnischen Aufgaben 
zur Reinerhaltung der Luft und zur Bekämpfung des 
Länns zur Verfügung iitehen. Ferner sollen im Haus
haltsplRn des Sozialministeriums für 1963 Mittel für 
weikre qualifizierte Fachkräfte ausgebracht werden. 

Vor Jahresfrist ist vom Sozialministerium ein Meß
wagen beschafft worden, der mit Geräten für Stau~
und Lärmmessungen ausgerüstet ist. In dem neuen M1-
nisterialdienstgebäude wird weiterhin ein physikalisch
chemisches Labor zur Auswertung der Meßergebnisse 
eingerichtet. Somit sind die personellen und saChlichcn 
Voraussetzungen für eine wirksame Bekämpfung dieser 
Emissionen geschaffen. 

Für die Messung solcher Emissionen in großem Um
fange stehen auch die TecbnisChen Uberwac:hungsve.r
eine Pfalz und Rheinland zur Verfügung. 

Der Tedmische Uberwachungsverein Rhcinland ist ZUl" 

Zeit damit beauftragt, bei einem Hüttenbetrieb unseres 
Landes die notwendigen Messungen durchzuführen, wn 
den Grad der Emissionen in der Nachbarschaft zu 
ermitteln. 

Bereits im Jahre 1957 wurde nach Messungen im Rawn 
Ludwigshafen-Mannheim, die ein Jahr lang andauerten, 
von Professor Dr. lieller vom Institut tür Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene in Berlin-Dahlem ein aus
führliches Gutachten über die Luftverunreinigung er
stattet. Der Mann hat sich sehr viel Mühe gemacht, 
dies hier ist das Gutachten. Aber das Ergebnis - -

(Abg. Ritter: Der Staub ist noch dicker!) 

. 
- Der Staub ist noch dicker, Jal - Stellenweisel - Aber 
ich wollte sagen, es ist schon etwas geschehen, es 
wurde nicht etwa gewa1·tet, bi:s soundso viele Leute 
sich beschwert haben, 

(Abg. Hitter: Der Staub bleibt aber nach wie vor!) 

sondern die Messungen s:ind durchgeführt worden und 
wir WP.r'den weiterhin bestrebt bleiben, auf diesem Ge
biet etwas zu tun, denn dieses Gutachten bildet die 
Grundlage für weitgehende Maßnahmen der Gewerbe
aubichtsverwaltung zur Verbesserung der Luftverhält
nisse, z. B. durch Ersatz veralteter Dampfkessel- und 
Fcuerungsanlagen durch Anlagen mit staub- und ruß
armcr Vcr~rennung, durch Erhöhung der Schornsteine, 
Ve?".vendung geeigneter Brennstoffe, Einbau von Ver
b;i:ennUP.:Bsö.fep., fijr .gcruchbelästigende Abgase, Abkap
selung von Apparaten, Auswaschen von Abgasen mit 
geeigneten Flüssigkeiten, Staubabs<'heidung durch Zy
klone, Schlauchfilter, Elektrofilter usw„ durch Ände
rung der Fabrikationsverfähren, be i denen beläs1igende 
Abgase nicht mehr auftreten, Errichtung zentraler 
Fernheizanlagen, die auch dazu beitragen können, meh
rere Schornsteine überflüssig zu machen. Auch in an
·deren Ckbfctsteilen unseres Landes sind bereits erh~b
liche Verbesserungen eingetreten. So wurden z. B. im 
Mainzer Rawn die durch eine Chemische Fabrik her
vorgerufenen Belästigungen - Yor zwei Jahren standen 
diese Belästlgungen hier zur Debatte - insbesondere 
durch Umstellung des E'abrikationsverfahrens wesent
li~ . ~~rabg~<>etzt. 

Auch die Amtrengungen der Industrie auf dem Ckbiete 
der Re-lnhAltung der J.,uft mfümm erwähnt werden. Sie 
sind durch die steuerliche Begünstigung nach § 82 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung von 1957! 
1960 rn bemerkenswertem Umfang ausgelöst worden„ 
:r.;ach d1eser Bestin<mu ng können bi.s Ende 1965 bei ab
nutzbaren be~glichen Wirt.~chaft;.;gütern, die unmittel
bar o<ler ausSd!lteßlkh dR7.tt <ilPnPn, die Ve runreinigung 
der Luft zu verhlndern, zu beseitigen oder zu verrin
gern, bis zu 50 v. H. der Anschaffungs- oder Herstel
lungskosten abgeschrieben werden. Seit Bestehen die
ser Vergünstigung wurden im Lande Rheinland-Pfalz 
bis jetzt 6,9 Millionen DM un Investitionen zum Zwecke 
der ReinhaJ.J:ung der ,Luft von der Industrie aufgebracht 
und für s teuerbegünstigt erklärt. 

· {V'izeprll.sident Roth!P.y Obcrnimmt den Vorsit:r.. ) 

Als Folge d~s im Jahre 1957 der Bundesregierung vom 
.Deutscb.en„~undes.tait erteilten Auft~ges, Maßnahmen 
gegen 'die · •• zunehmende Getährdung von Mensch, Tier 
und. VeiSet~tion", - so h eißt es wörtlich - durch Emis
sionen zµ ergreifen, wurde Ende 1959 das Gesetz zur 
Änderung der Gewerbeordnung und Ergä nzung des 
Bürgerlichen Ge~etzbu<'hes erlassen. Di'*'es Geset;f. 
brAchte durch die Neufassung der §§ 16 und 25 der 
Gewerbeor<tnung und des § 906 des BGB gegenüber 
dem frühet'1>n RP.Chti:zustand einschneidende Verbesse
runeen. So wurd e der Katalog der genehmigungsbe
dürftigen indu.c;triellen und gewerblichen Anlagen 
durch die BundesverordnWlg über genehmigungsbe
dürftige Anlagen aus dem Jahre 1960 erheblich erwei
tert und auf einen zeitgemäßen Stand gebracht. Es 
werden nunmehr auch Anlagen erfaßt, die nicht ge
werblichen Zwecken dienen, sofern sie nur im Rahmen 
wirtschaftlicher Unternehmungen betrieben werden; 
also z. B. auch land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 
Für bereits bestehende Anlagen können nachträglich 
Anordnungen über Anforderungen an die technische 
Einrichtung und den Betrieb der Anlage ergehen. Art 
und Ausmaß von Rauch, Ruß, Staub usw., die von einer 
genehmigwigsp!lichtigen Anlage ausgehen, können 
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durch Messungen festgestel,lt werd(;ln. Femer kann dem 
Betrieb vorgeschrieben werden, die hierfür notwimdi-·· 
gen Meßgeräte selbst einzubauen. Damit könneri die 
zuständigen Behörden den Emissionen der genehmi
gungspflichtigen Anlagen nunmehr ausreichend be-: 
gegnen. 

Nach Inkrafttreten dieser neuen Bestimmungen wurden 
die Gewerbea'l.lfs.icllts'ämter daher apgewiese.Q, von den 
oben genannten gesetzlichen Möglichkeiten zwn Ein
schreiten umfassenden Gebrauch zu machen um;l. ihre 
Bemühungen um die Bes.citigurig der v0n diesen An
lagen ausgehenden Gefahren und Belästigungen für 
die Nachba.rscha!t und die Allgemeinheit zu verstär
ken. Die Landesregierung wird auch in Zukunft der 
Bekämpfung der Luftvex:unreinigung und des gesund-
heitsgefährdenden Lärms ihre besondere Aufmerksam- -
keit widmen. 

Zur Frage 2: Als gesetzliche GrundJage für öffe"ntlich- . 
rechtliche Maßnahmen zur Reinerhaltung der Luft und 
zur Lärmb~kämpfung kommen im wesentlichen fol
gende Bestimmungen in Betracht: 

a) Die bereits vorhin erwähnten §§ 16 und 25 der Ge
werbeordnung, von denen allerdings nur die in der zu 
ihrer Durch!ühfung erlassenen Bundesverordnung ge
nannten besonders belästigenden Anlagen - wie z. B. 
Chemische . Fabriken, Hüttenwerke, Gießereien, Ze- . 
mentfabriken usw. - . erfaßt werden, ,bieten ausrei- . 
chende Möglichkeiten, die wirksame Bekämpfung auf 
diesen Gebieten durchzuführen. Das gleiche gilt für 
die bundesrechtU~e B~gelung :ilJJ~r .. di~ :E;qich~ung und 
den Betrieb überwachlUlgsbedürftiger Anlagen im 
Sinne des § 2.4 der Gewerbß0r4n'IJ.J'lg, insbesondere · 
Dampfkesselanlagen . .. _ 

Eine große Zahl lu.ftverunrein1gender UDd lärmerzeu
gender Betriebe w.ti:d jedoch' von den genannten Be
stimmungen nicht erfaßt. Es sind dies insb.esondere alle 
Betriebe roit ~~ue.rungsanlagen, deren Leistung unter 
aoo·ooo Wärmeeinheiten pro Stunde . liegt, so z. B. 
Bäckereien, kleinere Btotfabriken, Brennereien, Schmie
den, Härtereien, Troctmungs-, Glüh- und Schmelzanla- . 
gen; ferner galvanische Anlagen, Beizereien, Spritz
lackieranlagen, Schleifereien usw. Bei uns wird die 
Zahl dieser Kleinbetriebe höher liegen als etwa in 
unserem Nachbarland Nororhein::Westfalen, weil· dort 
die größeren Betriebe die kleineren zahlenmäßig µber
steigen. Wir werden in unserem Land mit etwa 50 v . It. 

· dieser Kleinbetriebe. zu . recl;l.p.en haben, die unter die 
gesetzlichen Besti,mmungen der Kohtrolle bis zur 
Stunde noch nicht f'.allen. In allen diesen Fällen fehlt 
nämlich der Behörde .die. Möglichkeit zum. Eingreifen, 
es sei denn, daß die von den Anlagen ausgehenden Be
lästigungen so stark sind,. daß mit Sicherheit Gesund- · 
heitsschäden zu ei;warten sind. Erst in diesen Fällen, 
die naturgemäß weit über d.as z'l.ll'Ilutbare ~ß hinaus
gehen, ist ein Eingr~en auf Grund des § 1. d~s Polizei
verwaltungsgesetzes (Gefahren:abweh,r) möglich. 

b) Auch die neue Landesl:>_a.uor<;lnung, die im Laufe 
dieses Jahres in Kraft treten wird, enthält in. gewis
sem Umfang Bestimmungen, die de'.n Eigentümer von 
baulichen Anlagen verpflichten, gefährdende ErSchüt
lerungen, Geräusche, Schwingutigen, Schornsteinabgase 
usw. von dex. ~aGhbarschaft fernzuhalten; jedoch rei
chen die hier getroffenen Regelungen für den Emis
sionsschutz nicht aus, Pas Baur~ch{ ist s.einer .Natur 
nach nicht geeignet, alle Probleme der .:Cuftveruu,reini
gung und der Lärmbekämpfung wnfassend zu regeln; 
außerdem können al.lch durch d,ie einschlägigen Be-: 
stimmungen der· Landesbauordnung nur Gefahren und 
Schäden abg~wehrt, jedoch keine unzumutbaren Belä-
stigupgen verhindert werden. · · 

Hieraus ist ersichtlich, daß die bisherigen gesetzlichen 
Möglichkeiten nicht ausreichen, um die Belästigungen 

' di,irch Luftverunreinigungen, Lä;rm und Erschütterun
gen wirksam zu bekämpfen. · · 

Zu~ Frage 3: Die Landesregierung wird prüfen, ob .sie 
dem Landtag eine dem nordrhein-westfälischen · Lan
desgesetz zum Schutze vor Luftverunreinigungen, Ge
räuschen und Erschütterungen (EmissionsschutzgesetZ) 
entsprechende gesetzliche Vorlage unterbreiten wi.r.d. 
Die . Erörterung des nor.drhein-westfälischen Emis
siOnsschutzgesetzes auf der Konferenz der Arbeitsmini
ster und Senatoren für Arbeit der Länder in Bad . 
Harzburg im Mai dieses Jahres ergab, daß die Länder 
Bayern und Hainburg, insbe5ondere aber unsere Nach
barländer Hessen und Saarland ei;.vägen, sich dem Vor
gehen von Nordrhein-Westfalen anzuschließen. 

' ' 

Ein solches gemeinsames vorgehen ist für die Frage 
eines Emissionsschutzgesetzes für Rheinland-Pfalz 
von Bed.eutung, weil, wie ·die Beispiele der Städte 
Mainz und :Ludwigshafen deutlich zeigen, siCh die In
dustriegebiete an den Ländergrenzen überschneiden 
und wechselseitige Belästigungen durch Rauch, Gase,· 
Staub . usw. stattfinden. ·Es wäre also unsinnig, wenn 
nicht . Hessen dafür sorgt, daß ein solches Gesetz für 
seine Großbetriebe drüben erlassen wird, wenn wir es 
hier machten; denn die lie!ern uns ja verhältnismäßig 
·mehr Staub bzw. Geruch durch die Firmen Dyckerhoff 
und Albert, als wir denen von Weisenau her gegen
überstellen können. 

(Heiterkeit lm Hause.) 

1 . Es .würde zu prüfen seip, ob eine Gemeinsamkeit auf 
I · diese~ (iebiet hergestellt werden kann, damit ein 

· solches Gese~ wirksam ist. 

Indessen muß festgestellt werden, daß unser Land ffir 
ein solches Gesetz im wesentlichen nicht die Voraus7 
setzungen bietet. Von der Fläche des Landes sind etwa 

„ ;, „ 

8 000 qkm = zwei F\inftel der Bodenfläcb.e mit 83 v. H. .. __ _ _ 
aller Beschäftigten als industrierciches, 12 000 qkm = 
drei Fünftel der Bodenfläche mit 17 v. H. aller Be
schäftigten als industriearmes Gebiet zu be.zeictmen.. 
Ein. Emissionsschutzgesetz, wie es Nordrhein-West-
falen hat, wäre also in Rheinland-Pfalz nur ve1·hältnis-
mäßig eng begrenzt wirksam. 

Die wichtigsten Industrieballungsgebiete von Rhein
land-Pfalz sind folgende: 

!. LÜdwigshafen - Frankenthal - Worms mit 2 30-0 qkm, 
· 2. das Neuwieder Becken mit 1 200 qkm, 
8.' Plrmasens mit 900 qkm, 

: 4. . Wis~en - Hth'.dprf rp.it 600 q_km und 
. .5. Mainz - Bingen - Kreuznach mit ebe?falls 60-0 qkm. 

Weitere Gebiete mit fns Gewicht fallender Industrie
ansiedlung sind: 

6. Kaiserslautern mit ·45-0 qltm, 
7. das Kannenbäcker Land mit 350 qkm, 
8. Idar-Oberstein, 
9. Kirn 

10. Trier ~it je 300 qkm, 

'so daß bei einem Gesetz, wie es Nordrhein-Westfalen 
. 'hat, nur die unter den Ziffern 1 bis 5 aufgezählten Ge

biete ,des Landes wirksam bearbeitet werden könnten: 
Es muß also noch uberprüft werden, in welchem Um
fange die Länder in unserer Nachbarschaft mit uns 
zusammen ein· solches Gesetz schaffen, weil hier das 
Her.über und das Hinüber sehr stC!,rk zu beachten sind. 

Zur Frage 4~ Die Landesregierung schlägt für die Er
richtung von luftverunreinigenden oder lärmverbrci
tenden Unternehmen stets nur dünnbesiedelte oder un-

· .i 
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bcwllhntf' Gebiete vor. Sie wirkt auch im Rahmen ihrer 
gesctzlic'hen Möglichkeiten darauf hin, künftige Wohn
~il:'<i!ungen von derartigen Unternehmen fernzuhalten. 
Auß~rdem sei in diesem Zusammenhang darauf hinge
wiE•sen, daß der Bund auf Grund des § 2 Abs. 10 des 
Bundesbaugesetzes in Kürze die Baunutznngsverord
mmg erlassen wird. In ihr werden die Art und das 
Ausmaß rler baulichen und sonstigen Nut7.ung der 
Grundstücke geregelt. Auch durcli die Gliederung des 
gesamten C':remeinde- und Stadtbereichs in reine Wohn
gebie-te, allgemeine Wohn-, Misch- und Kerngebiete, 
ciie sogenannten Gei:;chäftsviertel mit einer verhältnis
mäßig geringen Zahl von Bewohnern :sowie in Ge
werbe- und Industriegebiete wird sich in gewissem 
Umfange ein Schutz gegen die VerunreiniJ;(ung der Luft 
und ge~undheitsgefährdenden I..änn erreichen la;;!>en. 
Glekhw,•hl 11nd trotz aller Bemühungen bieten die zu 
tc>rw<1rtende Baunutzungsverordnung und die zur Zeit 
vorhandenen gesetzlichen und teclmischen Möglichki:>i
ten noch keinen hinreichendP.n Schutz, die Belästigun
gen cndgülitg zu beseitigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothlcy: 

Wird eine Besprechung gewünscht? - Das ist der Fall. 
Ich erteile da~ Wort dem Herrn Abgeordneten Müller 
(SPD), 

.A bg, Müller: 

Herr Prii!;ident ! .Sehr verehrte Damen! Sehr ver
ehrt.e Herren! Das hier angeschnittene Ge-samtpro
blem behandelt erstens die Luftverunreinigung, zwei
ten;; die Frage, ob die Gewerbeordnung am:rdchenden 
Schutz biet.et, drittens die Frage der Raumplanung und 
Landschafti;pf!ege und viertens die Frage der Lärm
Loekiimpfung. Aus den Ausführungen des Vertreters der 
Lande-regierung ging hervor, daß viele Schwierigkeiten 
nlit die~en FragPn verbunden sind und daß das Gesamt
problem sehr vielschichtig ist. Es wurde eine Reihe von 
Möglichkeiten aufgezeigt,doch glaube ich.daß vieles auch 
unbeantwürtet geLlieben ist . Insbesondere zeigt sich, daß 
die Aufgaben auf einer breiten Basis gelöst werden 
müs:;en , und bei der Interparlamentarischen Arbeits
gemeimchaft werden ja zur Zeit entsprechende Geseti?:e 
•:urbcreitet und Unterlagen beschafft, so daß das, was 
der Herr Minister als Möglichkeit herausgestellt hat, 
ber<,lts im Gange ist, nämlich daß sich verschiedene 
Länder abstimmen, um die gesetzlictlen Grundlagen zu 
ernrbeit.en. 

Aber icJ-1 glaube. daß es nicht genügen kann - und die 
AuHführungen der Abgeordneten Frau Aretz haben das 
ja überzeugend deutlich gemacht -, hier zu prüfen, 
ob wir ein Gesetz unterbreiten, sondern ich meine, es 
ist dringend notwendig, daß wir sehr rasch handeln. 
Denn jeden Tag müs~en wir in den Städten planen, 
müssen Straßen gebaut werden; wir müssen Grün
flächen anlegen, wir müssen alte Gebiete sanieren. 
Eine Reihe von Problemen taucht dabei auf, und es 
ist notwenrlig, seitens des Landes entsprechende fi
nanzielle Mitt€'l bereitzustellen, um die Pläne in die 
Tat umsetzen zu können. Bisher hat man es den Ge
meinden zum Teil allein übel'lassen, wie sie mit solchen 
Fragen in ihren Gemeinwesen fertig werden, das heißt, 
wii> ~ie d0rt die Möglichkeit schaffen, daß die alten 
Gebiete saniert, die Dunstglocken beseitigt und Grün
flächen angelegt werden. 

Aber wenn wir ein Gesetz schaffen, dann müssen da
mit gleichzeitjg Ruch die Voraussetzungen zur Verwirk
lichung der Aufgaben gegeben, das heißt die notwen
digen finanzie llen Mittel bereitgestellt werden. Die 

'' ' • ~ „„' ' 1 " 1 1 , , 1 ' " 1 1 ' '' i' j 

Gemelnden ·sind nicht in der Lagü, allein die Gelder 
hierfür aufzubringen. 

In der Beantwortung der Anfrage kam zum Aus~ruck, 
daß man hinsichtlich der Luftverunreinigung gemein
s~m r~H den Ländern ~e$e Frage regeln soll. Es ergibt 
stcli aber, daß wir, was die Lärmbekämpfung angeht, 
absohtt in der Lage sind, in unserem Lande Voraus
setzungen zu schaffen, die die Mögl~chkeit bieten, die 
Lärmbckämp!ung durchzuführen. Es steht jedenfalls 
fest, daß Lufiverum·einlgung, Geräusche und Erschüt
terungen in einem für die Allgemeinheit erträgl!chem 
Ma!k gehalten werden müssen, das heißt, wir haben 
~ie Voraussetzungen zu schaffen, damit das Bestmög
liche getan werden kann. 

Wir erleben, daß uns in den Städten die Bäume itb
Rt.erbcn infolge Einwirkung durch s~urehaltfge Luft 
und chemische Abgasf'. Wir stellen fest, rl:iß wir 
jährilch große Mittel aufbringen müsi;cn. um immer· 
von neuem die Durch,grünung durchzuführen. Wir 
milsFlen in den Städten Durrhbrüche mad1en. um die 
Straßen zu entlüften. 

Es ist so. daß man bisher diese Aufgaben weitgehend 
der Privatinitiative überlassen und slch von der öffent
Echen Seite her zu wenig um die Lösung der Probleme 
gekümmert hat. Wie ernst aber diese Fragen sind, 
können Sie schon daraui; er:sehen, daß die Eui·up.äische 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl für diesbe:züglkhe 
Forschungszwecke jetzt erneut einen Betrag '·on einer 
MiHion DM zur Verfügung gestellt hAt. kh glaube, 
auch wir ctqrf~n uns dann den Notwendigkeiten nicht 
verschließen, selbst Mittel aufzubringen, um die Ent
. giftung der Luft und die Lärmbekämpfung in ct.:e 
Wege :i:u leiten. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß besonders nach der 
von uns ·gesdlaUenen Bauordnung in den Häusern Ga
ragen erstellt werden müssen. Was das in den Städten 
bedeutet. da i;:ich die Abgase in den Straßen sammeln. 
und wenn Sie noch dazunehmen. daß hinsichtlicll der 
Lärmbt!kämpfung in alle-r Herrgottsfrühe die Omni
busge und Autoi:: ihre Standplätze verlassen. so kön
nen Sie ermessen, daß in den Sfädten die Krebser
krankungen besonders st<1rk !"incl . Wir mü~:=;en 7.. B. 
in Ludwigshafen feststellen, daß diese Erkrankung 
stark zugent)mmen hat. E!': ist auch so. daß durch die 
Ölheizung zwar zum Teil die Rauchbelästigung be
seitigt wurde - hier wurden gemeinsam mit der Indu
strie eine Reihe von Maßnahmen getroffen -, aber die 
Luft doch mit Schwefel geschw~ingert ist. Schwefel 
bedeutet wiederum eine starke Gesundheitsgefährdung. 
Man ist jedoi;h auch hier bemi'.iht, eine Entschwefelung 
zu err~ielien , Ich ,glaube, man :wllte auf diesem Gebiet 
versuchen' - 'wenn wir zu gesetzgeberischen Maßnah
men kommen -, daß besonders diese Frage mit einge
arbeitet werden muß, weil sich dadurch die Möglichkeit 
bietet, den Gesundheitsschäden entgegen:r.uwirken. Es 
ist so, daß uns jede Maßnahme notwendig erscheint 
und wir der Meinung sind, daß m 1m alles tun muß, 
um diesen tl'belstiind zu beseitigen. Hinsichtlich der 
Lärm'bcklim~fling, die örtlich durchzuführen ist, sollte 
man sehr schnell Maßnahmen ergre!fen. Wenn ein 
Düsenflugzeug die Sclrnllmauer durclibricht - das er
leben wir besonders in den Städten -, dann bedeutet 
das eine solch starke Er'Schütterung, daß diese sich nach-

. teilig auf die Gesundheit der Bevölkerung auswirkt. 
Auch in der Beziehung Follt~ man <lafür ~m;·gen, daß 
die Stärite von solclien Uberquerungen möglieh;; t ver
schont werden sollten. Wenn in einer Stadt von mor
gens 5 Uhr bis nachts 1 Uhr die Schienenfahrzeuge 
verkehren, wir .aiußerdem die Hausbesitzer verpflichtet 
haben, tn ihren Häusern Garagen e inzubauen, und 
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wenn mo1·gens um 6 Uhr . alle Sirene'il den Beginn der 
Frühschicht anzeigen, die Kirider unc:J. die Erwachsenen 
bereits in a,ller Fr:ühe durch den Lärm geweclü werden, 
dann hat das solche '.Nachteiie, daß m~ von den Beleg
scQ,aften in den B.etrieben t.in.Q. .,vop. qen ~indern in der 
Schule keine guten .~istungen mehr ei:wai;-ten kann, da 
die Menschen nicht ausgeruht sind. Es ist leider so, 
daß . ein großer -Teil an Durchgangsstraßen wohnt, die 
durch den Lärm beson~ers .in Mftleidenscha!t gezoge~ 
werden. 

Vf"ir müßten in d.er Beziehung also $9fort etwas tun. 
Ich bin sehr erstaunt darüber, daß der HelT Minister 
die Frage nicht so ern~t . pin}mt, wie wi~ das erwarten 
dürfen. Über . qie !'fotwendigkeit des qesundh~itssclmt
zes · gibt es viele Up,tei;-lagen, .:insbesondere tiber die 

. Kon!erenz für Lärmbekämpfung, die ·vor kurzem in 
München ~e~agt hat. . 

Zum Abschluß mochte ich . noch eine Feststellung tr~~
fen: Der Inhalt der Großen A.nfrage ist eine Sache, 
die die . Allgemeinheit angeht. Das ist keine Partei
sache, sondern efoe allgemeine Angelegenheit, die 
ernstlich beachtet werden muß. Wir müssen leider 
feststellen, daß Freunden von uns .in dieser Frage Vor
würfe gemacht worden sind. Unsere Freunde in Nord- · 
rhein-West.falen habe.n diese Sache aufgegriffen, da die 
dortige Bevölke.rung besonders unter den_ Dunstglocken 
zu leiden hat. Man hat versucht, un~ere Forderungen 
lächerlich zu machen,· weil wir gefordert habeq, daß 
man• alle Maßnahmen ti:eUen soll, damit die .. Dunst-· 

' glocken beseitigt werden und endlich wieder über den 
Städten des Industriegebietes de; bl.aue Hip1ni.el zu 
sehen ist. Man sollte eine solche .Frage nicht von. Par
teiagitatoren zerreden lassen, wie es geschehen ist. Es 
ist direkt eine lronie des ScllicJq;~s. daß /die CDU
Fraktion dieses Hohen Hauses die gieiche Frage auf
greift. Wir wollen de~ „blauen H immel", weil er uns 
notwendig ersQ:i.eint z.ur: Ge:lunderhalt)Jng der: Bewoh
ner. Deshalb ist .es notwendig, daß wir alles tun. Wir 
nehmen das, was .die Große .. N1!r9ge bel.nhaltet, sehr 
ernst. Es i.$t 1,1n.seres Ei:~cl~t~ns. notwendl.8-, daß man 
die Große Anfrage in die zuständigen Ausschüsse über.,, 
weis~, U:m der Regierung eine J::UI{e zu geben, einen 
Gesetzentwurf ~aldmöglic:J1st_ vQrzui~gen. 

(Bel!all bei der SPD.) . · 

Vh:epr!l.sident Rothley: 
'. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kohl {CDU}. 

Abg. Dt•. Kolli: 

Rerr Präsident! Meine 'sehr vei:ehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich noch einmal kurz zu Wort ge
meldet, um mit z.wei oder drei ' ~ätz~n Q~n eigentlichen 
Kernpunkt unseres Anliegens . z:u d.er Großen Anfrage 
zu erläutern. 

Im letzten l;lundestag wurde ·noch der § 16 der Ge.:. 
werbeordnung und 'der § '906 BGJ3. geändert, mit Zu
stimmung auch des BWldesrates. Diese b.eid.en gesetz
licben Bestirrunungen geoen unsei:en Qewerbeautsichts
behörden die Möglichkeit, zunäChst einmal mit den 
allernotwendigsten Dingep, zu begip.neii. die hier zur 
Bes.eitigung der Gefährdung der Bevölkerung durch 
Luftverunreinigung, Lärmbeläsügung und·· ähnliches 
ohne Zweitel er.forderÜCh sind. I~ . glaµl;>e, so bedauer
lich diese Entwicklung ist, die 'die Modernisierung und · 
dle T.cennisierung unserer Massenwelt mit sich gebracht 
hat, so wenig ist Grund zu der Annahme, die Dinge 
dramat!siei:en zu milssen. Es steht außer· Frage: Das 
sind zum Teil Vorgänge, die wir, so oder so betrachtet, 
gar nicht veränd.ern kö~en. Wenn der eine oder _andere 

---------·--···-· 

von uns einen Blick aus dem ·Landtag wirft und die 
·Große Bleiche j.n dieser Städt hinuntex·geht, dann hat 
er eine Fülle von Lärmbelästigungen zu beobachten, 

''· 
die gax: I:\icht zu, verändern sind. Wenn. wir unsere 
S.tadte in einem solchen Ausmaße aus- und umbauen -
auch unsere G~emeinden -;- wie das z.u beobachten und .. ' -• 

.noiwendig ist, dann dürfen wir uris nicht darüber_ . 
' Wuri.dern, wenn diese Baumaschinen eine Lännbelästi- · . ____ ~ 

gung von sich geben, die zum Teil - das muß man hin- · 
zu!ugen - filr die Anwohner nahezu unerträglich sind. 
Aber wir stehen 'hier vor der sehr schwierigen Frage: 
Sagen Wir .Ta zu diesem Ausbau der Gegebenheit und 
der Lebensgewohnheit der Bürger der Bundesrepublik 
oder sagen wir Nein. Und das müssen wir dann eben 
mit einbauen. Ich glaube, wenn Nordrhein~Westfalen 
diesen Weg einmal beschritten hat, um aus einem be
sonderen· Verhältnis heraus mit einem Emissions
gesetz für dieses La;nd ai;i der Ruhr, für diese~ Land der 
Kohle und des Stahls, .diesen Versuch zu wagen, dann 
haben wir' allen Grund, 'einmal abzuwarten. Es ist 
durchaus zutreffend, was der Herr Staatsse.kretär 
Junglas gesagt hat, in unserem Lande, .das · eine übei·
wiegend agrarische Str:uktur hat, auch eine ganze Reihe 
von industriellen Ballungsrällinen ausweist, in der aber 
Gott sei Dan1'; die Verhältnisse nicht so schlecllt sind 
als anderswo, haben wir im ·4ugenblick noch eine 
Pai:fse, um zuwarten zu. können, bevor wir einen Ge.:. . 
setzgebungsakt in unserem Lande durchführen. Da:i 
bedeutet nicht, daß die zuständigen Behörden ruhen 

_sollen, Herr Kollege Müller. Sie sollen von den gesetz-
lichen Möglichkeiten des § 16_ und des § 906 BGB .ifi - --= 
vollem Umfange Gebrauch machen, um das zu tun, was 
überhaupt zu tun ist. 

(Abg. Müller, Herbert: Der reicht nicht aus!) 

Ich bezwäfle1 ob wir auf die Dauer damit durchkom- -
men. Das· ist auch meine . M:einWli, . 

Ich glaube aber, für den Augenblick genilgt es. Wir 
sollten einmal hier die Ergebnisse abwarten. Deswegen 
können wir als Antragsteller mit der Beantwortung 
unserer Anfrage für heute zufrieden sein. Wir bestehen 
auch nicht auf einer Uberwe,isung fn den Ausschuß. 
Herr Kollege Müller hat zum Schluß eine . kurze Be- . 
merkWlg zum Thema „Blauer Himmel" gemachl Weru;i 
Sie sich, Herr Kollege - was ich zweifellQS untersteUeP 
darf -, mit dieser Anfrage genau beschäf.tigt haben, 
dann werden Sie Wissen; daß es hier keinen Streit 
um die Urheberrechte geben kann; denn lange vor 
der Wahlplattform - w.ie es so schön hieß - von Han
nover war der Bundesparteitag der CDU in Karls
ruhe. Auf diesem Bundesparteitag hat unsei· Freund 
~.'.r~' Meyers ~in große~ Referat· über dieses Thema 
gehalten, der gleiche Mann, der als verantwortlicher 
Regierungschef in Düsseldorf auch dieses Emissions-

. gesetz eingebracht. hat. Also dieser sozialdemokratische 
blaue Himrriel - .,__ 

(Abg. Haehser : Sje haben .den blauen Himmel 
verspottet, den Sie der Bevölkerung der Bundes

. republik vorgemacht haben! - Abg. Müller, Herb.: 
Sie haben doch über den blauen Himmel ge-

spottet!) 

- Herr Kollege Müller, ich habe über jenen blauen 
Himmel gespottet, den S~e der Bevölkerung der Bun
desrepublik vorg~acht haben. 

(Abg. Dr. Skopp: Sie haben den Sl?D-Ant.rag lä
cherlich gemacht! - Abg. Beckenbach: Den die 

SPD. versprochen hat!) 

- ,Herr Kollege Beckenbach, wer im Jahre 1962 in einem 
Industriestaat wie der Bundesr~publik yormacht, daß 
wir zu irgendeinem Zeitpunkt in den Zustand kämen, 

.;. 

--· 
~ ·1 „ 



1906 Stenographische Berichte des Land~es von Rheinland-Pfalz. IV. Wahlperiode 
·-- -··-----· 

(Dr. Kohl) 

wir hätten über unserem Indui>triE!'gebiet einen blauen 
Himmel, der legt meines Erachtens einen Maßstab an,, 
in dem er die :Mitbürger für töricht hält. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wenn wir schon einmal Ja sagen zur Industrie und 
der Produktion, dann müssen wir auch e'in Mindestmaß 
Ynn Belästigungen auf uns nehmen. Wenn ich so die 
e:rsoc Bank hier der verehrten Opposition betrachte, so 
könnte ich mir vorstellen, daß der eine oder andere 
Herr Oberbürgermeister oder Bürgermeister ganz gern 
etwas mehr industrielle Versclunutzung in seiner Stadt 
in Kauf nimmt, wenn dadureh das Gewerbesteuerauf
knmm<"n oder ein sonstiges Aufkommen erhöht wird. 

(Abg. Dr. Skopp: Aber nicht halb soviel wie in 
Ludwigshafen!) 

- Herr Kollege Dr. Skopp, wir hatten im lf>tzten Jahr 
eine sehr scharfe Aussprache wegen einer Industrie
<msiedlung in einer Stadt, die Ihnen nicht ganz unbe
lrnnnt ist. Ich glaube, Sie haben in diesem Moml!'llt 
•md1 erst nach dem Steuergeld und SteuerautkommC'11 
geblickt und dann erst nach der industriellen Ver
schmutzung. 

(Abg. Dr. Skopp: Trotzdem mache ich. solche An-
trage nicht lächerlich!) · 

Ma&en wir uns doch hier nichts vor. Das Ist keine 
Frage, auch wenn Sie dabei unruhig werden. aus der 
dieser oder jener parteipolitisches Kapital schlagen 
könnte. 

(Abg. Dr. Skopp: Wir sind gar nicht so unruhig 
wie Sie!} 

Es ist taL<;äd11ich unser Schicksal . . . . 

(Abg. König: Sie werfen alles durcheinrumder. 
V'{;1.._ in<ir.tlt die CDU in Nordrhein-Westfalen?) 

- Sie gewinnt die Wahlen, nehme. ich an. Herr Kollege 
König, wenn Sie mich so konkret fragen, muß ich 
«ueh konkret antworten. Wir sind ja elnst\1.1eilen noch 
lm Landtag von Rheinland- Pfalz und nicht in dem 
von Düsseldorf. Ich weiß nicht, ob Sie das Bestreben 
r:adi dort haben. Jedenfalls bin ich der Meinung, wir 
sind hier noeh nicht im Landtagswahlkampf. Hier ging 
es lwi dieser Großen Anfra ge dei:- CDU darum, die 
I ,andesregie rung zu ermuntern, von den gesetzlichen 
Be~timmungen , die jetzt auf Grund des Bundesrechts 
vorhanden sind, Gebrauch zu machen, die Entwicklung 
m unserem L ande aufmerksam zu beobachten, auch 
zu beobad1ten. welche Auswirkungen das Emissions
gesetz in Nordrhein-Westfalen hat, um zu einem gege
benen Zeitpunkt eventuell auch gesetzgebetisch aktiv 
zu \Verden. 

kh darf in diesem Sinne für meine Fra ktion erklären, 
wir i;ind m it der Beantwortung unserer Anfrage zu
frieden. und wir sehen keinen Grund zur Überweisung 
in den Ausschuß. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Rothley: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten K.ranz.
bühler (FDP}. 

Abg. Kranzbühler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist wohl 
nicht meine Aufgabe, in d iesiem Sinne fortzufahren, 
daß wir die Angel~genhe.it aus einer guten sachlichen 
Atmosphäre nun mit Gewalt in eine parteitaktische 
Situation hineinbringen. Es ist Herm Dr. Kohl insofern 

,,,.,,„ .•.•.• „„„„11•11,,, ••.•. 1 '' 

zuzustimmen, daß etwas mißlich ist in der P olitik: 
Wenn man eine gute Sache zu einem Schlagwort ma
chen will, dann gerät man in die Gefahr, daß das 
Schlagwort verbraucht wird. Ich glaube auch bestimmt 
fmnehmen zu dürfen - mindestens aus dem Munde 
unseres verehcten Kollegen Müller - , daß der „blaue 
Himmel" über dem Ruhrgebiet nicht mit „blauem 
Dunst" zu verwci::h:;eln ist . Wir wollen uns auctt keinen 
blauen Dunst in dftt Sache vormachen, sondern w ol
len die Dinge rein sachlich sehen. D as hat mich vet·
anla.ßt. eln paar Sätze nunmehr in sachlicher Fom1 
\•orzutragen. 

Ich darf den Dank unserer Fraktion für die Initiatoren 
dieser Anfrage aussprccllen. Es ist allerdings - da<; 
kommt mir heute zut'? drittenmal zum Bewußt.<>~in -
tatsächlJch nicht ganz richtig, daß wir hi~r dauernd in 
der F'orm von Anfragen die Dinge vorbringen; denn 
es besteht die Gefahr, daß die Angelegenheit wiederum 
in keinen Ausschuß kommt, so daß wir als parlamen
tarische Volksvertreter keine Gelegenheit haben, die 
A1·beit aufzunehmen. leb nehme d:ie Schuld auf mich; 
wir hätten au.eh aktiv werden und e inen Antrag dar
aus machen können. Dieser Antrag hätte uns minde
stens die Gelegenheit gegeben, die Dinge hier zu be
sprechen. 

(Abg. König: Sie machen blauen Dunst 
im Landtag ~) 

Nachdem schon die Stichworte gefallen sind, möchte 
ich hier auch unser Stichwort in Ihre Erinnerung zu
rückrufen. Anläßlieh der vorjährig(!n Etatberatung, als 
wir ü~r die Gesundheitspolitik auf Grund der Er
richtung des Bundesi;iesundheitsministerinms dehiüti~rt 
haben, hatte ich die Ehre, von. dieser Stelle aus Ihnen 
einige Umstfulde unter dem Schlagwort des zivilisa
torischen Summation straum;:is zu nennen. <.TE'tzt. hal 
die Presse C3 aber r ichtig aufgenommen ~nd . wird 
auch nicht "Zivillsationsdrama" daraus machen.) Das 
z.iviUsatorische Summationst.rauma ist die Summe all 
der Einwirkungen, die durch die industrielle Verände
rung der Landschaft und der Lebensbedingungen aur 
uns wirken. Dazu gehört das Thema der Verunreinigung 
der Luft und das Thema des Lärms. Trauma hat aber 
-weiterhin eine Bedeutung - nun wU1'Cle iel.t doch bit
ten, Herr Dr. Kohl, das mit Bewußtsein aufzunehmen, 
was ich j etzt sage. · 

(Heiterkeit im Hause.) 

Trauma hat aber weiterhin eine Booeutung, und zwar 
insofern, daß es auch den Tatbestand bezeichnet, daß 
die Wirkungen im Menschen sichtbar werden, nämlich 
als Schädigungen, Herr Dr. Kohl, wir können das R ad 
del' Geschichte nicht zurückdrehen. Wie die Herren 
Oberbürgermeister Interesse an dem Ckw-erbesteuer
!lUfkommen haben, so haben wir Interesse , daß die 
modernen ~undhei~inriehlungen verstärkt und 
verbessert werden. Aber, Herr Dr. Kohl, Sie wollen 
doch nicht ges~t haben, daß wir deswegen ohnmäch
tig' zU:SC!laüen .so:llteii. · 

to III 1 

(Abg. Dr. Kohl: Habe ich gar nicht gesagt!) 

- Sie haben es so gesagt. 

(Abg, Dr. Kohl: Nein!) 

- Sie V1t0lle:ri es ntdtt gesagt haben? 

(Abg, Dr. Koh1 : Nein!) 

- Dann strmm.~n Wir darin Ubei:-ein . 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Kranzbühler , das ist jetzt 
· • „ • „ „ · · „. „ ·ein Trauma bei Ihnen!} 

daß wir die schädlichen Auswirkungen vereint ab
wehren müssen. Eines h~ben wfr aus der Antwort des 
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Herrn Staatssekretär J.unglas ent~ommen. Pie Zustä.P,
digkeit der Abteilung des Sozfa11.miriisterlums ist eben 
nicht ausreich!!!nd für ein so komplexes Phänomen -
ich will es jetzt einmal durchaus wissenschaftlich sa
gen-, wie es dlese trai,unatiS.chen Scbä~ig'l.!ngen in~olge 
der z.lvill.satorlschen, der technischen und industriellen 
Ein.Wirkungen darstellen. 

Ich darf ein kleines Beispiel nennen, Herr Dr. Kohl: 
An de1· Ortsausfahrt von Rbeingönheim ist eine Apo
theke. Der Apotheker hat mir gesagt, daß er jede 
Woche.~ paar alte Leute von der Straße ohnmächtig 
aufliest und wieder lebendig macht, weil sie durch 
die Abe:ase der dort stehenden .Autosch13.ngen gele
gentlich- ohnmächtig werden. · DieSe alten ;t;.eute kön
nen nicht mehr weit gehen und bleiben dann stehen, 
um dem Verkehr zu~$en, i.µ1d fallen dann ohnmäch
tig um infolge der Einwil'll.ung dj~er .A,bgase._ Sie 
werden doch zugeben, die Behebung eines solchen Miß
standes geht üb.er das ·vermögen eines Ministers und 
Ober das Vermogen eiii.es normalen Staatsb:ürgers hin
aus. Hier band,elt es sjch. um eine OC;lUe ~fassen.de 
Zeiterscheinung, deren Bewältigung ein Zusammenwir
ken aller Faktoren und aller Kt:äf~ erf<;>rd,.ert. 

Ich nehme diese Anfrage und ihre Thema~ zum An
laß um darauf hinzuweisen, viras geschehen ist auf der 
Bu~desebene, daß man nämlich dort erkannt hat: Die 
Gesundheit cles Bund.e.sbürgers ist ejn Politikum ersten 
.Ranges. Diese .. Erken.ntnis .9.Ar.f„ ~i.9ht. Jl~f. d~e B}lJ?,d:e'S
ebene beschränkt bleiben, .sondern muß auf der Läx)
derebene foi·tgese-J;zt werden, Es ist eine . Kodifikation 
von Maßnahmen und Überlegungen bis hinunter .zu 
jedem einzelnen . Teilnehmer unseres. Verkehrs- und 
Wirtschaftslebens . !.'lrf Pr4~rli~, wn trotz der zwangs
läufigen Veränderungen unseres 4qens durch die 
schädlichen Einwirkungen das Leben menschenwürdig 
und menscb.enmäßig zu erhalten. Hier sind, festgestellt 
aus dem Munde qes :f{errn Regierungssprechers, die 
gesetzlichen Hilfsmittel allein nicht ausreichend. Dar
über hinaus .sfucl _:;i.l;i~r. _a,_ug-i _d!e Jetjlt;!!!cl!-~n ~~ßnah~ 
men ntcht ausreichend. Es muß no.ch sehr viel For
schung betrieben . werden, um diese Lärmquellen. zu 
entdecken und die. EmJ.ssioIJ,Squellen zu verändern. 
Zur Sache selbst eine kleine Bemerkung: Daß wir 4as 
nordrhein-westfäÜsche E;missio~gesetz nicht ·einfach 
imitieren können, hängt eben mit der besonderen 
Struktur uns'eres. J,andes zusainmen . . .'.$ei uns sind die 
Chemischen Werke und die Zementwerke Randerschei
nungen, wie z. B. drüben in Hessen ·die Dyck.erhoff- -
Werke, die von dort her ihre Abgase herüberblas.en. 
Dazu wilrde unsere G_es~~bµngsma~t sowieso nicht 
ausreichen, um· diese Emissionen abzustellen. Wir 
wollen das o.ffen zugeben. Hier ist auch eine Schatten-· 
seile unserer föderalistischen :Konstruktion. ;Es gibt _ge
wisse Tat.bestände in da- Politik, die über die .Landes
grenzen und die Duodezstaaten des ~ittelalters hin
aus~ehen. Wir sind gezwungen, in der Gesetzgebungs
maSChine Tatbestände; dle ütierall diskutiert -werden, 
eventuell auch zur Materie des Lanqesgeset.zgebers 
Z'Q. machen. Ich will Ihnen das nur ergänzend dazu 
sagen. 

Unsere Verantwortung ist nicht damit erloschen, daß 
wir mehr oder minder polemische Worte wechseln, son
dern daß wir alle das als efue Anregung betrachten, 
hier demn!icb.st einen Antrag zu stellen, der v:on .allen 
Fraktionen unter!ltützt wird, da!llit Dinge, die wir 
ändern können, Stück für Stück. durch die Legl.slatiye 
geändert werden. 

Vizepdsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Haehser (SPD) . 

. „ 

Abg. Haehser: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube fast, daß die. heutige Landtagssit
zung im Zeichen von geglückten und mißglückten 
Ausschußüberweisungen stehen wird. Auch in diesem 

· Falle ergibt sich . ganjt o!~enbar wieder eine Debatte, 
ob :i;nan das Thenia weiterberät oder - wie vorgeschla-

' gen - für erlecÜgt . betracht~t. Kann man nodl Ver-. 
ständnls dafür haben, ·daß Ihre Große An.frage II/449 
bezüglich der Beheb'l,lng des Mangels ·an Pflegeperso
nal von der Ausschußberat1U1g ferngehalten wird, so 
.scb.e4J,t mir aber, daß man es bei der Drucksache II/433 
an jeglichem Verständnis mangeln lassen muß. · - · 

Es ist nicht so, meine Damen und Herren, daß man sagen 
kann, mit der Beant\vortung durch die Regierung ist 
das Problem erledigt. Das in Ihrer Anfrage angeschnit
tene Problem - über U1·heberrechte, das ist gesa-gt · 
worden, wollen wir nicht streiten - Ist nicht einfach 
von .der Tagesordnung abzusetzen. Darüber muß man 

. welterqeraten, und die sozialdemokratische .Fraktion 
ist zu dieser weiteren Beratung bereit. Ihnen, meine 
Damen und Herren, möchte ich sagen, damit bei keinem 
der Eindruck. entsteht, als sei versucht worden, mit 
der Drucksache:rr1433 blauen Dunst in diesem Hause z.u 
erzeugen, Sie müssen doch bitte als Antragsteller.- ~
reit sein, mit un.s, die wir Ihrem Anliegen zur Weiter
beratung verhelfen wollen, der Ausscb.ußüberweisung 
zuzustimmen. , 

Unser Kollege Müller hat es angeregt, wir grei!en es 
als Fraktion auf, und wj.r bitten Sie als die Antragstel
lerin, damit einverstanden zu ~ein, daß der sozialpo
litische Ausschuß, der Hauptausschuß und der Finarti:.. 
ausschuß sich mit diesem Thema weiterhin beschäf.-.. 
tigen. 

'(Bhlfall l:!ei der SPD.) 

Viz~~räsident Rothler: 
.· ... 

Das Wort hat deJ:.Jie.n: ,Apgeordnet~ Dr. Kohl {CDU} . • ·'""=··~~ 

Abg. Dr. Kohl: 
Herr Präsident! Meine s,ehr yerehrten . Damen und 
Herren! Ich dad, weil insb.esondere eler Herr Kollege 
Kranzbühler - ,ich weiß nicht, bewußt oder unbewußt -
mebe AÜS.führunien in' einem entscheidenden Funkw. 
mißverstanden hat, noch einmal kurz feslstellen: Un
ser Wollen ~st zi.inäcb.st. - ich betone ausdrück.lieh ziJ
nächst - mit dieser Anfrage. en:eicht. Die Reglerwig 
hat hier eine A.ntwort gegeben, die in den wesentlichen 
Punkten fi.i.r uns befriedigend ist. Wi.r sind der Auf
fassung, daß wir zum gegebenen Zeitpunkt noch ein
mal über diesen Fragenkomplex sprechen müssen. 

Es ist keine Rede dav<Jn, Herr Kollege Haehser, daß 
hier der Versuch gemacht werden soll, eine Sache ab
zusetzen. Aber jeder, der mit den Dingen etwas zu tun 
bat - und ich fürchte, nicht jeäer, auch nicht jeder Ab
geordnete, der sich draußen dazu äußert, hat häufig 
etwas damit zu tun - - -

(Widerspruch bei der SPD: - Abg. König: Es ob-
. liegt Ihnen nicht, das zlibeutteilenl) 

- . D?ch, Herr Kollege König, sonst könnte man zu die
ser oder jener Äußerung in Zwischenrufen vorher. nicht 
gekornm~n sein. 

(Abg. König: Jeder Abgeordnete hat das Recht, 
hierzu etwasi zu sagen! - Abg. Völker: Das kön-
. nen Sie picht°beurteilen!) 

·Jeder, der mit diesen Dingen etwas zu tun hat, weiß 
ganz genau, daß die Auswirkung der bundesgesetz-:
lichen Änderung de!; § 16 der Gewerbeordnung und des · 

;;. 
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~ 906 BGB noch nicht abzusehen ist. Es sind at,1ch nicht 
ubzu~ehen die Erfolge oder vielleicht Mißerfolge, wir 
·.d!!~en e8 nicht, des nordrhein-westfälischen Emis
!;irmsgesetzes. 

Der Herr Kollege Müller hat hier die Interparlamen
tarisC'he Arbeitsgemeinschaft z;tiert. Gerade dieser 
Kreis. in dem s ich Bundes- und L-andesparlamentarier 
zusammengefunden haben, hat empfohlen, die Erfolge 
und Erfahrun~en abzuwarten. Wir stehen - machen 
wil· uns d()ch gegenseitig nichts vor - doeh vor recht 
nrbeitsreid1en Monaten. Wir haben im kommenden 
FriihJahr Wahlen. Wir haben eine Fülle von Gesetzes
vnrJ;igf'n, die wir in diesem Hause noch gemeinsam 
bewältigen wollen; ich darf das noch sicherlich unter
stellen. 

Es geht doch nicht nur darum, aus parteipolitischen oder 
all~emeinpolitischen Prestigegründen eine Anfrage 
hier einzubringen, womöglich in die Ausschüsse zu 
bringen , in Form der Beschäftigungstherapie, ~ondf!rn 
hier ~eht ei: darum - - -

(Widerspruch und Oho-Rufe bei der SPD.) 

- Dom. ich i:age es noch einmal, so wie ich es gemeint 
habe. Hier geht e.r:; für uns als CDU-Fraktion darum, 
daa wir die Landesregierung - ich sage es noch ein
mal - mit dieser Anfrage ermuntern wollten, die ge
setzlichen Bes timmungen in aller Härte hier anzuwen
den. kh könnte mir vorstellen, daß wir - wenn ich un
.serPn Arbeitsplan überschaue - nicht mehr In dieser 
Legislaturperiode, aber doi:-h im neuen Landtag zu ei
nem eigenen Gesetz kommen. Hier stimme ich dem 
Kollegen Müller zu; Es kann nicht das gleiche Gesetz 
wie in Nordrhein-Westfalen sein ; die Verhältnif'le sind 
\'iillig ver~chfeden. Ich glaube, he'Ute geht es nicht dar
um. geglückte oder mißglückte Ausschußüb<?rweisungen 
vorzunehmen. Herr Kollege Haehser; es geht aber auch 
nicht darum, geglückte oder mißglückte transzendente 
Begriffe in eine Vorlage hineinzubringen. die nicht drin 
sind. Ich glaube, Herr Kollege Haehser. wir haben uns 
ver;-;lcinden. Ich bin überzeugt, wir sollte-n diese Vor
lage nicht in den Aus-s<'huß überweisen. 

' ' izcprä..<Jident Rothley: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. kh sehließe 
<lic Be>~prechunli(. Es ist Aus!<C'hußüberweistmg be~ntragt 
worden. kh laFse darüber abstimmen. Wer d~mit ein
vers tanden is t , daß diese Große Anfrage in den Sozial
politischen Ausschuß, den Hauptan!l'sC'huß und den 
Haushalts- und Finanzausschuß überwiesen wird, den 
darf ich um ein Handzeichen bit.1.Pn, - Die Gegenprobe! 
- Das letztere Is t die Mehrheit. Damit ist die Große 
Anfrage als erledigt zu betrachten. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Bau eines Saar ... Pfalz-Kanals 

- Drucksache II/463 -

Die Begründung erfolgt durch den Herr Abgeordneten 
Merz ($PD). It:h ei·teile ihm das Wort. 

Abg. Merz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Über die 
Vora ussetzungen zu einer gut funktionierenden Ver
kehrliwirtschaft in unserem Lande haben wir uns in 
diesem Hause sdi.on wiederholt unterhalten. Obwohl 
wir uns normalerweise mit dem Straßenbau befassen 
oder mit den Problemen der Autobahn oder aber mit 
der Elektrifizierung des Schienenweges usw., nimmt 
al:>cr unsere heutige Große Anfrage, den Saar- Pfalz-

Kanal betreffend, eine so überrai>:ende Stellung ein, 
daß andere· Probleme weit zurückstecken müssen ge
genüber dem, was nun auf uns zukommt. 

Wir haben diese Beurteilung dem Umstand zuzus<'hrei
ben. daß der Saar-Pfalz-Kanal bereits gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts von der saarländischen Wirt
schaft gefordert worden ist, daß d ieses Problem im 
Laufe der Jahrzehnte immer wieder aufgegriffen wurde 
und bis heute noch nicht zum Verstummen kam. Das 
ist, meine Damen und Herren. immerhin eine Voraus
setnmg, die weit über den Rahmen hinau..c;geht, den 
wir bisher über die Verkehrsverhältnisse und die Ver
kehrswirtschaft in Rheinland-Pfalz bei dP.r Diskussion 
zugrunde legten. 

Natürlich "ist es bei. dem umfassenden Problem des 
Saar-Pfalz-Kanals doch richtig, daß Pro und Kontra 
in der Diskussion nicht verstummen . Es ist mit. Nach
druck darauf hinzuweisen, daß der Gedanke für den 
Saar-Pfalz-Kanal zu einem Teil schon geboren worden 
ist - vor 80 Jahren etwa -, aL~ im Saargel:>it>t fiir rlif' 
rndustrialisierung eine einzigartig gute Standortbe
dingung bestand. 

Diese Verhältnisse haben sidi. im Laufe der Jahrzehnte 
veriindeft. Bedenken wir eintnal, daß inzwischen das 
Saar~<\nd ,yi~rmal, seine p9liti:;;che Zugehörigkeit än
d~rte und zwis<:tien dem Auf und Ab auch die Dis
kussionen Uber die Errkhtung des Saar-Pfalz-Kanals 
einfaC'h zu kurz kommen mußten . 

Hinzu kommt ein Umstand, der auch nicht un~rwi=ihnt 
bleiben dal'f, der aber mlt die Ursache dafür ist, daß 
nun der' Saar'-Pfalz-Kanal gefordert wird. Aus dem 
ehemaligen llandgebiet Saarland ist wieder ein Stlkk 
Deutschland geworden. Und wir wollen hoffen, daß es 
auch in Zukunft gesehen so bleiben wird, das h t:ißt, daß 
mit der Verpfiechtung mit Rheinland-Pfalz, w irtscha ft
lich gesehen, eine ebenso enge wie geschichtliche Zu
sammenar beit im Vordergrund steht. 

Natürlich ist es heute hier niC'ht m e ine Aufgabe, über 
d<'n ~rro1g u'nd di~ wirtsdi;;J'tlichen Aspekte - betriebs -

. wirtschaftlicher;· verkchrs- und volkswirtschaftlicher 
Art - vom Standpunkt des Saarlilnders aus zu urtei
len. Uns als Pfälzer interessiert der Kanal in erster 
Linie, weil er durch die Pfalz zieht. Deshalb müssen 
wir uns. weitgehend damit befassen. Seit Bei;tehen 

. der Saarwi.rtscilaft ist die Tatsache zu verzeichnen, daß 
s ich der , Absat~ d~r saarländis<.'hen Industrieerzeug
nisse in. der Hauptsache nach Süddeutschland konzen
triert. Das ist etwas, was aU<.:h wi;lmmd der Trennung 
ooz.usagcn al& Lebensnotwendigkeit feststand ; ob das 
Saarland zu Frankreich gehörte oder ob es ein soge
nanntes Niemandsland war, immer war der normale 
Weg der Abllatzorientierung nach S1.iddeut!'chland. Und 
diese Orientierung fand nur auf zwd Wegen s tatt, ein
mal ilber Straßburg, über Ludwig~ha!en-Worms oder 
irgendeinen anderen rhein1and- pfälzischen Umschlag
platz.. Man könnte sag<;n ; Ja, bi sh t>I' (HH d odi ~lne ;dem
iich günstige Verbindung bestanden. sowohl mit der 
Buhn nach Straßburg als auch nach Ludwigshafen, und 
außerdem splelen die Verkehrsverbesserungen, die im 
Laufe lkr letzten Jahre eingett·etcn sind - Autobahn, 
Elektrifü;ler.w:ig - eine große Rolle, wodurch d ie künf
tige Wi'rt<\dfaftslage im Saarland dorh nicht als so 
scllwierig zu beurteilen ist, wie es heute geschieht. 
Wenn eine Großwirtschaft wie das Industrierevier im 
Saarland auf einen einr.lgen Vel·kehr~träger angewie
sen is t, dann ist dies - standortmäßig gesehen - immer 
ein Nachteil. Wir haben, solange das Saarge biet unter 
französischer Verwaltung stand, den Direktweg nach 
Straßburg gehabL Sie wissen, daß mit der Übernahme 
durch die Deutsche Bunde:sbahn heute noch ein jähr-
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liches Frachtdefizit von rund 30 Millionen DM bestebt; 
darüber braucht nicht diskutiert zu werden, .denn es 
ist leider eine Tatsache, daß die. Anpassungsmöglich
keit von der Schien.e zu einer Fracb.tverbilligung nicht 
ge!unden werden kann. Trotz aller Ausnahmetarife ist 
dieser Nachteil vorhanden, und die Wettbewerbsfähig
keit muß nachteilig beeinträchtigt werden, wenn es 
nicht gelingt, einen billigen und güns.tigen Wasserweg 
zu schaffen. Das Saarland ·Hegt · als eiri Gebiet der 
Montan-Union in .der . Bund.esrepublik immerhin an 
ZW'e.ite.r Stelle, und es .. hat mit einer Erzeugung von 
rund 16 Millionen Tonn·en Kohlen und 4 Millionen 
Tonnen Rohstahl doch eine Bedeutung erreicht, die 
insbesondere wir als Pfälzer nicht unterschätzen dür
fen. Es kann uns im ganzen Lande RJ:i.einlan<l-P!alz 
nicht gleichgültig sein, ob im neuen Nachbarland der 
Pfalz e ine Industrie .beheimatet ist, die. krisenanfällig 
ist oder aber zu einem gesunden, blühenden Gemein
wesen führen kann. 

Das sind immerhin beachtliche Fragen, die mit dem 
Saar-Pfalz-Kanal zusammenhängen und die durchaus 
berechtigt sind, heute gründlich diskutiert zu werden. Es 
wäre falsch, wenn ich auf Einzelheiten eingehen würde, 
die den .Bau und die Kosten :b.etref(en, was die Trassen
führung angeht oder welche. Frachtvorteile später her
auskommen. Das sind Dlnge, deren Beurteilung man 
den berufenen Fachleuten überlassen sollte. Die Große 
Anfrage meiner Fraktion fordert deshalb nur im 
Grundsatz von d.er ~nde~~g~e.rung e1ne entsprechende 
Erklärung über ihre Ab.sichten und Gedanken hier:über . . 

Nicht allein die lokale Bedeutung darf heute her~l.!S- ... 
gestellt werden, sondern es gilt zu bedenken, daß das 
Saarland und die '.Pf~l?:. mit d.er .Entwi.cklu~g per ~WG 
ver ganz neue Aufgaben gestellt werden, Man muß 
auch den Blick auf die Entwicklung der Montanindu
strie in Holland, Belgien tmd Frankreich richten, und 
man muß überlegen, welche Probleme mi.t der Kana
lisation der Mosel heute schon grei:{bar geworden sind 
zum Schaden des SaArlandi;:s, ~Ir . sQltte!'l früh:i;~itig 
erkennen 1.md ilb.erleg~p, wie diese Umstellung von der 
früheren Randlage des Saarlandes auf die heutige Ze11:- . -
tralstellung für unser Land am besten genutzt werden 
kann. 

Und dann, meine Damen und '.Herren, achten Sie auch 
darauf, daß mit dem Kanal durch dte.P!alz eine Ver
besserung .unserer Wirtschaftslage eintritt, daß l3e~ 
triebsverlagerungen von einem Platz z1,1.tn anderen be
sondere Vorteile mit sich bringen, daß das Verl.l:ehrs
gewerbe profitiert, mit anderen Worten, daß eine Ini-· 
tiative enttaltet wird, wobei zweifellos au! Grund 
der guten Erfahrungen, sowohl innerhalb des deut
schen Bundesgebietes als auch in der übrigen Welt, 
der Bau der Wasserstraße durch die Pfalz sich als 
richtig herausstellen wird. Bei einer Gesamterzeugung 
von rund 20 Millionen Tonnen kommen dem Wasser
weg etwa 8 Millionen Tonnen zugute. Das ist eine 
Berechnung, die heute auch den Verband der Pfälzi
schen Industrie und ebenso die .Industrie- und Han
delskammer für die P.falz in Ludwigshafen veranlas
sen, sich für die Errtclltung d ieses Kanals einzusetze)l, 
so daß an seiner verkehrsbedJ.ngten Notwendigkeit nicht 
zu zweifeln ist. Die Erfahrung lehrt ferner, daß über
all qort, wo Kanäle gebaut worden sind, das Verkehrs-· 
volumen von Jahr z.u Jahr wächst; nirgendwo ist nach
zuweisen, daß es µfrigekehrt. wäre. 

' ' 
Die Fraktion der SPil glaubt daher, mit der G;roßen 
Anfrage die Forderung verknüpfen zu sollen, daß man 
von · seiten der Landesregierung diesem Problem nicht 
nur die nötige B~aehtung schenkt, sondern auch den 
Bau dieses Kanals im Interesse der Bevölkerung und 

\" 
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der Gesamtwirtschaft ernsthaft in Erwägung ziehen 
sollte. - ' 

I~h bitte im Namen meiner Fraktion, die Große An.~_.cc:.~ .. ~. 
!rage dem Wir.tschafti;;aus.schuß zur weiteren Behand- . -· 
lung zu überweisen. 

' ' " 

{Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Die' Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
pen Herrn Ministerpräsidenten. Ich erteile ihm dru; 
Wort. 

· Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

, ',, I 

.1 

.. · .. 

E.err Präsident t Meine Damen und. E:erren! Zu 4ero. 
le:t.zten, der übeiweisung der Großen Anfrage in einen „„ ,.,_ • .,. 

AuS'schuß, äußere ich mich nicht; das wäre eine Auf-
gabe des Hohen Hauses selbst. 

Der Wunsch nach einem 'saar-P!alz-Kanal ist seh\' 
alt, und sein Bau wird seit mehreren Jahn:e,hnteri. 
von den maßgebenden Kräften der Saarwirtschaft be-. 
trieben. Die Voral'beiten für ein derartiges , Projekt 
v.r?r~n, wie wie wissen, im Jahre 1939 bereits weit
gehend abgeschloss1m, als der ausbrechende zweite · · 
Weltkrieg diesen Plänen vorzeitig ein Ende setzte. 

Die Gründe für den Bau einer Wasserstraße von der 
Saar mit dem Anschluß an den Rhein im Raume Fran- . 
kenthal-Ludwigshafen sind. sicherlich in der schlechten 
Standortlage der saarländischen Schwerindustrie zu 
erbliCken. Traditionelle Absatzmärkte, sowohl für die 
saarländische Kohle als auch für die saarländische 

· "Stählproduktion, liegen seit eh und je, wie wir wissen, ·-
in Süddeutscbland.. So lief,l,'!rn .auch. bel.lJ~ IJQ~ ~ie i;aar:-„ .• „„„„ .. ;;;, 
Hindi.sehen Kohlengruben über ein Drittel ihl'er Pro- · 
duktion nach Süddeutschland und die saarländischen 
Hütten zirka 50· v. H. ihrer Stahlerzeugnisse auf den 
süddeutschen Markt. Dieser ist jedoch für dje Saarin- „ 

dustrie nur über Eisep.bahn Qder hel4,le m:ier die S.trf!ß_(t -·····„··
zu en-eichen. 

(P1·äsident Van Volxem übernimmt den Vorsitz.) 

Demgegenüber haben andere deutscll.e Industriereviei;e, 
111sbesonder:e „die ,Rµ,hr, den großen Vocteil, an eine 
Wasserstraße ange<schlossen zu sein, auf der Massen'
ggter billig transportiert werden können. Und dadurch . , 
entstehen für die saarländischen Erzeugnisse au! den 
althergebrachten Märkten Konkurrenzsituationen. Das 
ist unbestreitbar, und das war seit eh und je der 
Gru~d, :weshalb von. seiten der saarländischen Indu
strie und Wirtschaft der Bau ~iner Wasser~ti:aße nach 
Süddeutschland geford~t worden ist. 

Nun kommt noch ein \Veiteres hinzu, denn diese iin
mer schon bestandene Situatton einer ungünstigeren 
Standortlage der saarländischen Schwerindustde wurde 
zweifellos noch problematischer durch den Ausbau 
der Mosel zur GrQßschi!fahrtsstraße, weil diese ne\le __ . 
Wasserstraße _ den lothringischen . Industrierevier~ , . 
ebenfalls _große Frachtvorteile bietet, wodurch lotb
r ingi.sche Erze billig an die Ruhr und umgekehrt :i;tuhr
kohle und Ruhrkoks billiger nach Lothringen selie!ert 
werden können. Die Mose1, als GroßschiHahrtsstraße 
der Zukunft, geht aber, wenn sie einmal ausgebaut ist, 
d<.gegen an der Saarindustrie vorbei und bringt ihr 
im wesentlichen keine Transportvol"teile, da ein Trans
port von Massengütern über die kanalisierte Mosel und 
den Rhein nach Süddeutschland, also auf diesem Um
wege, einen Umweg bedeuten würde, der sich gegen- . 
über einem Saar-?!alz.-Kanal in mehr als 300 km aus:
drückt. 

' -
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(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier) 

Aus dieser Situation ergibt sich nach unserer Auffas
sung ein zweifaches; einmal der Wunsclt des Saarlandes 
nach einer kurzen und billigen Wasserstraße nach Süd
deutschland und zum anderen die Festotellung, daß 
die.~em saarländischen Wunsch durch den eben!alls aus 
Wirtschaftskreisen propagierten Ausbau der Sä:ar tn 
Ri<:htung Moselkanal nicht abgeholfen werden kann. 
Andet'erseits möcllte ich aber ebenso klar, wie ich dies 
gesagt habe, aussprechen, daß aucll die !ür den Bau 
eines Saar-P.falz-Kanals sprechen.den Gründe eicht ge
eignet sind, die mit dem Ausbau der Saar zur Groß
sch iffahrtsstra ße und ihrem Anschluß an den Mosel
kanal zus:ammenhängenden Fragen gegenstandslos zu 
mactJ.en. 

(Abg. Matt.bes: Sehr gut!)) 

l eh meine, beides sind Probleme verschiedener Art 
und müsl;en auch \~schieden gesehen, beurteilt und 
ent.3chieden werden. Beide Probleme stellen zur Lösung 
der saarländischen Wirtscllaftsproblematlk - das möchte 
id1 hier deutlich herauss tellen - also keine Alternative 
dar. Man kann nicht sagen, entweder das eine oder das 
;,ndere, sundtrn man muß die Frage auch hier in der 
Rangordnung der Werte sehen und. kann durchaus im 
weiteren Verlaufe der Entwicklung der Meinung sein, 
daß beide Vorhaben zusammen sich sicherlidl wesent
lich ergänzen können. 

(Abg. Matthe:s: Sehr gut!) 

Aus der Beurteilung dieser Gesamtsltuatlon ergibt sich 
die Eim:tellung der Landesregierung. Schon bei der 
llehc.ndlung der deutsch-französi~hen Verträge zur 
Regelung der Sa11rfroge und bei dem Gesetz tiber die 
Schiffbarmachung der Mosel habe ich am 21. Dezember 
ill56 vor dem Deutschen Bundesrat eingehend hierzu 
Stellung ~enommen. Vielleicht gestatten Sie mir, einige 
W<'nige Sätze aus dem Bundesratspr otokoll von damals 
zu zitieren. Ich hatte seinerzeit in dem größeren Zu,.. 
sammtnhang unserer Stellungnahme zu dem Gesetz 
gesagt: 

Wir sind uns alle durchaus bewußt, daß die in den 
Vertr äg(.>n •gefunden.en Lösungen von uns allen 
Opfer verlangen. Das gilt insbesondere auch filr 
die deutsche Bereitschaft zum Bau eines Moselka
nals, dessen Durchführung die Saar, das gesamte 
Moselgebiet in Rheinland-Pfalz und nndere deutsche 
Länder der Bundesrepublik vor neue Probleme, 
vor neue Schwierigkeiten, vor neue Notwendigkei
ten ~teilt. Deshalb muß der BundeSTat auch erwar
ten, daß die Folgen der Moselka nallsierung im in
neroeutschen Raum zur gegebenen Zeit zwischen 
der Bundesregierung und den Regierungen der 
Länder erörtert wer:den. 

Genau d as. was wir damals gesagt haben. ist eine der 
Fragen. die hier unter dem Sticltwort Saar-Pfalz-Ka
nal a ngesprochen sind. Und ich glaube, meine Damen 
unct Herren, ich habe durch die Zitierung des damals 
Ge~agten die in der Großen Anfra~ gestellte Frage, 
ob die La ndesregierung bereit ist, ents.prechende 
Schritte gemeinsam mit der Regierung des Saal'landes 
bei der Bundesregierung zu unternehmen, bereits be
etn twortet., und zwar mit d er Feststellung, daß die Lan
desregierung diese Schritte schon seit Jahr und Tag 
getan hat. 

Ich füge him:u, meine Damen und Herren, daß wir, 
insbesondere seit der Aktuali.o;ierung dieser sowohl 
technischen als auch wirtschaftlichen und politischen 
F ragen, mit der saarländischen Regierung in ständi
gem Kontakt stehe. Noch kürzlich habe ich darüber mit 
meinem saarländischen Kollegen Dr. Roeder konferiert 
und ihm bei dieser Gelegenheit die Versicherung gege
ben, daß die Landesregierung von Rheinland-Pfalz den 

saarländischen Wunsch nach dem Bau eines Saar-Pfa1z
Kanals bejaht und bei der Bundesregierung untet'
stützt.. Wir wollen uns darüber - so habe ich es noch 
dieser Tage mit meinem saarHindisdlen Kollegen abge
sprochen - demnächst hier in Mainz gemeinsam unter-. 

· · hal~i. "Es 'öestcht · cfä.bei auch darüber 'Obereinstim
mung, meine Damen und Herren, daß es sich bei dem 
Bau eines Saar-Pfalz-Kanals in jedem Falle um eine 
Bundeswasserstraße handelt, so daß deren Bau und 
Finanzierung in die Zuständigkeit des Bundes fällt. 

Im weiteren Verfolg wurde durch die Bundesregierung 
~in interministerieller Ausschuß zur Untersuchung aller 
mit dem Kanalbau zusammenhängenden Fragen gebil
det. Diesem Ausschuß gehöre n Vertret~ des Bun<les
wirtschart~mlnistt!l'.'turnli, des Bundesverkehrsmin iste
riums, des Bundesfinanzministeriums und weiterhin 
Vertreter des Saarlandes und Vertreter unseres Landes 
an. DE.·r Ausschuß hat zv.rei Arbeitsgruppen gebildet. 
Die eine Ö:ruppe"oc'faßt sich mit den Wet tbewerbsver
zerrungen durch d en Ausbau der Mosel und anderer 
Wasserwege" im süddeutscllen Raum (Neckar, Main 
usw.). Die zweite Ar~itsgruppe prüft d ie technischen 
und finanziellen Fr?.gen sowie das: voraussichtliche Ver
kehrsaufkommen des Saal.'-pfalz-Kanats. Dei.- Vertreter 
uns'2res Landes nimmt an den Beratungen beider Ar-
beitsgruppen teil · 
Vfollekht kann ma n von dem Ergebnis der bisherigen 
Arbeit sagen, daß man erstens den Ba u des Saar-P!alz
Kanals in der vorgesehenen Trassierung, also etwa von 
Frankenthal nördUch der Autobahn verlaufend bis 
nach Saarbrücken, für technisch durchaus möglich er
klärt. hat, daß zweitens die einmaligen Baukosten, und 
7.War nach dem P reisstand von 1960 - so lange konfe
riert nüm darüber schon -, mit l 350 Millionen DM an
gegeben wurden - binzu kommen dann nodl etwa 100 
bis l,~l) Millionen DM für d en Aulibau der Saar bis 
Dillingen - , daß drittens der Kanal für das 1350- Ton
nen-Smiff dimensioniert werden soll, daß viertens die 
jährlichen. Unt'E."rh!\ltungskosten auf rund 10,5 bis 11 
Millionen DM geschätzt werden und d~s fünftens als 
vo~~1ssl~tl~~ Tran sp<>rtaufkommen etwa im Jahre 
1970. 8,1 Millionen Tonnen ermittelt worden sind. 
Hiervon stammen a us dem pfälzischen Rawn a llein 
je 300 000 Tonnen in beiden Richtungen. 

Die Untersuchungen über die tariflichen Auswirkungen 
konnten zwar bis jetzt noch nicht abgest'hlol>'Sen wer
den. J1.'<ioch steht auch heute schon fest, daß der Was
serweg der Saarindustrie ganz wesentliche Frachtvorteile 
bringen und damit die Standortbenachteiligung der 
saarländischen Industrie in einem erheblichen Aus
maße b e.11elt.igen wii:d. Und das ist ja wohl der maß
gebende Ausgangspunkt für die ganzen Betrachtungen. 

Ich möchte schließlich der Objektivität halber noch an
fügen, daß der Bau eines Saar-Pfa lz-Kanals uns sicher
lich auch vor diese oder jene Problt!me unserer eigenPn 
Wirtschaft stellen wird, z.B. dffi Wasserhau:::halteF, wie 
wir sie bereits beim Moselausbau in ihrer Bedeutung 
und in ihren mancherlei 8chwi~rigkelten kennenge
lernt haben. Aber ich' meine, gerade die Erfahrungen, 
die wir beim Moselausbau b is jetzt. sammeln k onnten, 
würden uns bei der Oberwindung dieser Schwierigkeiw 
ten helfen und dienlich sein. Sie ~rürden jedcnfAlls, 
so meinen wir, kein Grund sein, uns den Lebcn.snot
wi:>ndigkeiten unseres :;aarländischen Nachbarn zu ver
schileßen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, d aß ich damit 
die in der Großen Anfrage gestellten zwei Fr agen ein
gehend beantwortet habe. Ich wiede rhole abschließend : 
Unsere Einstellung lst eine positive. Wie in der Ver
gangenheit, werden wir uns a uch 7.ukün.ftig aller Fra-
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gen annehmen, die sich bei völliger Wahrung der In
teressen der Wirtschaft unseres Landes aus der ·wirt
scli.aftllchen und verkehrsmä.ßigen Verfleclltung und 
aus der nachbarlichen Verbundenheit unserer beiden 
Bundesländer ergeben. 

(Beifall des Hatßes.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich eröffne die Besprechung. Das Wort hat Herr Ab
geordneter Dr. Skopp (SPD). 

Abg. Dt. Skop1>: 

Herr Präsid.ent ! Mdne Diun.cn ··.und Herren l Ich habe 
nicht die Absicht, in eine Besprechung einzutreten. Nach 
den ausführlichen Darlegungen des Herrn Mini.ster
prtlsiden ten glaube ich, erübrigt sich eine Ausschußbe
ratung. Wenn der Herr Kollege .Me.1'.Z vorhin vorsorg
lich diesen Wunsch angedeutet hat, so möchte ich mei
nen daß wir nach den Darlegungen, die wir soeben ge
hörl haben, auf eine solche verzichten l:tönnen. Sie wird 
jedenfalls von uns nicht beantragt. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Volxem: 

Erfolgen Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Große Anfrage beantwortet und der Punkt 
erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 11 der TagesordQung: 

Große Anfrage der Fraktio:i,. der SPD betreffend 
Zuweisung von Landesmitteln für den Ausbau 
von Kreisstraßen, Gemeindestraßen und Ge-

. meindeverbindungsstraßen 
- Drucksache II/474 -

Die Große A.nfrage ~viÄ'! begründet '-(On Herrn Abge- _ 
ordneten Dr. Haas {SPD). 

Abg. Dr. Ha.as: 

Herr Präsident!. Meine Damen und Herren! Lassen Sie . 
mich zum Schluß der heutigen Sitzung noch ein paar 
kurze Ausführungen machen zu Fragen des kommuna
len Straßenbaues, Ich werde dabei keinen A.ntrag auf 
Ausschußüberweist,mg stellen, so~dern ich hoffe, daß 
die Ihnen vorzutragen.den. Tatsjlcben so viel G~wicht 
haben, daß sie ohne AusschußbßJ:"atung die Landes
regierung veranlass.en, in der Methode und vor allen 
Dingen im zeitlichen Ablauf ihrer Bewilligungen von 
.Mitteln für den kommunalen Straßenbau eine Ände
rung eintreten zu lassen. 

Durch das Landesges_etz zur Anpassung des Rechnungs
jahres an das Kalenderjahr haben wir vom Jäh..re 1961 
ab eine Vorverlegung des Haushaltsjahres um drei 
Monate. Das Fin.anzausgleichsgesetz vom 12 .. Januar-1962 
brachte daneben eine erhebliche ~rhöhung der im 
Rahmen des Haushaltsplanes .des Landes zur Verfü- · 
gung stehenden Straßenbaumittel , für den Ausbau 
kommunaler Straßen. Diese Feststellung tritft zu so
wohl für die allgemeinen Mittel, die im Einzelplan 11 
Kap. 06 Tit. 614 mit rund 30 Milionen DM ausgeWiesen 
sind, als a:uch für die besonderen Straßenzuschüsse im 
Einzelplan 08 Kap. 06 Tit. 600 mit einem Gesamtbe
trag von 15 Millionen DM. 

Die kommunalen Baulastträger el"W'arteten nuri ·von 
dem Zusammenwirken beider Gesetze eine wesent
liche Förderung des Ausbaues ihrer e igenen Straßen, 
und zwar in doppelter Hinsicht. Sie glaubten, einmal 

durch die Vorverlegung des Haushaltsjahres au! den 
1. Januar wesentlich früher im Besitz endgültiger Be-_ 
willigungsbescheide zu sein und hofften damit, ihre 
Baumaßnahmen auch wesentlich früher einleiten zu" 
können als das in · de{l vergangenen Jahren der Fall 
war. Zum zweiten erwarteten sie von den erhonten 
Etatansätzen auch eine wesentliche Erhöhung der Zu-
weisungen für kommunale Straßen. -

Ich will mich heute hier nur mit der ersten Frage aus-· 
einandersetzen und will zu der Frage der Erhöhung 
der Mittel in aller Kürze nur folgendes sagen. Es ~st 
von seiten der . Landesregierung festgestellt worden, 
daß die Gemeinden und Gemeindeverbände eine Flut 
von Anträgen au! Bezuschussung kommunaler Stra
ßenbaumaßnahmeri gestellt hab.en, und es ist so mit 
dem Unterton der Warnung gesagt worden, man möge 
doch auch in dieser Frage - ich darf es einmal so sa
gen - etwas mehr Maß halten, sich also eine gewisse 
Zurückhaltung auferlegen. Wir sollten aber in der Tat
sache, daß die Gemeinden in diesem Jahre in erheb
lichem Umfange Einzelanträge auf Bezuschussung von 
Straßenbaumaßnahmen gestellt haben, doch nichts an
deres sehen als die Tatsach.e des draußen In unseren 
läri.dlichen Gemeinden vorhandenen Nachholbedarfs. Es 
ist keine kommum1le Körperschaft mr't Straßenbau~ 
rriaßnahmen derart belastet wie gerade die ländliche __ _ 
Gemeinde. - Sie ist unterhaltungs- und ausbaupfüchtig 
für ihre Gemeindeverbindungsstraßen, sie hat die Wege 
des inneren Ortsverkehrs auszubauen und daneben und 
darüber hinaus das welte Netz der Feld- und Flur-· 
wege, bei deren Ausbau die Mittel des Grünen Plan.es 
n·\.ir ei.nen Tropfen auf de~ heißen Stein darstellen. . 

Ich glaube aber, daß man .die Frage der Höhe der ge
gebenen Zuweisungen nicht so sehen darf, wie es nach 
einem Bericht der "Rheinpfalz" vom 31. März 1962 der 
Herr Kollege seibel anläßlich einer CDU-Versammlung 
in Pirmasens getan hat, wo ausgeführt wurde, bei der 
diesjährige~ Verteilung der 13 Millionen DM für die 
Landstraßen :rr. Ordnung und die Gemeindeverbin-

. 'dungsstraßen. sei '<'Jie Pfalz außerordentlich sChlecht 
weggekommen; denn sie hätte nur 2,5 Millionen DM 
erhalten, ein Anteil, der keineswegs der steuerlich.elil_ 

· Leistung der. Pfalz im Lande entspreche. Man hoffe, 
daß dieses Mißverhältnis im nächsten Jahr beseitigt 
werde. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß solche Fest
stellungen und Erklärungen in allen Teilen unseres 
Landes zu erreichen wären. Aber im Gesamtproblem 
.):l.elfen sie uns nicht weiter. . 

Ich will mich deshalb auf den zeitlichen Ablauf der 
Bewilligungen der Straßenbaumittel für unsere C!;1:
meinden bestbränken. Dazu is.t folgendes zu sagen. Ich 
darf diese AuSführungen madJ.en auf Grund der Ee
obachtungen im eigenen Land.kreis, von denen ich an
nehmen dari, daß sie auch für die ü.b,rigen Gebiett; 
zutreffend sind. Die Bewilligun,gsbe~cheide für die all
gemeinen Straßenbaumittel gingen bei den Landkrei-: · 
sen am 14. Mai d. J. ein. Sie erreichten die Gemeinden 
am 29. Mai. Das bedeutet, daß die Verteiluog dieser 
Mittel insgesamt fünf Monate in Anspruch genommen 
hat. Von diesen fünf Monaten benötigte dle Landes
regierung selbst 4% Monate, der Landkreis einen hal- . 
ben Monat für die Weiterleitung. Für die Durchfübrung 
der Baumaßnahmen, die Abrechnung usw. verbleiben 
unseren kommunalen Baulastträgern, zumindest in den 
Höhengebieten, dann nur noch knapp fünf Monate. Ich 
glaube nicht, daß diese zeitliche Abgrenzung in . einem 
rechten Verhältnis zueinander steht. Ich möchte mei
nen daß diese ZuweisungsbesCheide an die Landkreise 
und Gemeinden wesentlich früher ergehen könnten. 

•• / 

-r.r~ 

....... 1 
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Die verspätete Zuweisung hat niimlkh die Auswir
lrn11g, daf.S die Gemeinden in einem Zeitpunkt, in dem 
da~ Land bereits versucht. seine größeren Maßnahmen 
unterzubringen, kaum noch Aussicht haben, ihre weni
ger umfangreichen Maßnahmen bei den Unternehmern 
unterbringen zu können. 

leb darf au::: der eigenen Verwaltung folgcnriPs Rel
spiel anführen. Nach der Atts!'chreibung einer Bau
maßnahme mit einem Umfang von 50 000 DM Gesamt
kosten machte derjenige Bauunternehmer, der Aus
sicht batte , den Zuschlag zu bekommen, vor der Ertei
!ung des Zuschlags folgende Mitteilung: „Wie ich be
reits mitgeteilt habe, ist es mir leider nicht möglich, die 
Arbeit in der von Ihnen festgesetztt>n Frist auszuführen, 
da mir inzwischen vnn anderer Seite ein Auftrag über 
dm~ grüßere termingebundene Baumaßnahme erteilt 
wurde." 

Mein~ OnmE'n und Her"'°n! Tell darf in aller Offonheit 
sagen, es entsteht bei unseren ländlichen Gemeinden 
der Eindruck, daß man die Zuweisung der Landesmit
tel so lange hinauszögert, bis auch das Land selbst 
seine Mafinahmen baureif hat und so auch bei den 
Ba11unternehmern als Wettbewerber auftreten kann. 

1Ahg. B<'C'kenbach: Nur böse Zungen 
behaupten das!} 

- ld1 habe nichts imderes gesagt. Dnß dabei die klei
IH:>ri Gem~ind~n den kürzeren ziehen, dürfte sicher sein. 

Ml•ir1e l1>1mcn unrl HE>rren! Bei den besonderen Stra
ßf'm:uwf'l ,ungen i~t das Verfahren nicht übersic'htllcher. 
DiE t.<mdkrei~e waren aufgefordert - und eine iiolcht> 
:\ul'forden.mg; liegt auch für das kommende ,Jahr wie
der vor - bereit~ im September ihre Bauvorhaben an
zumelden. Der Landkreis Altenkircllen meldete dar
;1ufhin :Jfl R11uwirhab~n mit einem Gesflmtflll fwnnd 
von 1,2 Millionen DM an. Nach ein~ Besprechung mit 
dl'r Landesregierung wurde im Dezember rund die 
Hälfte der B<lllmaßnahmen ausgesichleden. Es verblieb 
nur ein Aufwa nd von 473 000 DM, ein Zeicllen dafür, 
d.aß man bei der Auswahl der verbleibenden Maßnah
men mich MöglichkE'it die billigsten genommen hat. 
Die endgültigen Bescheide, die einige Wochen später 
:ingekündigt wurden, sahen dann nur noch zehn oder 
e lf 13mnnaßnahmen mit einem Gesamtbetrag von 
;)5 () 000 DM vor. Diese Bescheide gingen ein tilr sie ben 
Ma !~n<1hmcn am 5. April, für etne Maßnahme am 6. 
Ap1·iJ, für zwei Maßnahmen am 24. Mai, und für eine 
M11!~nahmP. steht d~r R~qchE'id noch heute aus. Das !St 
clc1· vr•rlie?,cnde 'J'athestand. 

Ich habe versucht., durch eine Kleine Anfrage vom 26. 
Miir7. 1962 die Frage der Ver:r.ögerung der Zuteilungen zu 
kHii·en. Die S tellungnahme der Landesregierung hat zu 
unserem BE'dauern die gestellten Fragen n-icht nur nicht 
becintwortet. sondern neue Fragen grundsätzlicher Art 
<tuf.~ew{lrfen. In d er Beantwortung der Kleinen An
frage nimmt die Landesregieru.ng zu der Ver~ilung der 
<l ll !!em~inE'n Straßenh;H.imittel überhaupt keine Stel
Jun!l. deren Verteilung im § 14 Abs. 4 des Finanzaus
gleichsgesetzes geregelt ist. Sie beschränkt sich aut eine 
llE'gründung für die Verzögerung in der Zuteilung der 
bc-sonderen Straßenbauzuschüsse und bringt hierzu 
~!eich 7.wei Gründe, die diese Verzögerung erklären 
sollen. Sie ~agt einmal: Diese Einzelanträ~e müssen 
zum Teil aus Bundesmitteln bestritten werden. Des
halb kann eine endgüh.ige Bewilligung erst dann er
folgen, wenn auch der Bund die notwendigen Mittel 
zur Verfügung gestellt hat. 

L>a2u darf man feststellen, daß noch nicht einmal die 
Hälfte der aus Sonderzuschüssen bestrittenen St.raßen
baumaßnahmcn aus Bundesmitteln fina112iert werden. 

" ' ' " „„. """ ·· - .. „ _____ _ 

Noch„ bedenklicher .aber scheint mir die andere Art der 
Begründtmg, nämlich der Hinweb; auf die besonders 
große Zahl der Anträge, zu :sein. Es wird ausgeführt, 
d e.ß Gemeinden und Gemeindeverbände in den vergan
genen .tahren rund 500 Anträge gestellt hätten , und 
daß die Bearbeitung dieser Anträge wesentlich leichter 
wäre, wenn ihre Zahl auf die Hälfte zurückginge_ Dann 
s.tent die Landesregienmg !est, daß sie jeden einzelnen 
Antrag sowohl hinsichtlich seiner Zuschußmöglichkeit 
als auch nach i;einer Finanzierung im einzelnen ü~r
prüfen mlilll*'. 

Meine Dam~n und Herren! Gegen eine solche Fest
s.tetlung muß man doch wohl erhchliche Bedenken an
melden. Nach § 14 Abs. 4 des Flnanza uisg!dc:hsgesetzes 
sind uni;ere Landkreise gehalten, für die Gem('inde-
straßen und Gemelndeverbindungsstr aßen l angfristige 
Pläne aulzu~tellen , nach denen ~i~ den Ausbau dieser 
Straßen vonwhmcn und die ihnen global überwiesenen 
Mittel verteilen. Es liegt auf der Hand, daß Straßen
baumaßnahmen nur im Zusammenhang gesehen wer
den können und dürfen, da bei den Landkreisen oolche 
Pläne uuch für das Netz ihrer Kreisstraßen vorliegen. 
Die mit Sonderzuschüssen durchzuführenden Baumaß
nahmen bilden aber in der überwiegenden Zahl der 

„ .F'älle eine Ergänzung dieses örtlichen Sbraßennetzes. 

D~~~:~1'6!:::~~~„,~„ ·~icli"t A~tgabe der Landesregierung 
sein, im einzelnen zu überp1ilfen, ob diese oder jene 
Maßnahme notwendig ist. Da::i würde nämlich die Pla
nung im eigenen Raum und aus eigener Anschnuung 
wesentl:ich stören und beeinträchtigen. 

Ich darf an einem Beispiel noch eirunal illustrieren: 
Der Kreis Altenkirchen hatte zunäd1st 36 Maßnahmen 
in einer Dringlichkeitsliste aufgeführt. Die endgültige 
Auswahl durch die Landesregierung hat ergeben, daß 
man nicht die ersten fünf oder die ersten Zi:!hu r-,faß-
nahmen genomm,en hat, die man von der Sicht df."~ 
Kreise:s . her als die dringlichsten erachtet, sondern di P 
M;:ißnahmen 1, 2, 5, 8, 9, 10. 13, 22 und 35. Diese Rei
henfolge hätte man wahrscheinlich genau~o gut aus
losen können. Im Augenblick liegt bei den Landkreisen 
wiederum die Aufforderung, solche Dringlicllkeitslisten 
vorzulegen. '.l:ch glaube nicht, daß dazu allzu große Be
reitsch.art vorhanden ist, wenn s ie nadlher bei der 
Verteilung w1d Zuteilung der .Mittel so wenig beach
~e~„~f':J;;„1!;1Jihi1,ffi~~!ilc;:ht~t ~erden. 

„ l\l~inii? ' üä:AA'.;gfi. ~a"Herren! Wir unterhalten uns all
„ jiUl:r!lc'l'i""füer"'l!iel" 'aer Veräbschiectnng des Hfl.ushalts„ 

planes, vor allen DingE'n beim Haushaltsplan des In
nenminfstmurns, ·über die Frage der Verwaltungsre
form. ·w~.r. sind. dann alle der Auffassung, daß Verwal
tungsreform nur darin bestehen kann, daß man Zu
st.ändigkt::ilcn von oben na<.:h unlt>n verlagert. 

(Abg, König: Sehr richtig !) 

Hier wird abe-r auf dem Gebiet des Strci ße nhaues b{•i 
der Ausw<ihl der lokalen Maßnahmen g-enau der umge
ltehde Weg eingeschlagen. Hier werden sozusagen un
sere Landratsämter und Bezirksregiel'ungen zu Bricf
tdigern herabgewürdigt. 

Deshalb habe icll diese Frage heute hier angeschnitten, 
um einmal die Zuständigkeiten der örtlichen Stellen 
itärker berau.Szuskllen und um zum zweiten eine Bc
sCbleuntgung des Verfahrens in den kommenden J ah
ren zu ermöglichen. damit wirklich die kleinen Auf
trr.iggeber ihre Baumaßnahmen zu einer Zeit unterbrin
gen können, in der sie noch nlcht der Konkurrenz 
der grl>ß~ren Auttraggeber ausgesetzt s ind. 

Wir bitten deshalb die Landesregiet'ung noch e inmal. 
zu den Fragen Stellung zu nehmen, ob wirklich die zu
teil.llng det nllgemeifien Mittel, die am 1. Januar mit 
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der Verab9Chi.edung des Haushaltsplanes zur Verfügung 
stehen, 4 Y. . Monate in Ansprucl1 nehmen muß, und ob 
man bei der Auswahl der Einzelmaßnahmen nid1t 
stärker den Wünschen der örtlichen :Baulastträge~ Rech-

: .nung tragen kann, als das in den .. vergangenen Jah
r€n der Fall war. 

Wir wissen, daß ein altes Sprichwort sagt: Wer schnell 
hilft, der hilft doppeltl Das, meine Damen und Herren, 
gnt vor allen Dingen auch auf dem Gebiet des Straßen
baues, und ich hoffe, daß diese Große Anfrage ein kleir1 
wenig mit zu dieser Beschleunigung beiträgt. 

(Beifall bei der SPD.X· 

Prli.Sldcnt V~m Volxem: 

Z.ur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich 
Iier.m Staatssekretär von. Berghes das Worj:. 

Staatssekretär von Berghes: 

Herr Präsident! Meine 'sehr verehrte~ Damen und .Her
ren! Ich hatte mir vorgenommen, die Anfrage für das 
ganze Land zu beantworten, aber in der Begründung 
waren doch so viele Momente gerade aus dem Kreil; 
Altenkirchen enthal~e.T;l, d~ß ich - glaube ich. - doch 
nicht umhin kann, ganz kui·z voi:ab darauf einzµgehen. 

lch glaube, Herr Abge0rdneter Dr. Haas, Sie sind etwas 
zu bescheiden gew.esen, 

(Abg. Kör~ig: Das ist so seine Artt - Abg. Haehser: 
Er'ist von unserer Fraktion!) 

denn aus ·den mir vorlie~enden Zahlen ergibt sich, daß 
aus den Zuweisungen· ~us Titel 600 - und P,arum geht 
es ja -, das sind die Zuweisungen für finanzschwe1che. 
Gemeinden, allein in den KrelS Altenkirchen 580000 DM 
gegangen stnd, 

(Abg. Hillser: Hört, Hört!) 

und nicht 360 OQO DM, daß außerdem - und Sie 'werden 
mir sicherlich erlauben, darauf hinzm ... ·eisen - an Son
derzuwe1sungen, die . im. Kreis Altenkirchen verbaut 
worden sind, nochmals 400 000 DM verausg,al:>.t.'.wurden. 

(Abg. Dr. Kohl: Hört, hört!) 

Sicherlich ist es nicht möglich, wenn im Gesamttitel 
600 15 Millionen DM zur -Verfügung stehen und da-

. von nach Ihrem Beschluß mindestens 45 v. H. den ft
nanzschwach~n Gemeinden zugewiesen werden sollen -
wir hab1:n im Jahre . 196.2 mehr . zugewiesen, rund 
50 v. H. ''" 8 Mil1ionen DM_ -, daß allein der Kreis 
Altenkirchen 36 Anträge - wenn ich auf Ihre Zahlen 
zutückkommen darf - erhofft, erfüllt zu. bekommen 
mit einem V<;>lumen von 1,7 Iv!illionen .Dlv!. :Oas s.teckt 
da nicht d1·it1. Ich muß ·das vorher sagen, weil ich nach
her auf diesen Gesichtspunkt zurückkomme, wenn ich -
wie ich ho.f!e - glaubhaft dartun kann, daß d'ie Ver- . 
t.cilung in der mittleren Ebene nicht möglich i!1t, :weil 
dann die Gerechtigkeit im Landesganzen einfach nicht 
zu erfüllen ist. Sovi.el vorweg' zum Kreis Altenkirchen, 
weil Sie siChcrlich verstehen werden, daß ich s.Q_dJe .. 
Zahlen nicht durchgehen lassen· konnte'. Sie hatten da 
cln bißchen vergessen.' 

Ich dar! jet~t, um auf die Gesamtfrage zu kommen, 
Ihnen von vornherein recht geben, daß· es .unmöglich 
ist, daß im Mai die Bewilligungen kommen. Ich gebe . 
Ihnt.>n recht, daß man beschleunigen muß. Wir werden 
uns bemühen, und wie wir uns bemühen werden, darf 
ich gleich ausfühl:en. Eines noch vorweg: Dem Wunsche, 
mich b~i Beantwortung dies:er Großen Anfrage und 
schon bei Beantwortung der Kleinen ' Anfrage auf die 
Landesmittel zu bescb..ränken, .kann ich leider nicht 
nachkommen; dies . ist eine schwierige Frage, die uns 

• 1 '. ~ 1 • „j • . • . ;, ' • ,, ' . . " 

furchtbar viel Kopfzerbrechen gemacht hat. Ich wäre 
froh, wenn diese Aufgabe ni.cht im Ministerium läge,· 
v.l'eil es eine außerordentlich undankbare Aufgabe ist: 
Der Wunsch, das' sauber beantworten zu können nur 
für die Landesmittel, ist ein Wunsch, dem ich nicht 
na.chkommen kann, oder die Beantwortung wird un:
wahr und unsauber. Warum, darf ich jetzt ausführen. 

Dem Ministerium für Wirtschaft und Verkehr stehen 
aus folgenden Programmen · Zus.chußmittel für den 
kommunalen Straßenbau zur Ver.füiung - ich darf an 
die~er Ste:lle erwähnen, daß das ~icht die Schlüsselzu
weisungen sind -: Insgesamt betrag.en die Zuweisun:-. 
gen für Wegebau und Straßenbau für die kommunalen 
Baulastträger etwa 45 Millionen DM, d. h. 45 v. H. 
der aufkommenden Kraftfahrzeugsteuer. Von ' diesen 
45 Millionen DM sind 30 Millionen DM - wenn ich ein
mal so sagen darf - im Finanzausgleich auf dem Weg 

..' qe~ · Scll}.üs~eliuweisungen verteilt wol'den. Wann die 
' i:izigekommen sfud, weiß idt nicht, daiüber kann ich 

·1 keine Auskunft geben. Wenn ich auf Landeszuschuß-
, ' ffiil:fe'I. 'anges'prÖclien werde, 'kann ich nui: von den' _,„ .„ .„.„ 

: : · .1,5 Mij.lionen ·DM sprechen, die im Titel 600 des Haus- „ , ·;_ ~ ··~: 
~ halts des Mip.isteriums für Wirtschaft und Verkehr ~u ·
l verteilen sind, und zwar unter b) an finanzschwacqe. 

Gemeinden ungefähr 50 v . H.' t . , . ; 

Außer diesen Landesmitteln aus Titel 600 I b, etwa im 
' : . 1 ~!: 

Jahre 1962 6,5 Millionen DM, weil wir über den Pro
zentsatz hinausgegangel} sind und mehr an d ie finanz
scbwachen Gemeinden verteilt haben, als wir gebun
den waren, müssen noch andere Mittel mit in den 
~·opf hineinkommen; dann wird es gefährlich und 

1 kompliziert. Diese Mittel - erstens aus dem Titel 600 I b . .. 
i . , -. ~e:nen zum U~-: und Ausba_u von Straßen finanz- „ ;;.,,-„,-:„ 
·I . stj:lw{!:chei;- Gememd~n und ;K.re1se. . , „ . · , ,;;, 

Zweitens st;ehen d,em · Ministerium als Auftragsl;'.er7 
waltung des Bundßs die Mittel a.us dem sogenannten. 

1. . o~m~d~fennig ZUl"' Verfügung; das sind Mitt.el, die 
wir vom Bund bekommen und für die wir dem Bund · 
gegenüber als Auftragsverwaltung geradestehen müs
sen, daß wir sie so verteilen, wie der Bund das VOJ:
sieh l Diese Mittel werden ebenfalls für den Um- und 

1 

1 

.I 

Ausbau kommunaler Straßen verwandt und gegeben 
m1t del' Einschränkung - ich bitte, das zu bear..'hten - • . · 
daß diese kommunplen Straßen an eine Bundesstraße' 
angeschlossen sind. Eine Dotationspflicht des Landes 
besteht 7.U den Bundesmitteln dann nicht, wenn der 
Bundeszuscl).uß unter 4Q v. H. des Baukostenzuschus
ses bleibt. 'In '(fom Moment, wo wir in irgendeiner Gci-
meinde, weil die Sache sich sonst nicht finanzieren 
läßt, mehr wie 40 v. H. aus dem Gemeindep!ennig ge
bpp müssen, tritt die Dotationsp:flicht .des Landes ein, 
und wir müssen dann Landesmittel einsetzen. Das ist 
etwa eine Swnme vpn 3,5 Millionen DM, die aus die
s~ Gemeindepfenriig, aus Bundesgeldern, in diesem 
Jahr eingesetzt worden ist. Ich darf sie in Verbindung 

1
. bringen zu den 8t5 Millionen D!V! aus Landesmitteln.. 

Drittens stehf:)n Bundesmittel aus dem regionalen För-
i . derungsprogramm zur Verfügung. Die Verteilun_g di.~.-. . „ .„„ __ 

! „ ser Mittel wiederum ist auf bestimmte Gebiete d~ 
l · Land~ beschränkt, nämlich auf die Sanierun~kreise. 

1 

Die für den kommunalen Straßenbau .zur Verfügung sie-'. 
1 

„ "„ 

henden Mittel aus diesem Titel werden nur zur Hälfte 
als Zuschuß und zu,r Hälfte als Darlehen gegeben wer:- „„„ „ · „„„:: 
den können. Das schreibt der :S®d vor, jedoch mit der 
Auflage, daß das Land für die einzelnen Bauvorhaben . 

"'Sich mit Zuschüssen in gleicher Höhe wie die ;Bundes
zuschüsse beteiligt. Also au,ch da wieder ist eine Mi
schung aus dem Gesamttop! notwendig. 
Und· schließuch stehen filr den, konvn\l!lalen Straßen.: -· ~ .. ;'.H! 

bau - ich habe vergessen, die Zahl zu nennen - 1,7 .Mil-
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honen DM aus dem regionalen Förderungsprogramm des 
Bundes für 1962 zur Verfügung. Wir haben also jetzt 
bereits 5,2 Millionen DM Bundesmittel. die da gemischt 
wei·den müssen. 

Vierten~ ,;tehen für den kommunalen Straßenbnu Mit
tel aus dem Lande~ergtinzungsprogramm zur Verfü
gung. Sie wissen, daß wir gewisse Kreise in das Lan
desergänzungsprogramm einbezogen haben, weil da die 
Probleme genauso sind wie in den regionalen Förde
rungskrei~en. Diese Mittel ~rden nun wieder genauso 
eingesetzt wie die Mittel aus dem regionalen Förde
rungsprogramm des Bundes, d. h. teils als Zuschüsse 
und t.eil;o at~ DRrl<>hF>n. Die letzteren Mittel betragen 
0,8 Million DM. Also immerhin stammt die Differenz 
zwi~chen den Mitteln, die gegeben worden sind = 
14,5 Millionen DM und den 6,:l Millionen DM, also 6 
Millionen DM, aus anderen Programmen und anderen 
Mitteln - zum großen Teil ßundesrnitteln - al;; die Gel
der aus Titel 600. 

In vielen Fällen müssen nun zur Sicherung der Durch
führung der Arbeiten Mittel aus den verschiedenen 
Programmen zur Verfügung gestellt werden. So genügt 
z. B. der 40prozentige Zuschuß aus dem Gemeinde
pfennig des Bundes nicht immer, um die einzelnen 
Bauvorhaben voll zu finanzieren. Es muß daher zusätz
lich aus anderen Töpfen etwas dazu genommen wer
den, damit die betreffende Gemeinde in etwa das be
kommt, was sie als finanzschwache Gemeinde nötig 
hat. um neben ihren Eigenmitteln, die sie zur Verfü
gung stellt, das Bauvorhaben überhaupt durchführen 
zu !;:önnen. Man kann also nicht einfach sagen: Das ist 
eine Maßnahme, die wird mit Landesmitteln durchge
führt, sondern man muß berück.sichtigen, ob es sich wn 
einen Ort handelt, der in das regionale Förderungs
programm einbezogen ist und ob es skh um eine Straße 
handelt, die an eine Bundesstraße anschließt, denn in 
die~em Fall können soundso viele :zigtausend Mark 
aus dem Gemeindepfennig zugeschossen werden. Und 
diese 1\llisdiung kann eben nur - ich komme nachher 
noeh darauf zurück - bei der Landesregierung erfolgen; 
ich frage mich, wo sie sonst erfolgen sollt.e. 

Bei der Verteilung der Bundesmittel aus dem regiuna
len Förde:rnng!'lprogramm ist es sogar Pflicht des Lan:
dcs. Eigenmittel, also Landesmittel, zur Verfügung zu 
stellen. 

Meine sehr verehrt.en Damen und Herren! Nachdem ich 
Ihnen die Einzelprogramme, aus denen die Mittel für 
den kommunalen Straßenbau zur Verfügung gestellt 
werden, aufgezählt und die dabei gestellten Bedingun
gen kurz umrissen habe, und nachdem Sie auch ein 
Bild über die Verschachtelung der Programme gewon
nen haben, darf ich nun die erste Frage beantworten. 
Alles das, was ich bisher gesagt habe, mußte ich z.u 
meiner Verteidigung anführen, weil ja in der Großen 
Anfrage gleichsam steht: „Du bist damals nach der 
Verteilung der Landesmittel gefragt worden und hast 
uns alle möglichen Antworten gegeben, die nichts oder 
nicht 11llein mit Landesmitteln zu tun hatten, und wir 
bitten nun um eine wirklich saubere Beantv.rortung 
nach der Verteilung der Landesmittell" Noch einmal: 
Das geht eben nicht, weil das alles aus einem großen 
unterteilten Topf geschieht. 

Nun aber folgende Beantwortung der Frage 1, und das 
ist - glaube ich - das Entscheidende, und ich darf noch 
einmal sagen, Herr Abgeordneter Dr. Raas, da stim
me wir völlig überein. Die Beachtung sämtlicher For
derungen bei der Verteilung der Zuschußmittel nimmt 
natürlich eine gewisse Zeit in Anspruch. Das Ministe
rium für Wirtschaft und Verkehr hat nun aber in die-

sern Jahr entsprechend der Be:rntwortllng der Kleinen 
Anfrage am 28. Mai die Be1jrksregierungen aufge
fordert, listenmäßig die Zuschußforderungen für das 
Reclmungsjahr 1963 bis zum 1. September anzumel
den. Das ist bereits efn Monat früher. Wenn dieser 
Termin eingehalten wird und keine neuen Richtlinien 
für die Verteilung der Zuschußmittel, insbesr)ndere der 
Dundesmltlel, herausgegeben werden, dann ist das Mi
nist.erlum in der Lage, den einzelnen' Baulastträgern 
recht:witig bis zum Beginn der Bausaison 1963, d, h. 
im Februar, die Ent..<;cheidtmg über die Zuschußanträge 
mitzut.eil~n. 

Meine sehr verehrten Damen und H("rren ! F:nd(" des 
Jahres: wird der Haushalt verabschiedet. wir können 
also im Januar über die Mittel verfiigen. D~nn prfnlgt 
diese Misctiung, und es folgt noch einiges andere, auf 
das ich glekll zu sprechen komme. Idl glaube, das. ist 
eine faire Angelegenheit, wenn Anfang Februar der 
einzelne kommunale Baulastträger Bescheid weiß über 
das, was er bekommt. 

In diesem Jahr - das möchte ich noch an dieser Stelle 
erwähnen - ist der Ablauf unbefriedigend gewesen; 
dos ist völlig richtig. Aber immerhin sind am 30. März 
die :1:'1."ßiten. und. endgültigen Benach1·ichligungen her
ausgegangen, während bereits am 16. Januar 1962 die 
erste Benachrichtigung an die Bezirksregierungen ge
gangen war ilber die Maßnahmen. die voraussichtlich 
bezuschußt werden sollten. kh darf an dieser Stelle 
nochmals sagen, daß es sicherlich nicht dem Ablauf des 
Geschehens hilft, wenn nun jeder Kreis 30 bis 40 An
träge.stellt. Es ist vCillig ausgeschlossen, diese Anträge 
alle zu erfüllen. Und ich habe mir sagen lassen - ob es 
stimmt, weiß ich nicht -, daß in diesem und jenem 
Kreis die Anzahl der Anträge deshalb so groß ist, weil 
man. sich g~i:ade au! der unteren Ebene, wo ·sie die 
Entscheidung haben wollen, Herr Abgeordneter Dr. 
Haa.s, nicht darüber hinwegsetzen konnte, nun jedem 
Amt etwas zuzubilligen, und man nun innerhalb der 38 
.i\,nträge auf dem Niveau des Kreises keine Entschei
dung gefällt hat, aus der nachher dann als Resultat nur 
drei oder Vier Anträge hervorgegangen wären; man hat 
vielmehr gesagt, damit ich in dem oder jenem Amtsbe
zirk keine Schwierigkeiten bekomme, gebe ich sie mal 
alle weiter, und auf diese Wei~ kam man dann zu 36 
Anträgen. Und auch bei der scheinbar willkürlichen 
Vffll!ll1Unl!!;"'\iö'1f'der s'oeben gesprod1en worden ist, muß 
das etwas anders gesehen werden. Ich kann jetzt im 
einzelnen nlcht .sagen, warum gerade die Anträge 1, 2 
7, '11 und ~3 bezuschußt worden sind, aber allen diesen 
Entscheidungen sind häufige Gespräche mit den Herren 
Landräten und Amtsbürgermeistern, die beim Ministe
rium vorstellig geworden sind, vorausgegangen, bis man 
sich darüber klargewvrdcn ist, welche von den 36 Anträ-

. · · te;q. waren; denn es il;t eben leider 
:'War ist, daß die Anträge 1 bis 4. 
Und' 'die anderen sind unwichtig, 

"1111••1
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w'tglassen. Bei der Aufstellung der Anträge ist sehr 
hä'üftjf"die "große Zahl deswegen zustande gekommen -
ob das i1un im Kreise· AltenkirchE'n der Fall ist, weiß 
ich ,nii::ht -, daß man keinem wehtun wollte. 

Also ich jtlnube. für da.;; Jahr 1963 rnsagen zu können, 
da.ß im Lnufc des Monats Februar die Entscheidungen 
da sein werden. Und lassen Sie mich noch eine Be-

.·· ~nerkung machen: Ich glaube nicht, daß es wirklich 
ernst gemeint war, wenn gesagt, wurde, die Entsche:i
dungen seien deshalb so spät gekomme n. damit sozu
sagen das Land mit seinen Straßenbauvoi·haben zt1Prsl 
zur MiJhle käme 

(Abg. Schwarz: Sehr richtig1) 
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und daß dann· hinterher n ichts mehr übriggeblieben 1 
sei. Ich glaube, das ist doch abwegig und kann auch . 
crnsllia!t nicht behauptet werden. . 
Jetzt k ommt die Frage 2: Hält es die L,andesregierurig ! 
für zweckmäßig, · daß sie selbst trotz der Vorprüfung 
durch 'die Landkreise und Bezirksregierungen noch ein
mal jeden ein,zelnen Antrag auf seine Zuschußwürdig
keit prüft? - Antwort: Die listenmäßig bis L September 
l962 einzureichenden Zuschußanträge sollen von· den 
Kreisen ent!ü>rechend ihrer Dringlichkeit ~inger.eicht 
werden. Hiei;durch ist die Berücksichtigung der tatsäch
lich gegebenen örtlichen Verhältnisse gewahrt. Bei der 
EinreiChung der Zuschußlisten ~t weiterhin auch den 
a:u!sichts!ührenden Dienststellen die Möglichkeit ge
geben, die entsprechende Höhe der Zuschüsse je nach 
der Leistungsfähigkeit der Antragsteller auszugleichen. 
Zur tecllnlschen überprüfong bedienen sich die An
tragsteller der Straßenbauämter. Pie Uberprüfung 
durch das Ministerium für WirtsGhaft und Verkehr be
zieht sich in der Hauptsache - entsprechend meinen 
vorangegangenen Ausführungen - auf die Art und 
Weise der zur Verfügung zu stellenden Zuschußmittel. 
Daneben soll, genauso wichtig, der Ausgleich der Ver
teilung der zuschußm.ittel über das gesamte Landes- · 
gebiet geschaffen wex:deA .. Penn. es isl sicher so, daß 
jeder und jedes Geb~et glaubt, daß seine Anträge nun 
wirklich so turmhoch von der Sai:he her anderen An
trägen üb.erlegen sind, daß von dem Gesitj:l.tspunkt aus 
wirklich nicht die Mittel zu verteilen sind. 

Jetzt kommt auch noch etwas, was natürlich aufhält, 
was aber von der Sache her notwendi~ ist. En~spre
chend d en Richtlinien für · die Verteilung der Zuschuß
mittel aus Kapitel 08 06 Titel 600 ist ~ erforderlich, 
daß zur angemessenen Berücksichtigung der unter- . 
schiedlichen · Finanzkraft der Kreise und Gemeinden 
bei der Verteilung der Landeszuschüsse das. Benehmen 
mit d,em Ministerium des Innern und dem Ministerium 
für Finanzen und Wiederaufbau hergestellt werden 
muß. Und es ist ganz klar, daß manche Maßnahmen 
diesem Benehmen zun;i Opfer fallen, wenn nämlich. 
fes.tgestellt wird, daß die Finan.zk.raft dieser und je
ner Gemeinde, dle glaubt, geholfen bekommen zu 
müssen, tatsächlich so ist, daß die Zuschüsse für finanz
schwache Gemeinden dieser und jener Gemeinden nicht 
gegeben werden können. Sicherlich ist es absolut rich
t.ig, daß sowohl der Herr Kommunalminister wie der 
Herr Finanzminister in dieser Sache mitsprechen. 

Schließlich dar! ich darauf hinweisen - ich habe es vor
hin schon kurz. erwähnt -, dc;1ß das Ministerium für 

·Wirtschaft und Verkehr als oberste Straßenbaubehörde 
des Landes als Au.ftragsverwaltung des Bundes dem 
Bundesrechnungshof gegenüber für die richtige Ver
teilun~ der Zuschußmittel geradezustehen hat. 
Ich darf die zweite Frage zusammenfassend wie folgt 
beantworten. 
Es ist. notwendig und zweckmäß,ig, über die einzelnen 
Anträge im Ministmum zu entscheiden, weil 

l. nur auf diese Weise eine eutigermaßen gerechte 
Verteilung der 'zur Verfügung stehenden Mittel 
im ganzen Lande!;igeblet gewährleistet ist, 

2. :für einen wesentlichen Teil.der Bauvorhaben die 
Verpflichtung besteht, Mittel .aus verschiedenen 
Programmen zu·r Verfügung zu stellen. . · 

Darilber hinaus lassen sich die Wünsche der Antrag
steller bezüglich der Höhe der beantragten Zuschü.sse 
oft nur bei Inanspruchnahme . von Mitteln aus mehre
ren Progratrrttfätr überhaupt erfüllen. Es· ist nicht mög
lich, daß jede Bezirksregier:ung bzw. jeder Kreis diese 
notwendigen Prüfungen bei der Verschachtelung der 
Mittel selber durchführt. 

Ich darf aber zurrt Schluß hoch einmal sagen, daß alles 
das, was ich ausführte, nicht dazu dienen soll, Ihr 
gfundsätzliches Monitum „8.itte fruherl" verneinen zu 
wollen, 

. (Abg. König: · Sehr schön!) 

s~nd~rn ~ ieh sa~e ~ nach·' ~in.mal - ~s ist: richtig', da~·: 
im.Februar die einzelnen Baulastträger wfssen müssen, 
was . .sLe aus diesem Zuschu'ßtitel für finanz.schwache 
Gemei,nden bekomr,r,ie~. Was . sie aus Schlüsselzuweisun
geh 'bekommen; das könn~n Si~ siCh, gl;:iube ich - ich 
weiß .es nicht -, selber ausrechnen bzw. es leicht bei 
ihrem Kommunalministerium erfahren. Hier fühle ich 

• mich nicht. z.uständig, über den Zeitpunkt etwas Z1,l 
sagen. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

"Ic;b. eröffnf!l .die Besprechung. Das Wort hat Herr Ab
. geordneter Dr. Raas (SPD). 

Abg. Dr. Haas: 

H{m' Präsident! Meine Damen und Herren! lch dar.f 
Herrn Staatssekretär von Berghes herzlichen Dank sa
gen für die Klarstellung mancher Zweifelsfragen. Aber 
ich muß mich hier auch verteidigen. Er hat mich der 
Unterschlagung einiger Hunderttausend DM bezichtigt. 

(Heiterkeit iin H~use.) . 

Das kann ich· allein schon deshalb nicht auf mir sitzen 
lassen, weil ich sie nicht in der Tasche habe. 

(Erneute Heiterkeit im Hause.) 

Wenn ich den Kreis Altenkirchen als Beispiel erwähnt 
h~be, so nicht, weil ich ihn für besonders bedeutungs
voll oder besonders benachteiligt halte. Die Differenz 
in den Zahlen, Herr Staatssekretär, kommt ja doch 
daher, weil wir bei unseren allgemeinen Zusammen
stellungen das Sonderprogramm Hatzfeld nicht in die 
Gesamtmasse mit hineinnehmen, das im übrigen ja 
auch bei Ihnen eine Sonderbehandlung er.fährt. Damit 
verringert sich die Diiferenz, die wir haben; bereits 
auf die Hälfte. 

(Heiterkeit bei. der SPD.) 

Pie von mir angegebene Zahl entspricht dem Stande 
der Bewilligungen; der vor ungefähr 14 Tagen b.ei der 
Kreisverwalturlg in Altenkirchen vorlag. Ich habe ja 
dara uf hingewiesen, daß bis heute noch nicht alle durch 
die Bezirksregierungen in Aussicht gestellten Betvi.lli
gungen wirklich vorliegen. 

Nun noch einmal zwei Fragen. Sowohl die Kleine als 
auch die Große Anfrage gfog mit ihrem SchwergewiCht 

· auf die Mittel des Finanzausgleichs ein, au! jene 30 · 
Millionen DM im Einzelplan 11, von denen wir wirk
lich nicht einzusehen vermögen, daß sie erst Ende Mai 
\Terbindlich verteilt werden. Das müßte früher möglich 
sein. 

(Abg. Schwarz: Es ist ja erklärt worden, daß das 
nicht mehr passiert!) 

zu der Frage der Sondermittel, Herr Staatssekretär, 
kann ich mich Ihrer Auffassung nur zum Teil an
schließen. Wenn der Landkreis ein Programm vorlegt 
von 36 oder 40 Einzelmaßnahmen und er sagt - wid die 
Auflage machen Sie ja . ~' das ist eine Dringlich~elts
llste, :so liegt der großen .Zahl nicht mangeinde· En t
scheidungsfre.udigkeit zugrunde, :sondern einmal der 
wirkliche Bedarf, zum and~ren wissen wir ja, daß 
solche Programme nicht nur ein Jahr, sondern mehrere 

· Jahre laufen. Meiner Ansicht nach dürfte die Landes-

'• : :" 'tll 
.„ ;; :~ 
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regicrung ohne zwingende Gründe von der Dringlich~ 
kdtsliste der Landkreise nicht abweichen, Ein solcher 
Grund kann allerdings au~ gegeben sein in der Fi~ 
nanzierungsmöglichkeit. Sie können z. B . die Maßnah-: 
mcn t bis 5 aus Landesmittel finanzieren; Sie können 
dann bei 6 feststellen, daß man Bundesmittel mitver
wende n kann, so daß aber dabei auch schon einmal 
eine Maßnahme ausfallen muß, weil entsprechende Mit
te l im benötigt.en Umfang nicht mehr zur Verfügung 
stehen. Abe i:- im großen und ganzen muß diese Dring
lichke itsliste die Grundlage für die Bewilligung dar
s tellen, schon allein deshll.lb, damit nach einem ein
heitlichen Plan auf der untersten Ebene alle Straßen
baumaßnahmen durchgeführt werden können. 

Die zugesagte Beschleunigu ng der Zuweisungen im 
n.ädis'tei;i ' J'~hre- hat den Anlaß unser Großen Anfrage 
gerechtfertigt, s ie hat damit auch zu e inem gewissen 
Erfolg gefilbrt 

(Beifall bei der SPD.) 

Pr!lsldcnt Van Volxem: ' 

Es scheinen keine weiteren Wortm<!ldungen zu er folgen. 
Dann ist dieser Punkt der Tagesol·dnung erledigt. Wir 
sind am Ende der Tageso i;dnung. Ich :;chließe die Sit
zung und wünsche Ihnen eine gute Heimfahrt. 

S c h l u ß d c r S lt z. u n g : 16.49 Uhr. 


